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Beginn der Sitzung: 13.01 Uhr

Vizepräsident I I abermann:

Meine Damen und Herren! Ich eröffne die 25. Sitzung des
Landtages Brandenburg. Bevor wir HI die Tagesordnung ein-
treten. möchte ich Ihnen eine Mitteilung machen. Der Aus-
schuss für Haushalt und Finanzen hat in seiner 23. Sitzung am
12.10.2000 Herm Abgeordneten Mike Bischoff von der Frakti-
on der SPD als Nachfolger für Frau Abgeordnete Da gmar Zieg-
ler gemäß 75 Abs. 3 der Geschäftsordnung des Landtages zu
seinem stellvertretenden Vorsitzenden gewählt.

(Vereinzelt Beifall bei der SPD)

Ich komme jetzt zur Tagesordnung. Sie liegt Ihnen im Entwurf
vor. Gibt es zu dieser Tagesordnung Bemerkungen oder Ergän-
zungen? - Das ist nicht der Fall. Dann lasse ich darüber abstim-
men. Wer mit dieser Ta gesordnung einverstanden ist. den bitte
ich um sein Handzeichen. - Ich danke Ihnen. Gegenstimmen?
Stimmenthaltungen? - Damit können wir nach dieser Tages-
ordnung verfahren.

Ich nife Tagesordnungspunkt 1 auf..

Fragestunde

Drucksache 3 -1945

Ich erteile zuerst dem Ab geordneten Bochow das Wort. Er stellt
die Frage 448 zur Reform der Bundesbank. - Bitte schön!

Buchort (SPD):

Bedingt durch die Verlagerung der Verantwortung für die Geld-
politik auf die Europäische Zentralbank strebt die Bundesregie-
run g eine Reform der Struktur der Bundesbank an. Nach mir
vorliegenden Erkenntnissen soll in diesem Zusammenhang auch
am föderalen Aufbau gerüttelt werden. Anstelle der Landeszen-
tralbanken sollen Fünf Regionalverwaltungen der Bundesbank
eingesetzt werden.

Ich frage die Landesregierung: Welche grundsätzliche Position
vertritt sie in dieser Frage?

Vizepräsident Haberrnann:

Die Antwort der Landesregierung wird die Finanzministerin ge-
ben. Bitte schön. Frau Ziegler!

Ministerin der Finanzen Ziegler:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sehr geehrter Hen.
Bochow. vor dem Hintergrund der Aufnahme der Tätigkeit der
Europäischen Zentralbank, die seit Anfang 1999 die geldpoliti-
schen Entscheidungen in Europa trifft. sowie der erforderlichen
Einbindung der Deutschen Bundesbank in das europäische Sys-
tem der Zentralbanken ergibt sich die Notwendigkeit einer
Strukturreform der Bundesbank.

Ziel dieser Reform ist es. die Bundesbank so zu reorganisieren.
dass sie ihre derzeitigen und künftigen Aufgaben wirksam und
kostengünstig erfüllen kann. Der Zentralbankrat der Bundes-

bank hat dazu im Juli 1999 zwei Optionsmodelle für eine neue
Organisationsstruktur vorgeschlagen: ein föderales und ein
zentralistisches Modell.

Diese Bezeichnungen verdeutlichen, dass nur eines dieser Mo-
delle geei gnet sein wird_ den bisherigen föderal geprägten Auf-
bau der Bank zu bewahren. Aufgrund dessen hat sich die Fi-
nanzministerkonferenz am 09.09.99 mit großer Mehrheit Für das
so genannte föderale Modell ausgesprochen und diese Position
wiederholt bekräftigt. Demgegenüber unterstützen Bundes-
finanzminister Eichel und Bundesbankpräsident Welteke das
zentralistisch ausgerichtete Modell mit der hierbei vorgesehenen
Abschaffung der Landeszentralbankenstruktur und ihrer Prä-
sidenten.

Eine angesichts dieser unterschiedlichen Positionen eingesetzte
Expertenkommission unter Leitun g von Herrn Bundesbankprä-
sidenten i. R. Karl Otto Pöhl, deren acht Mitglieder jeweils zur
Hälfte von Bund und Ländern benannt wurden. hat am 4. Juli
2000 einen Bericht zur Strukturreform der Deutschen Bundes-
bank vorgelegt. Die Kommission favorisiert darin ein Kompro-
missmodell. Danach sollen - und darauf bezieht sich vermutlich
Ihre Frage - an die Stelle der bisheri gen neun Landeszentral-
banken fünf Regionalverwaltun gen der Deutschen Bundesbank
mit Sitz in Berlin. Düsseldorf. Frankfurt am Main. Hamburg
und München treten. an deren Spitze jeweils ein Regionalprä-
sident stehen soll, der gleichzeitig Mitglied des dabei vorgese-
henen einheitlichen Leitungsgremiums der Bundesbank wird.

Auch dieser Reformvorschlag der Expertenkommission ist aus
Sicht der Länder - und so auch der brandenburgischen Landes-
regierung - nicht akzeptabel. da er den berechtigten Föderalen
Belangen nicht hinreichend Rechnung trägt und damit keine
geeignete Grundlage für eine konsensfähige Lösung darstellt.
Dieser Vorschla g hat im Übrigen auch nicht die Zustimmung
des Bundesfinanzministers und des Bundesbankpräsidenten
gefunden.

Die Finanzministerkonferenz hat sich am 14. September 2000
noch einmal ein gehend mit der Angelegenheit befasst und im
Ergebnis festgestellt. dass die Beibehaltung der regionalen Glie-
derung des Zentralbankwesens in Deutschland Voraussetzung
für eine Einigung zwischen Bund und Ländern ist. Auf dieser
Grundlage werden vonseiten der Länder die weiteren Verhand-
lungen mit dem Bund fortgeführt.

Die Landesregierung hat von Be ginn an die auf föderalen Argu-
menten basierende Position der Länder unterstützt. Sie hat da-
mit den breiten Konsens auf Länderebene mitgetragen. Insofern
verweise ich noch einmal auf die Beschlüsse der Finanzminis-
terkonferenz in dieser Frage. - Vielen Dank!

(Vereinzelt Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Ihnen. Frau Ministerin Ziegler. Herr Abgeordneter
Christoffers hatte noch eine Fra ge angemeldet. Bitte schön!

Christoffers (PDS):

Frau Ministerin. ich habe im Zusammenhan g mit diesem The-
menkomplex eine Frage: Wie bewertet die Landesregierun g die
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Möglichkeit der Bundesbank, in der perspektivischen Arbeit der
Europäischen Zentralbank nationale Finanzinstrumente über-
haupt noch in Ansatz bringen zu können?

Nlinisterin Ziegler:

Das ist natürlich ein Problem, das sich damit stellt. Das Bundes-
a ufsichtsamt für das Kreditwesen soll ja in das Bundesbanksys-
tem integriert werden. Damit werden aber auch neue Aufgaben
auf die Landeszentralbanken und auf uns zukommen. Gleich-
zeiti g muss man konstatieren, dass Teile der bisherigen Auf-
gaben der Landeszentralbanken verloren gehen werden. Zum
Beispiel wird der Präsident der Bundesbank eine größere Auto-
nonne erhalten. Es wird keine ständige Rückkopplung zu den
Ländern mehr stattfinden, was die Gestaltung der Währungs-
politik in Europa betreffen wird. Insofern wird es mit Sicherheit
einen Verlust an Ländereinfluss geben.

Vizepräsident Haherrnan n :

Ich danke Ihnen. Frau Ministerin. - Das Wort hat der Abge-
ordnete Neumann von der Fraktion der CDU. Er wird die Fra-
ge 449 Transrapid) stellen.

Neumann (CDU):

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der „Märkischen
Oderzeitung- war zu entnehmen. dass keine Transrapidstrecke
durch Berlin und Brandenburg führen wird. Als Ausgleich dafür
soll Herr Verkehrsminister Meyer 120 Millionen DM für den
Ausbau der Bahnstrecke zwischen Berlin und Dresden mit Halt
in Schönefeld von der Bundesregiening eingefordert haben.

Ich frage die Landesregierung: Welche Verhandlungsergebnisse
zwischen Landes- und Bundesregierung liegen hinsichtlich der
120 Millionen DM vor?

Vizepräsident Habermann:

Herr Verkehrsminister, Sie haben das Wort.

Minister für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr Meyer:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr
Neumann, eine derartige Verknüpfung zwischen dem Verkehrs-
projekt Transrapid und dem Ausbau Berlin - Dresden. Dresdner
Bahn. existiert nicht.

Der genannte Betrag von 120 Millionen DM ist Bestandteil des
gewünschten Brandenburger Maßnahmenkataloges bezüglich
des Zukunftsprogramms ZIP des Bundes zur Verwendung der
UMTS-Mittel. Hier ist der Wiederaufbau der Dresdner Bahn
zwischen Stadtgrenze Berlin und Berliner Außenring sowie die
Sanierung des übrigen Brandenburger Streckenabschnittes in
der Tat von uns so gewünscht. Hierzu gibt es bisher keine Re-
aktion des Bundes.

Allerdings gab es gestern ein Telefongespräch zwischen Hart-
mut Mehdom und mir. bei dem wir verabredet haben, dass es
kurzfristig zu einem Gespräch zwischen dem zuständigen Vor-
stand der Deutschen Bahn AG und mir kommen wird, wo wir
die Vorschlä ge unseres Landes und die Möglichkeiten des Bun-
des miteinander abwägen werden. - Schönen Dank.

Vizepräsident la hermann:

Ich danke Ihnen. Herr Minister Meyer. - Die Frage 450 t Pah-
zeistruktuneform) wird von Herrn Prof. Schumann gestellt.
Bitte schön!

Prof. Dr. Schumann (PDS):

Nachdem Ministerpräsident Stolpe den Kabinettsbeschluss zur
Polizeistrukturreform als ..Absichtsbeschluss - bezeichnet hat.
ist die Diskussion uni die endgültige Entscheidung über die
künftige Anzahl der Polizeipräsidien wieder offen. Damit gibt
es auch die reale Möglichkeit. die im Vorfeld der Rechtsver-
ordnung des Innenministers gemäß 12 Abs. 3 des Polizeiorga-
nisationsgesetzes vielfach geäußerten Bedenken hinsichtlich
einer radikalen Reduzierung aufzwei Polizeipräsidien inhaltlich
zu diskutieren.

Ich frage die Landesregierung: Wie sollen der Innenausschuss
und die Polizeibeiräte konkret in die Vorbereitun g der Rechts-
verordnung des Innenministers einbezogen werden?

Vizepräsident Hahermann:

Bitte schön. Herr Minister Schönbohm!

Minister des Innern Schönhohn):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Prof. Schu-
mann. ich muss sagen: Es wird berichtet. dass der Ministerprä-
sident dies als Absichtsbeschluss bezeichnet habe. Es ist kein
Absichtsbeschluss in dem Sinne. wie Sie es unterstellen. son-
dern es ist ein Beschluss des Kabinetts. und der Innenminister
hat den Auftrag, diesen Beschluss unter Beteiligung der
Gesetz dafür vorgesehenen Behörden. Einrichtungen und natür-
lich auch des Landta ges umzusetzen.

Ich möchte den Kabinettsbeschluss noch einmal vorlesen. damit
klar ist. wovon wir sprechen: Sie sind ja darüber unterrichtet
worden. Ziffer I lautet:

.Das Kabinett beschließt die in Ziffer 6

- dann fol gt die Beschreibung -

der Vorlage aufgeführten Eckpunkte für die Polizei-
struktur Brandenburgs.-

Man könnte sagen. das Kabinett beschließt dies absichtlich nach
langer Diskussion. Aber es heißt: Das Kabinett beschließt.
Damit ist es ein Beschluss des Kabinetts. der mir den Hand-
lungsrahmen vorgegeben hat.

In Ziffer 2 steht - das ist das, worauf Sie abheben -:

..Das Kabinett beauftragt den Minister des Innern. die zur
Umsetzung der Eckpunkte erforderlichen Schritte einzulei-
ten. Insbesondere bedarf es noch der Abstimmung."

Es folgt die Aufzählung. mit wem.

In Ziffer 2.1 heißt es:
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..Der Landtag ist hinsichtlich der strukturellen Grundent-
scheidung zu informieren.-

In Ziffer 2.2 heißt es:

..1m Zusammenhang mit der Umsetzun g von Einzelmaß-
nahmen ist der Landtag im Rahmen der erforderlichen ge-
setzlichen Änderungen zu befassen.-

Aus dem Beschlusstext geht hervor: Das Kabinett hat dies be-
schlossen und mich beauftragt, es umzusetzen.

Sie haben schon vor vier Wochen eine Frage dazu gestellt. die
wir auch beantwortet haben, wobei ich darauf hingewiesen
habe. dass die nächsten Schritte der Umsetzung gemeinsam mit
dem Innenausschuss des Landtages erfolgen werden. Wir er-
arbeiten zurzeit gemeinsam mit dem Innenausschuss und dem
Sekretariat die konkrete Verfahrensausgestahung. Es ist voll-
kommen klar. dass die erforderliche Rechtsverordnun g für die
Einrichtung der Polizeipräsidien aus verfassungsrechtlichen
Gründen nur auf der Gnindlage von Artikel 96 Abs. 2 der Lan-
desverfassung erlassen werden kann, Danach obliegt die Befug-
nis zur Einrichtung der staatlichen Behörden der Landesregie-
rung.

Die Umsetzung der Polizeistnikturreform auf der Grundlage der
Vorschriften der Landesverfassung beinhaltet in jedem Fall
auch die Unterrichtungspflicht der Landesregierung gegenüber
dein Landtag und seiner Ausschüsse gemäß Artikel 94 der Lan-
desverfassung.

Auf die Anhörung der Polizeibeiräte hat die vorgenannte verfas-
sungsrechtliche Beurteilung keinen Einfluss. Die Beteiligung
der Polizeibeiräte erfolgt ausweislich der entsprechenden Rege-
lungen im Polizeiorganisationsgesetz durch die Polizeipräsiden-
ten. Soweit sich die Polizeibeiräte bisher noch nicht mit diesen
Schritten der Polizeistrukturrefonn befasst haben, wird das
dafür Notwendige veranlasst.

Ich fasse zusammen. Herr Prof. Schumann: Es ist eine Entschei-
dung der Landesregierung. Wir haben hier nachher noch eine
Aktuelle Stunde und damit Gelegenheit. über die Inhalte zu
diskutieren. Ich habe die Aufgabe. dies umzusetzen. und dies
tun wir derzeit.

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Ihnen. Herr Minister. - Die Frage 451 (Abwanderung
von Ju gendlichen zur Ausbildung in andere Bundesländer) for-
muliert der Abgeordnete Claus von der Fraktion der DVU. Bitte
schön!

Claus (DVIJ):

Ministerpräsident Dr, Manfred Stolpe warnte vor kurzem ge-
genüber der Presse vor dem Ausbluten des Landes durch die
Abwanderung von Jugendlichen im Ausbildungsalter in die Alt-
bundesländer. Der Wegzug der Jugendlichen raubt dem Land
den dringend benötigten Facharbeiternachwuchs. betonte Minis-
terpräsident Dr. Stolpe.

Ich frage die Landesregierung: Welche Maßnahmen will sie
ergreifen. uni der Abwanderung von Jugendlichen aus Branden-

burg in andere Bundesländer zwecks Berufsausbildun g Einhalt
zu gebieten?

Vizepräsident Haberntann:

Die Frage wird Minister Ziel beantworten. Bitte schön. Herr
Minister!

Minister für Arbeit, Soziales. Gesundheit und Frauen Ziel:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Landesregierung
hat diesbezüglich schon seit langem Maßnahmen ereriffen -
aber vielleicht ist Ihnen das ent gangen. Gemeinsam mit der
Bundesregierung und der Bundesanstalt für Arbeit unternehmen
wir einiges, uni jedem ausbildungswilligen Jugendlichen. der
ohne betrieblichen Ausbildungsvertrag blich. einen Ausbil-
dungsplatz im Land Brandenburg anzubieten. Wir stimmen das
eng mit den Kanonen und den Sozialpartnern ab. damit jeder.
der es wünscht. eine berufliche Perspektive im Land bekommt.

Seit 1993 konnten allein durch das Bemühen von Bund und
Land mehr als 34 000 zusätzliche Ausbildungsplätze angeboten
werden. Diese Aktivitäten setzen wir fort und unterrichten den
Landtag und seine Ausschüsse regelmäßi g darüber, weshalb ich
hier auf weitere Details verzichten möchte.

Im Übrigen sehen wir in einer normalen Pendlerbewegung noch
keine gravierenden Probleme für die Wirtschaftsregion Bran-
denburg. Jugendliche haben häufi g Berufswünsche. die sie in
andere Regionen ziehen: allerdings besteht für einzelne Regio-
nen durchaus die Gefahr. dass der übliche Mobilitätsgrad über-
schritten wird.

Die Landesregierung ist sich mit der brandenburgischen Wirt-
schaft darin eini g,. dass der Wegzug von Jugendlichen oder
Fachkräften staatlicherseits nicht noch gefördert wird. - Danke
schön.

Vizepräsident Hahermann:

Ich danke Ihnen. Herr Minister Ziel. - Die Frage 452 ( Aus-
g leich für die Auflösung des Polizeipräsidiums Cottbus) wird
von der Abgeordneten Konzaek gestellt. Bitte schön!

Frau Knnzack (SPD):

Die geplante Auflösung des Polizeipräsidiums Cottbus würde
die Stadt circa 410 Arbeitsplätze kosten und die Bedeutung als
Oberzentrum weiter schwächen. Seit Bekanntwerden dieses
Plans besteht deshalb parteiübergreifend die Forderung nach
einem angemessenen Ausgleich für diesen Verlust.

Diesbezü glich hat der Innenminster. Herr Sehönbohm, kürzlich
auf einem Parteitag der CDU in Cottbus gesagt, dass sein Mi-
nisterium einen möglichen Ausgleich durch andere Behörden
prüfe. der Arbeitsplatzabbau jedoch nicht vollständig kompen-
siert werden könne. Deshalb frage ich die Landesregierun g: Wie
weit ist das Innenministerium mit dieser Prüfung?

Vizepräsident Habermann:

Herr Minister Schönbohm. Sie haben erneut das Wort.
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Minister des Innern Schürbuben:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau Abgeordnete
Konzack. dies war ein Prüfauftrag des Kabinetts. Im Rahmen
der betreffenden Kabinettssitzung wurde beschlossen festzustel-
len. welche Ausgleichsmöglichkeiten es für Cottbus gibt. Wir
haben diesen Auftrag insoweit ausgeführt. als wir alle in Be-
tracht kommenden Verlagerungsmöglichkeiten im Geschäftsbe-
reich des Innenministeriums geprüft haben. Ich habe dazu gor
drei Wochen im Kabinett - außerhalb der Tagesordnung - einen
pros isorischen Bericht abgegeben.

Bei den bisherigen Überprüfungen wurde festgestellt. dass sich
keine der Behörden oder Einrichtungen un Bereich des Innen-
ministeriums dafür anbietet. ohne Schwierigkeiten oder pro-
blemfrei - wenn ich das so sagen darf - nach Cottbus verlagert
zu werden. Zum Teil ist mit erheblichen Kosten zu rechnen.
zum Beispiel bei der Verlagerung von Infonnationstechnik des
Landesamtes für Datenverarbeitung und Statistik. das verschie-
dentlich genannt wurde.

Wir müssen w euerhin überprüfen. wie lange Mietverträge lau-
fen. welche Kosten entstehen und was es bedeutet. wenn Lie-
genschaften aufgegeben werden. Es geht also um einen Abwä-
gung.sprozess zwischen dem gewünschten Ausgleich und den
dadurch entstehenden Kosten.

Der Prüfauftrag des Kabinetts bezieht sich jedoch nicht nur auf das
Innenministerium. sondern sozusagen auf die gesamte Landesver-
waltung. Das MO ist zuständig für die Liegenschaftsverwaltung.
aber auch das Ministerium für Landwirtschaft, Umweltschutz und
Raumordnung ist hier gefordert. Wir haben hierzu Gesprächeaufge-
nommen. sind aber noch zu keinem Ergebnis gekommen.

In diesen Zusammenhang sind auch die Gespräche einzuordnen.
die ich mit Bundesinnenminister Schilt' geführt habe und die
durch eine Indiskretion aus dem Bundesinnenministerium -
noch dazu mit einem falschen Zungenschlag - an die Öffentlich-
keit gelangt sind.

Ich verhandle im Augenblick mit dem Bundesinnenminister
über die Frage. ob es zweckmäßig und möglich ist. eine Einsatz-
hundenschaft des Bundesgrenzschutzes in Cottbus zu stationie-
ren. welche dann sowohl im grenznahen Raum als auch dort, wo
der Bundesgrenzschutz originäre Aufgaben in allen Bereichen
der Bundesbahn wahrnimmt. eingesetzt werden könnte. Die
Verhandlungen dazu sind noch nicht abgeschlossen.

Wir haben hinsichtlich der Liegenschaften konkrete Angebote un-
terbreitet, die zurzeit geprüft werden. Am Ende dieser Diskussion
wird man sagen können. was sich in der Gesamtsumme ergibt.

Von daher bin ich im Augenblick leider nicht in der Lage. Ihnen
Ihre Frage zu beantworten. Die Suche nach Kompensations-
möglichkeiten wird weiterhin Zeit benötigen_ weil es zum Teil
schwierige Verhandlungen und Untersuchun gen sind. Ich bitte
dafür um Verständnis. Es ist ein Teil unserer Projektarbeit. die
wir heute begonnen haben.

Vizepräsident Habermann:

Schönen Dank. Herr Minister. Die Fragestellerin hat Fragebe-
darf. Bitte schön. Frau Konzack!

Frau Knnzack (SPD):

Herr Minister. die Nachfrage bezieht sich auf das. was Sie über
Herrn Schilt' und zur Verlagerun g des Bundesgrenzschutzes
nach C •ottbus gesagt haben. Stimmen Sie mit mir überein, dass
diese, wenn sie so käme. sowieso eine Notwendigkeit wäre?
Soviel ich weiß. soll der Bundesgrenzschutz zum Kampf gegen
den Rechtsextremismus eingesetzt werden. Es würde nicht zu
dieser Kompensierung beitragen, wie es crsprochen worden ist.

Minister Schünhohm:

Frau Abgeordnete. ich habe das im Gesamtzusammenhang
gesehen. Wenn man sich die Zahlen ansieht. und zwar die Zahl
der Landesbediensteten in Cottbus und in den drei anderen
kreisfreien Städten in Brandenburg. dann ist Cottbus von der
Zahl her nach wie vor noch ganz gut bedient. In Cottbus arbei-
ten 7 310 Mitarbeiter im öffentlichen Dienst. von denen nicht
400. sondern circa 370 Personen vom Polizeipräsidium we g-
gehen m ürden. Unklar ist. wie sich das für den Schutzbereich
auswirken wird. der für Cottbus und den die Stadt umgehenden
Landkreis eingerichtet wird.

Oh der Bundesgrenzschutz endgültig nach Cottbus kommt. ist
noch offen. Das hängt mit einem Redifferenziemngskonzept des
Bundesgrenzschutzes zusammen. der eine Garnison in Sachsen
und eine in Frankfurt (Oder) hat. Die Entfernung zwischen
beiden Standorten ist so groß. dass der Bundes grenzschutz zu
dieser Überlegung gekommen ist.

Ich meine, wenn man einen Summenzug macht. dann sollte man
diese Zahlen einbeziehen. da die einen Stellen abgebaut werden
und die anderen hinzukommen. Von daher wäre es für Cottbus
im Ergebnis ein Aufwuchs. Deshalb habe ich diesen Zusam-
menhang erwähnt.

Vizepräsident Hahermann:

Schönen Dank. Herr Abgeordneter Trunschke. bitte schön!

Dr. Trunschke (PDS):

Herr Minister, ich habe zwei Nachfragen:

1. Steht die Landesregiening nilt der Bundesregierung darüber
in Verhandlung, ob das angekündigte Umweltforschungs-
institut nach Cottbus oder in die Re gion uni Cottbus kom-
men könnte?

2. Sie hatten angekündi gt. dass Sie noch schwierige Verhand-
lungen haben werden. Wann rechnen Sie damit, uns Ergeb-
nisse auf den Tisch legen zu können?

Minister Schön hoh fll:

Herr Trunschke. zum Umweltforschungsinstitut kann ich Ihnen
nichts sagen. weil ich den Sachverhalt nicht kenne. Das müsste
Ihnen Kollege Bi rthler beantworten können.

Ich gehe davon aus, dass wir im I. Quartal des kommenden
Jahres wissen. wie das Ergebnis der Verhandlun gen und Überle-
gungen ist. sodass ich dann in den entsprechenden Ausschüssen
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oder im Plenum darüber berichten kann.

Vizepräsident Hahermann:

Ich danke Ihnen. Herr Minister Sehönbohm. Die Frage 453
(Anbindung der Industriestandorte PreinnitzTeathenow an die
BAB 2) wird der Abgeordnete Dombrowski stellen. Bitte schön.
Herr Dombrowski'.

Dombrowski (CDU):

Die Perspektiven eines Industriestandortes hängen maßgeblich
von der Verkehrsinfrastruktur ab. Laut Pressemeldungen im An-
schluss an die Zustimmung des Bundesrates zur Steuerreform
hat das MSWV Zusagen der Bundesregierung für Verkehrs-
projekte im Bundesland Brandenburg bekommen. Mit Schrei-
ben vom 10. August 2000 bat ich Minister Me yer, mir mitzutei-
len. ob er eine Möglichkeit sehe. durch die Anbindung der Indu-
striestandorte Premnitz und Rathenow an die BAB 2 zeitnah für
eine Verbesserung der dortigen Infrastruktur zu sorgen. Eine
Antwort steht bis heute aus.

Ich frage daher die Landesregierun g : Wann ist verbindlich mit
einer Anbindung der Industriestandorte Premnitz und Rathenow
an die BAB 2 zu rechnen?

Vizepräsident Hahermann:

Herr Minister Meyer. Sie haben das Wort.

Minister für Stadtentwicklung, Wuhnen und Verkehr Meyer:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr
geehrter Hcrr Dombrowski, die Anbindung von Rathenow und
von Premnitz an die BAB 2 weist abschnittsweise unterschiedli-
che Planungsstände auf. Die Südumgehung Rathenow ist so
weit geplant. dass im nächsten Jahr das Planfeststellungsverfah-
ren eingeleitet wird. Angestrebter Termin für den Baubeginn ist
Ende 2001 /Anfan g 2002.

Die Umgehung Premnitz berührt die naturräumlich sehr sensible
Havelniederung und hat daher einen längeren Planungsvorlauf.
Gegenwärtig werden die straßentechnischen Entwürfe innerhalb
der Straßenbauverwaltung abgestimmt. Mit dem entsprechenden
Raumordnungsverfahren soll noch in diesem Jahr begonnen
werden. Damit kann das Planfeststellungsverfahren im Jahre
2001 eingeleitet werden. sodass ein Baubeginn im Jahre 2003
realistisch erscheint.

Die Umgehun g Wusterwitz - Bensdorf ist Linienbestimmt. Das
Planfeststellungsverfahren soll im Jahre 2001 eingeleitet wer-
den. Der mögliche Baubeginn wäre dann im Jahre 2002. Der
südlich nach Wollin weiterführende Ast befindet sich in der
Vorplanung. Die Einleitung des Raumordnungsverfahrens ist
für 2001 2002 geplant. Dieser Abschnitt wird als letzter in den
Bau gehen. Bis dahin läuft der Anschluss an die Autobahn über
die Anschlussstelle Ziesar. Damit wird die Trasse Rathenow -
Premnitz - BAB 2 von der Landesre gierung als äußerst wichtig
eingestuft. Sie wird nach den Plänen mit einer Umschichtung
der Mittel ab 2001 bis voraussichtlich 2004/2005 deutlich ver-
bessert werden. - Schönen Dank!

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Ihnen. Herr Minister Meyer. Es ist eine Frage ange-
meldet worden. Abgeordneter Christoffers. bitte schön!

Christoffers (PDS):

Herr Minister, die Frage des Abgeordneten Dombrowski hatte
darauf abgezielt. die Gesamtsituation am Standort durch die An-
bindung zu entkrampfen. Ich habe zwei Nachfragen:

1. Können Sie Ausführungen darüber machen. wi e die .Akte itäten
Ihres Hauses in die Aktivitäten der anderen Häuser der Lan-
desregierung eingebunden sind. den Standort Premnitz/Rathe-
now zu konsolidieren?

2. Gibt es in Ihrem Haus Überlegungen, eventuelle Abstim-
mungen mit dem Land Sachsen-Anhalt zur Trassenführung
für die Autobahnanbindun g zu ermöglichen?

Minister Meyer:

Die Abstimmung mit anderen Häusern ist drin gend geboten. Ich
darf sagen. dass die Abstimmung mit Minister Fümiß erfolgte.
Wir stimmen darin überein. dass wir dieser Trasse eine ähnliche
Priorität einräumen wie der Nord-Süd-Verbindung im Osten des
Landes. Dort sind wir mit erheblichen Mitteln aus der Aus-
gleichsmasse Steuerreform ein Stück weitergekommen. Bei
dieser Trasse müssen wir. weil es sich teilweise um Landes-
straßen und teilweise um Bundesstraßen handelt. einen ent-
sprechenden Finanzierun gsmix über die einzelnen Bauabschnit-
te erarbeiten. Das ist die eine Seite der Abstimmung.

Die andere Seite der Abstimmung - die genauso notwendig ist
und in der Zeitachse ganz wesentlich mitentscheidet - sind die
Naturräume. In circa 14 Tagen wird dazu zwischen Herrn Für-
niß. Herrn Birthler und mir ein Gespräch stattfinden. Es wird
ein Abstimmungsgespräch sein. in dem wir darüber beraten, wie
wir diesen Raum fair diese Maßnahmen gestalten.

Es ist auch für Sachsen-Anhalt wichtig. an dieser Stelle in den
Norden und in den Süden von Brandenbur g zu kommen. Wir
wollen diese neu zu schaffende Anschlussstelle perspektivisch
nach Süden in Richtung Belzig weiter ausbauen. Das ist für
beide Seiten wichtig. Eine Abstimmung zur Maßnahme in di-
rekter Form mit Sachsen-Anhalt ist nicht notwendig. Abge-
stimmt werden muss mit Sachsen-Anhalt der Neubau der Auto-
bahntrasse Magdeburg - Wittenberge - Ludwigslust - Schwerin.
Hierzu haben wir eine Vereinbarung mit den Ländern Sachsen-
Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern.

(Beifall des Abgeordneten Neumann [CDU])

Wir stehen damit in Konkurrenz mit Niedersachsen. Dort gibt es
auch einige, die in der Politik etwas zu sagen haben und die
diese Trasse bevorzugen. Deswegen legen wir Wert darauf. dass
wir bei der Vereinbarun g bleiben. die wir mit Zustimmung des
Bundes Anfang des Jahres hatten, und lehnen zurzeit eine Neu-
bewertung der beiden Trassenvarianten - z. 13. westlich ver-
schoben nach Niedersachsen - ab. Wir legen Wert darauf. dass
die alte Abstimmung gilt, die gemeinsam von den Länden
gewünscht wird. Hierzu muss sich der Bund eindeuti g positio-
nieren. - Schönen Dank.
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Vizepräsident Hahermann:

Der Fragesteller hat noch eine Zusatzfrage. Bitte schön. Herr
Dombrowski?

Domhruwski (CDU):

Herr Minister. habe ich Sie richtig verstanden. dass die materiel-
le Untersetzung der Planung des Landes zur Anbindung des
Industriestandortes Rathenow Preinflitz an die BAB 2 nach
menschlichem Ennessen als gesichert angesehen werden kann?

Minister Meyer:

Herr Dombrowski. Sie werden es mir nicht übel nehmen. dass
ich Ihnen nach menschlichem Ermessen sa ge: Sie haben mich
falsch verstanden. Ich habe Ihnen. glaube ich. deutlich gemacht
- das ist eine kleine Begründung und. wenn Sie so wollen. eine
Entschuldi gung-. warum Sie bis jetzt keine verbindliche schrift-
liche Antwort bekommen haben.

Wir sind hier natürlich auf zwei Din ge angewiesen: erstens bei
den Bundesmaßnahmen auf' die entsprechende Einordnung in
den Bundesverkehrsweg eplan, Das ist für uns oberste Priorität,
Das Projekt ist an gemeldet und muss noch bestätigt werden.
Das heißt. wir wollen. dass es nicht einer nochmaligen Prüfung
unterzogen werden muss. Das ist bei der Trasse 189 - südliche
Um g ehun g von Rathenow - unserer Meinung nach wirklich
nicht notwendig.

Zweitens haben Sie mich richtig verstanden. wenn Sie heraus-
gehört haben. dass aufgrund der zusätzlichen Mittel. die ich aus
Steuerausgleich. UMTS-Lizenzen und Minderung der globalen
Minderausgabe in meinem Haushalt zur Verfügung habe. natür-
lich auch eine Verschiebung der sonstigen Haushaltsmittel im
Land erfol gt. Wenn ich sa ge. dass diese Maßnahme prioritär ist.
können wir beide davon ausgehen. dass wir auch dorthin ver-
schieben wollen. - Vielen Dank.

Vizepräsident Hahermann:

Ich danke Ihnen. Herr Minister Meyer, - Ehe die nächste Frage
formuliert wird, möchte ich Gäste begrüßen. Die Gäste kommen
vom Beruflichen Bildungszentrum Wittenberge. Herzlich will-
kommen?

(Allgemeiner Beifall)

Zur nächsten Fra ge. der Frage 454 (Abwanderungsprämie für
Arbeitslose). gebe ich dem Abgeordneten Thiel das Wort. Bitte
schön?

Thiel (PDS):

Laut einer Meldun g der ..Lausitzer Rundschau- vom 24. Okto-
ber 2000 sieht der Präsident der Handwerkskammer Cottbus in
der Wegzugsprämie von 5 000 DM für Arbeitslose. die einen vom
Arbeitsamt Cottbus vermittelten Job in den westlichen Bundeslän-
dern annehmen und umziehen, den falschen Weg. Der Präsident
der Handwerkskammer Cottbus fordert. stattdessen diese Gelder
zur Schaffung von Dauerarbeitsplätzen und für Ausbildungshilfen
einzusetzen. Er befiirchtet weiterhin. dass die Lausitz in absehba-
rer Zeit unter Facharbeitermangel leiden wird.

Ich frage die Landesre gierung. welche Position sie zu dieser
vom Arbeitsamt C'ottbus eingeleiteten Initiative bezieht.

Vizepräsident Hahermann:

Herr Minister Ziel. Sie haben das Wort. Bitte schön!

Minister für Arbeit, Soziales. Gesundheit und Frauen Ziel:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Bundesanstatt
für Arbeit hat den gesetzlichen Auftrag, den Aus gleich am Ar-
beitsmarkt zu unterstützen. Die Bundesanstalt für Arbeit tut das
unter anderem. indem sie die räumliche Mobilität fördert. Dafiir
enthält das Sozialgesetzbuch III das Instrument der so genann-
ten Mobilitätshilfe. Das sind Beihilfemöglichkeiten für aus-
wärti ge Arbeitsaufnahme oder für ein Ausbildungs%erhältnis in
einem anderen Ort. z. B. Zuschüsse für doppelte Haushalts-
führung oder für Umzugskosten. letztere allerdings nur als Dar-
lehen.

Nach Beobachtungen Brandenburger Arbeitsämter reichen diese
Beihilfen nicht aus. um Arbeitslose und Ausbildungsplatzsu-
chende zu ermutigen, einen auch weiter entfernt lie genden Job
anzunehmen, Daher richtete das Cottbuser Amt im August
dieses Jahres das Pro gramm Job-Bonus- - befristet bis zum
Jahresende - ein.

Wer außerhalb des so genannten Tagespendlerbereichs ein Ar-
beitsverhältnis oder eine Ausbildung aufnimmt. der erhält eine
einmalige Mehraufwandspauschale von 5 000 DM. In Cottbus
waren das bisher 400 Fälle. davon circa 300 Ausbildungs- und
rund 100 Arbeitsverträge.

Das Cottbuser Arbeitsamt wird das Programm Job-Bonus - in
dieser Form nicht weiter fortsetzen. Das finde ich gut, denn ich
halte die Praxis des Job-Bonus für problematisch. Ich sehe es
mehr mit einem weinenden Auge. wenn Jugendliche in andere
Bundesländer abwandern. Wir müssen alles tun. sie bei uns zu
halten, und dürfen nicht noch Abwanderungsanreize schaffen.

Ich befürchte auch, dass die Leute - jedenfalls zum Teil - das
Geld nehmen und Brandenburg den Rücken kehren. Leider
liegen zu den so genannten Mitnahmeeffekten keine Erkennt-
nisse vor. Ebenso wenig lässt sich derzeit beurteilen, ob die
dafür eingesetzten Mittel anderweitig besser eingesetzt wären,
weil dies noch nicht geprüft worden ist.

Meine Damen und Herren, noch reicht die Wirtschaftskraft
unseres Landes nicht aus. um aus ei gener Kraft Arbeitsplatzde-
fizite auszugleichen. Deshalb bleibt die gezielte Wirtschaftsför-
dening. begleitet von einer abgestimmten Arbeitsmarkt- und
Qualifizierungspolitik. auch weiterhin unverzichtbar. - Vielen
Dank.

Werfall bei der SPD)

Vizepräsident Hahermann:

Ich danke Ihnen. Herr Minister Ziel. Es ist von Herrn Domres
noch eine Frage angemeldet worden. Würden Sie diese noch
beantworten? - Bitte schön. Herr Domres!
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Domres (PDS):

Herr Minister. gab es Gespräche mit dem Landesarbeitsamt. uni
solche weiteren Modellversuche zu verhindern?

Meine zweite Frage: Haben Sie Kenntnis davon. dass weitere
Arbeitsämter diese Wegzugsprämien zahlen werden!

Minister Ziel:

Die Arbeitsämter haben selbst Erfahrungen damit gemacht. Ich
habe auch mit Herrn Clausnitzer darüber gesprochen und ich
habe Ihnen auch angedeutet. dass es in der Zukunft andere
Überlegungen gehen wird hinsichtlich der Praxis. die jetzt ange-
wandt wird.

Vizepräsident Hahermann:

Ich danke Ihnen, Herr Minister Ziel. - Herr Dr. Sternagel wird
die nächste Frage. die Frage 455 ( Förderprogramm der Bundes-
regierung zur Professionalisierung des Hochschulpatentwesens).
formulieren. Bitte schön!

Dr. Sternagel (SPD):

Die Bundesministerin für Bildung und Forschung erklärte am
I . November 2000 in einer Pressemitteilun g. dass bereits im
kommenden Jahr ein Förderprogramm des Bundesministeriums
für Bildung und Forschung den Prozess der professionellen
Patentverwertung an den Hochschulen materiell absichern wird.
Dabei geht es uni den Übergan g des Rechts zur Paterinerune
von Erfindungen von Professoren. Dozenten und wissenschaftli-
chen Assistenten auf die Hochschulen. uni die wirtschaftliche
Verwertung zu forcieren. Hierzu wird 42 des Arbeitnehmerer-
findungsgesetzes vom Bundesgesetzgeber entsprechend neu
gefasst.

Ich frage in diesem Zusammenhang die Landesregierung: Wie
beurteilt die Landesregierung das Vorhaben der Bundesregie-
rung zur Professionalisierun g des Hochschulpatentwesens vor
dem Hintergrund der Erfahrungen der Brandenburger Hoch-
schulforschung?

Vizepräsident Hahermann:

Ich danke Ihnen. Die Antwort der Landesregierung wird Ihnen
Frau Ministerin Wanka erteilen. Bitte schön!

Ministerin für Wissenschaft. Forschung und Kultur
Prof. Dr. Wanka:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr
Sternagel. die Landesregierung begrüßt ausdrücklich diese In-
itiative der Bundesministerin für Bildung und Forschung. Denn
die bessere Vermarktun g, von Erfindungen aus den Hochschulen
ist dringend notwendig und gerade in Brandenburg brauchen wir
in diesem Punkt auch Unterstützung für entsprechende Bemü-
hungen. die es schon gab.

In Brandenburg ist bereits Ende des Jahres 1998 ein Entwurf
eines brandenburgischen Patentkonzepts erarbeitet und den
Hochschulleitungen durch mein Haus vor gelegt worden. Damit
gab es eine umfassende und intensive Debatte. Das Ziel ist ei-

nerseits. die Erfindertätigkeit an den Hochschulen und For-
schungseinrichtungen - auch die Beratung und Information -
und. was besonders wichtig ist. die Professionalität bei der Ver-
marktung zu verbessern.

Man kann sich das folgendermaßen vorstellen: An drei Stellen
ist Handlung geboten. Zum einen müssen die Professoren und
Dozenten ermutigt und darüber beraten werden. welche Dinge
man als Patente verkaufen bzw. anmelden kann. Dann folgt der
formale Prozess der Patentanmeldung. den wir fast völlig aus
den Hochschulen herausnehmen wollen, bei dem man Unter-
stützun g gehen will, damit der einzelne Hochschullehrer mit
diesen sehr formalisierten Din gen nicht belastet ist. Das Dritte -
was sehr schwierig ist - ist das Abschätzen der Marktchancen
und das Lancieren der Patente an die entsprechenden Stellen.

Dafür, wie man das in Brandenburg machen könnte. gibt es ein
Konzept. Dieses Konzept ist im Einvernehmen mit der Landes-
rektorenkonferenz. also mit den Hochschulen. mit dem Ministe-
rium für Wirtschaft und mit der Technologie- und Innovations-
agentur Brandenburg ab gestimmt. Zur Umsetzung dieser Kon-
zeption kam es aufgrund der bekannten prekären Haushalts-
situation bisher nicht.

Jetzt gibt es. wie Sie sagten. die Initiative des Bundesministeri-
ums für Forschung und Bildung. Diese echt in zweierlei Rieh-
tune. Da ist zum einen 42 des Arbeitnehmererfindergesetzes.
Dieser räumt der Hochschule jetzt das Recht ein. Erfindungen
ihres gesamten Personals zum Patent und zur wirtschaftlichen
Verwertun g, anzumelden. Das ist sehr wichtig, aber, wie gesagt.
für den Einzelnen oft eine Hürde. Wir haben in Brandenbur g -
wie überall - immer nur einige wenige. die dann mehrere Paten-
te anmelden. finden dies nicht aber in der Breite an den Hoch-
schulen. Wenn die Hochschule das übernehmen und forcieren
kann. dann ist das nützlich. Das ist also die inhaltliche Erneue-
rune.

Die andere Seite: Das Förderprogramin. das Sie ansprachen. soll
zu Beginn des nächsten Jahres kommen. Es ist ein Teil des mit
Lizenzerlösen von UMTS finanzierten Programms.

Die genaue Höhe ist 150 Millionen DM. Das kommt dann in
drei Jahresscheiben mit absinkender Teilsumme. Wir sind in der
günstigen Situation. dass man sozusagen mit dem vorliegenden
Konzept in die Antragstellung der Förderung gehen kann. Das
ist eigentlich ganz komfortabel. Ich denke. es ist zwingend
notwendig. so etwas zu machen. Wir müssten in Brandenburg
davon partizipieren können.

(Beifall bei CDU und SPD)

Vizepräsident Habermarin:

Ich danke Ihnen, Frau Ministerin. - Die Frage 456 (Branden-
burgische E-Commerce-Initiative) wird der Abgeordnete Kar-
ney formulieren. Bitte schön!

Karner (CDU):

Die Landesregierung hat in diesem Jahr die _Brandenburgische
E-Commerce-Initiative- gestartet. Für die Förderung stehen für
die Jahre 2000 und 2001 insgesamt 60 Millionen DM zur Verfü-
g= g
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Ich frage die Landesregierung: Welche Erkenntnisse hegen ihr
über die Resonanz auf die Initiative vor?

Vizepräsident Hahermann:

Die Antwort. Herr Kamen. erhaben Sie vom Wirtschaftsminis-
ter. Herr Minister Fürniß, Sie haben das Wort.

\linister für Wirtschaft Dr. Fürniß:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lieber Herr Kamey.
am 23.06.200(1 haben wir den Haushalt verabschiedet. am
5. Juli 2000 habe ich gemeinsam mit Herrn Ziel die Initiative
gestartet. Die Ergebnisse sind natürlich noch nicht so. dass man
sagen kann. wir können jetzt resümieren. Dazu ist der Zeitraum
zu kurz. Was ich Ihnen aber sagen kann. ist. dass die Resonanz
auf die Initiative sehr gut ist.

Ich will das an drei Beispielen unterstreichen, einmal am Ideen-
wettbewerb _Unternehmer ans Netz-. Dazu haben wir insgesamt
47 Projektvorschläge von Unternehmern bekommen. Das sind
immer. um das zu erklären. Netzvorschläge. Es haben sich also
Unternehmer zusammengetan und eemeinsani Vorschläge unter-
breitet. Die fünf Besten haben wir in einem Wettbewerb ausge-
lobt. Sie bekommen eine erhöhte Förderung entsprechend der
Vereinbarung mit der Telekom. Die Hälfte der eingereichten Vor-
schläge kann im Rahmen des IMK-Progsarnmes der Landesregie-
rung gefördert werden. Wir können dabei größtenteils die dafür
verfügbaren GA-Mittel einsetzen, sodass die Mittelbindung und
der Mittelabfluss entsprechend den Erfordernissen weitgehend auf
die Jahre 2001 und folgende verlagert werden können.

Zweiter Schwerpunkt: Die Maßnahme zur Förderung einfacher
Projekte zur Präsentation von kleinen und mittelständischen
Unternehmen im Internet wurde von den Unternehmen mit
großem Interesse aufgenommen. Für Projekte zur Einrichtung
einer Webside sowie Onlineshops liegen zurzeit 140 Anträge
vor. Das sind leider oder Gott sei Dank - wie Sie wollen - we-
sentlich mehr als wir Mittel zur Verfügung haben. Aber ich den-
ke. dass wir. wenn wir die gesamten Jahresscheiben der För-
derung nehmen. alle Anträge werden bedienen können.

Bezeichnend ist dabei auch. dass die von uns ein gerichtete Tele-
ronhotl ine jede Woche zwischen 30 und 50 neue Anfragen erhält.
was geschehen kann. Man kann also durchaus sagen. dass gerade
die kleinen und mittleren Unternehmen das annehmen.

Die Maßnahme hat noch einen Nebeneffekt: Die Nachfrage
nach Beratung durch die E-Commerce-Kompetenzzentren - das
ist der dritte Aspekt der Initiative - ist dadurch natürlich ganz
erheblich angestiegen, weil wir nicht nur die Einrichtung einer
Webside oder eines Onlineshops unterstützen. sondern gleich-
zeitig auch die Beratung anbieten können. was man zusätzlich
noch im Netz und am Netz machen kann.

Man kann in einer ersten vorläufigen Bilanz feststellen. dass
die Instrumente greifen und dass wir auf dem guten Wege
sind. die Unternehmen zu unterstützen. Aber ich muss natür-
lich auch bei aller Freude über die 140 Anträge sagen: Wenn
Sie die Gesamtzahl der Brandenburger Unternehmen betrach-
ten, sind wir noch am Anfang. Es wird noch eine kräftige
Wegstrecke brauchen. um mit dazu beizutragen. dass alle

Brandenburger Unternehmen nicht nur am Netz. sondern auch
im Netz sind. - Vielen Dank.

(Beifall hei CDU und SPD)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Ihnen. Herr Minister Fürniß. - Meine Damen und
Herren. was die nächste Frage anbelangt. möchte ich ihnen eine
Änderung mitteilen. Mit dem Einverständnis der Fragesteller
wird die Frage 457 vom Abgeordneten Trunschke am morgigen
Tag beantwortet und dafür vont morgigen Tag die Frage 485
(Vorbereitung Schulversuch Leistungsprofilklassen) der Abge-
ordneten Wolff auf den heuti gen Tag verlegt. Ich erteile der
Frau Abgeordneten Wolff das Wort. Bitte schön!

Frau Wolff (PDS):

Landesweit sorgt die Vorbereitun g des Schulversuchs zu Leis-
tungsprofilklassen für Aufregung. Notwendig ist, dass Bil-
dungsinhalte bundesweit auf den Prüfstand gestellt werden.
Stückwerk. das noch nicht einmal auf Inhalte. sondern auf Or ga-
nisation abzielt. ist hier fehl am Platze.

Ich frage die Landesregierung: Halten Sie es nicht für gegeben.
den Schulversuch „Leistunesprofilklassen - nicht durchzuführen.
da er unter anderem ausgewählten Gymnasien im künftigen
Konkurrenzkampf von Schülerinnen und Schülern Standort-
vorteile einräumt, da er Auswirkungen auf die Bildungsland-
schaft in dünn besiedelten Landkreisen haben wird und da er
keinen Effekt hinsichtlich besserer Qualität von Unterricht für
alle Schülerinnen und Schüler bringen wird?

Vizepräsident Haberntann:

Für die Landesregierung erteile ich dem Minister für Bildung.
Jugend und Sport. Hemm Reiche. das Wort. Bitte schön!

Minister für Bildung. Jugend und Sport Reiche:

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Frau
Wolff. alles Neue sorgt für Aufregung. Sie haben Recht, viele
arbeiten sehr engagiert und angespannt an der Vorbereitung der
Leistunesprofilklassen. Andere - wie Sie - haben noch Sorge.
obwohl die. wenn man sich gut genug informiert hätte, glaube
ich. auch schon ausgeräumt sein könnte. Wieder andere sind
aufgeregt. weil die Kreistage sich nicht für sie entschieden ha-
ben.

(Zurufe von der PDS)

Ich finde. eine solche Frage muss auch in der gebührenden
Form beantwortet werden.

(Zunife von der PDS)

Stückwerk ist generell vor allem in der Bildung völlig fehl am
Platz. Auch da. liebe Frau Wolff. stimme ich ihnen zu.

(Beifall)

Ich freue mich. dass das ganze Hohe Haus geklatscht hat. - Wir
wollen ganzheitliche Bildung, die Chancengleichheit für die
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Menschen im Land. egal. ob einkommensstark oder einkom-
mensschwach. ob in Stadt oder Land, egal. ob im Land Bran-
denbure oder in einer anderen europäischen Region.

Auf Inhalte. liebe Frau Wolff. wird auch bei den Leistunes-
profilklassen hingearbeitet. und zwar sehr intensiv. Die Schulen
erarbeiten zurzeit eigene Rahmenpläne. Wenn Sie noch keinen
haben. kann ich Ihnen nur dringend empfehlen, sich einen zu
besorgen.

(Frau Wolff [PDS]: Die erarbeiten keine Rahmenpläne!)

- Liebe Frau Wolff. die erarbeiten natürlich ganz ei gene Cum-
cilia und damit Rahmenlehrpläne für das, was sie in den Klassen
5 bis 10 erarbeiten wollen. Aber natürlich. das ist sogar Aufgabe
für diese Klassen. die sich da bewerben. Damit Sie das genau
betrachten können. habe ich Ihnen vor eini ger Zeit im Aus-
schuss auch den Brief gegeben.

Sie fragen nun. ob ich es nicht für sinnvoll halte. diesen wichti-
gen Versuch für 46 Klassen an 46 Standorten nicht durchzufüh-
ren. Ich sage ganz deutlich: Nein: denn Tausende von Schüle-
rinnen und Schülern wollen dies mittlerweile. Zigtausende von
Eltern wollen dies. Die Wirtschaft sagt: Wir freuen uns, dass
auch durch dieses Neue in der Bildun gslandschaft in Branden-
burg der Wert und die Bedeutung von Leistung und Qualität
einmal mehr herausgehoben werden.

(Beifall bei der CDU)

Und ich sage Ihnen. Frau Wolff. aber auch allen hier im Paria-
ment und weiß mich mit den meisten auch einig: Ich werde kei-
ne Bildungspolitik gegen Eltern durchführen, sondern mit El-
tern.

(Gelächter bei der PDS)

Sie fragen. oh man nicht Anest haben müsste vor dein Kon-
kurrenzkampf. Liebe Frau Wolff. wir wollen Leistung und Qua-
lität und die entsteht nur im Wettbewerb. Dass es nicht anders
geht, ist 40 Jahre lang bewiesen worden. und dass es so geht. ist
zehn Jahre lan g bewiesen worden. Insofern haben wir einen
eindeutigen Beweis.

Standortvorteile werden auf diese Weise. Frau Wolff. da stimme
ich Ihnen zu, eingeräumt: eine sichere Klasse und ein hohes
Leistungsbewusstsein. Aber es ist kein Effekt, der damit sofort
einen Nachteil für andere setzen würde. Freuen Sie sich doch
mit denen. die die Entscheidun gen in den Kreistagen bekommen
haben. dass für sie ein Vorteil entsteht. ohne dass für andere ein
Nachteil entsteht.

Wir werden diese 46 Klassen einrichten. Ich habe immer wieder
der Finanzministerin. aber auch der GEW - der Koalitionsaus-
schuss hat es auch so beschlossen - deutlich gesagt: Wir wollen,
dass Zusätzliches wie diese Leistungsprofilklassen zusätzlich
finanziert wird und dass nicht etwa eine Maßnahme herausgebro-
chen wird zulasten der anderen, sondern dass alle vier Maßnah-
men der Bildungsoffensive gemeinsam finanziert werden. Auf
diese Weise erreichen wir für perspektivisch vielleicht zwischen 5
und 7 °,, D der jeweiligen Jahrgangsstufen das, was für rund 96 %
der deutschen Schülerschaft gang und gäbe ist. nämlich. dass man
nach der 4. Klasse eine weiterführende Schule besuchen kann.

Insofern sollte dies für Sie kein Grund zur Sorge sein, sondern
ein Zeichen dafür. dass wir durch eine weitere bildungspoliti-
sche Entscheidung im Rahmen der Bildungsoffensive mithelfen.
dass Chancengleichheit für alle Schülerinnen und Schüler in
Brandenbure organisiert wird. Ich sehe Ihre Frage als an vielen
Stellen sehr klug und berechtigt an. weil sie auf die wichtigen
Stellen hinweist. an denen wir wirklich etwas unternehmen
müssen: aber die Sorge von Ihnen. Frau Wolff. teile ich nicht. -
Vielen Dank.

(Beifall hei SPD und CDU)

Vizepräsident I lahermann:

Vielen Dank, Herr Minister Reiche. - Es sind noch eine Reihe
Frauen angemeldet worden. Zuerst Frau Ab geordnete Osten.
bitte!

Frau Osten (PDS):

Herr Minister, ich habe eine ganz kurze und nüchterne Frage:
Besitzen Sie für die Schulversuche. mit denen Sie jetzt durch
das Land ziehen. auch einen finanziellen Fahrplan?

Minister Reiche:

Ja. Das habe ich eben schon an gedeutet. will es aber gern noch
etwas detaillierter sagen. Natürlich muss dazu das Parlament im
nächsten Jahr noch eine Entscheidung treffen. Die Frage. wann
und in welchem Umfang. wird in der Koalition zu beraten und
zu entscheiden sein. Aber es muss in einem ausreichenden Ab-
stand zum I . August des künftigen Jahres geschehen. denn zum
1. August des folgenden Jahres brauchen wir in großem Umfang
zusätzliche Beschäftigun gsvolumina für Lehrennnen und Leh-
rer. damit sowohl der Schulmodellversuch ..Leistungsprofil-
klassen" als auch der Beginn der Verstärkung der Jahrgangs-
stufen 5 und 6. der die Vorbereitun g für das 6+6-Modell ist, und
die Finanzierung des Fremdspraehenfrühbeginns gesichert sind.
Meine Kollegin Finanzministerin weiß dies genauso wie die
Spitzen beider Koalitionsfraktionen. Ich bin gern bereit. im
Ausschuss auf Nachfrage dazu noch Detaillierteres zu sauen.

Vizepräsident H aber ni a n n:

Schönen Dank. - Herr Abgeordneter Ludwig, bitte!

Ludwig (PDS):

Herr Minister, ich habe zwei Fragen. Eine haben Sie schon
andeutungsweise beantwortet. Von welcher Stellenzahl gehen
Sie heute aus? Die Antwort im Ausschuss wird mich nicht errei-
chen. da ich nicht Ausschussmitglied bin. Ich habe in einer
Zeitung die Stellenzahl 400 gelesen.

Die zweite Frage. die mir aber noch wichtiger ist: Wie darf ich
Ihre Äußerung über verbotenes Stückwerk im Bildungssystem
verstehen. wenn wir. wie Sie richtig feststellen, erst seit
zehn Jahren das brandenburgische Schulsystem installiert haben
und somit noch kein originales Brandenbur ger Abitur vorliegen
kann? Denn dafür brauchte man bisher 13 Jahre. Also. weder
Frau Wolff noch Sie haben durch Befragen feststellen können,
wie ein original Brandenburger Abitur überhaupt aussieht.
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Minister Reiche:

Zu dem Begriff „Stückwerk": Wenn Sie nur den Fuß einer Sta-
tue von Michelangelo sehen. werden Sie zugehen. dass dies
nicht Stückwerk ist. obwohl Sie nur die Füße sehen. Genauso ist
es - da stimme ich Ihrer Frage zu - hei den Brandenburger Ab-
iturienten nach dem neuen Modell. Aber ich will das nicht di-
rekt mit einer Statue von Michelangelo vergleichen.

(Zurufe von PDS und SPD - Unnihe - Glocke des Präsi-
denten)

- Ich habe. uni niemanden im Hohen Haus hintanzustellen. nicht
gesagt. oh es sich um eine weibliche oder eine männliche Statue
handelt.

Lieber Hen• Ludwig. es geht mir darum. Ihnen zu sagen: Das
Bildungssystem in Brandenburg - dies wird auch vorn Direktor
des Max-Planck-Instituts für Bildungsforschung bestätigt - ist
ein sehr nachhaltig und solide aufgebautes Gesamtsystem. das
die bildungspolitische Diskussion der letzten Jahre im gesamten
deutschen Sprachraum in vorbildlicher Weise aufnimmt. Inso-
fern konnte ich Frau Wolff zustimmen. dass ich genau wie Frau
Wolff Stückwerk insbesondere in der Bildung ablehne und dass
wir auf ein ganzheitliches System orientiert sein müssen.

Was die Stellenzahl betrifft. die mein Ziel und das Ziel der
Bildungspolitiker der Koalition ist. so wird diese auf eine Grö-
ßenordnung von 200 bis 400 zulaufen müssen, um die verschie-
denen Maßnahmen. von denen ich eben gesprochen habe, zu
finanzieren. Wir werden mit der Finanzministenn im Gespräch
bleiben müssen. in welchem Umfang sie uns im Rahmen des
Landeshaushalts die dafür notwendi gen Personalmittel zur Ver-
fügung stellen kann.

Vizepräsident Hahermann:

Ich danke Ihnen. Herr Minister Reiche. - Die nächste Frage wird
der Abgeordnete Christoffers stellen. Aber ich möchte Sie bit-
ten. sich bei der Antwort uni Kürze und Prägnanz zu bemühen.
Bitte schön. Herr Chnstoffers!

Christoffers (PDS):

Herr Minister. Michelangelo gehört berechtigterweise zum
Weltkulturerbe. Ich würde das brandenburgische Bildungssys-
tem nicht zwangsläufi g bereits jetzt dort einordnen.

(Heiterkeit und Beifall hei der PDS)

Ich habe zwei Fragen, da ich als Kreistagsabgeordneter unmit-
telbar mit den Folgen dieses Modellversuchs und der Auswahl
von Standorten konfrontiert bin.

Erstens: Würden Sie meine Auffassung teilen. dass vor lauter
Modellversuchen Konturen des brandenburgischen Bildungs-
systems sehr schwer zu erkennen sind?

Zweitens: Herr Minister. im Wirtschaftsbereich gibt es. um
ungezügelten Wettbewerb einzudämmen. die so genannte Ord-
nungspolitik. Teilen Sie meine Auffassung. dass Sie mit der
Konkurrenz. die ich eigentlich begrüße. in der Form. wie Sie sie

bei der Auswahl von Gymnasien durchsetzen wollen. keinen
gesunden Wettbewerb initiieren. sondern damit letztlich die
Chancen zwischen den Regionen ungleich verteilen?

Daran anschließend noch eine Bemerkung. Herr Präsident.

Vizepräsident Habermann:

Nur die Fragesteller dürfen drei Zusatzfragen stellen. Herr
Chnstoffers.

Christafters (PDS):

Ich hüte um Entschuldi gung. Ich wollte eigentlich nur noch
sagen: Ich hin für eine Verkürzung von Ausbildungszeiten. Nur
ist das. was Sie machen. kein Modellversuch mehr. Es ist ein
einziger Wimvarr. der hier im Land Brandenburg angerichtet
wurde.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsident Habermann:

Das war keine Frage. das war eine Feststellun g . Schönen Dank.
- Herr Minister Reiche, bitte!

Minister Reiche:

Herr Christoffers, die letzte Entgleisun g rechne ich Ihrem par-
teiinternen Wahlkampf zu und will das deshalb nicht weiter
bewerten.

(Lachen bei der PDS)

Herr Christoffers. ich bin ganz dezidiert für Vielfalt statt Ein-
falt. Gerade weil ich mich so engagiert dafür einsetze. auch in
den nächsten Jahren. wäre ich froh - und ich hoffe. dabei von
Ihnen Unterstützung zu bekommen -. wenn wir mithilfe auch
unserer Ordnungspolitik dazu beitragen könnten, dass die Viel-
falt der Schulen in Brandenburg irgendwann der Vielfalt der
Unternehmen in Brandenburg zumindest entfernt entspricht. Im
Moment haben wir eine Situation. in der wir die Vielfalt der
Unternehmensstrukturen im Lande bei weitem noch nicht er-
reicht haben. Insofern inacht es mir keine Sorge. dass viele
Schulen in Brandenburg Modellversuche beantragen. dass viele
Schulen in Brandenburg etwas Neues machen wollen. um ihren
Schülern in besserer Weise gerecht zu werden. Insofern ver-
sperren die Modellversuche nicht den Blick auf die brandenbur-
gische Bildungslandschaft. sondern sie machen deutlich, dass
viele in Brandenburg Neues beginnen wollen und dafür auch
den Weg über Modellversuche zu gehen bereit sind.

Selbst wenn alles das, was ich mir vorgenommen habe. gelingt.
werden wir keine Chance haben, ins Weltkulturerbe einzugehen.
weil dort nur Naturerbe und Gebäude aufgenommen werden. Eine
Schule in Brandenburg. verehrter Herr Kollege, ist schon Teil des
Weltkulturerbes, nämlich die in Bernau. in Ihrem Wahlkreis.

(Beifall bei SPD und CDU)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Hemm Minister Reiche. - Das Wort zur Formulierung



1448	 Landtag Brandenhurg - 3 \lahlpenale - Plenarprotokoll 3 25 - 	 No‘ ernher 211611

der nächsten Frage. der Frage 458 (Länderfinanzausgleich),
erhält der Abgeordnete Bochow.

Bocho%% (SPD):

Presseberichten zufolge konnten sich die Ministerpräsidenten
auf ihrer Jahrestagung in Schwerin nicht auf eine Neuregelung
des Länderfinanzausgleichs einigen. Ein Kompromiss soll nun
auf einem Sondergipfeltreffen im Januar erzielt werden.

Ich frage die Landesregierung: Was waren aus Ihrer Sicht die
Gründe für das Scheitern der Einigung in Schwerin?

Vizepräsident Habernrann:

Für die Landesregierung wird die Finanzministerin aranorten.
Bitte. Frau Ministerin Ziegler!

Ministerin der Finanzen Ziegler:

Herr Präsident! ■ leine Damen und Herren! Lieber Herr Bo-
chow, die Ministerpräsidentenkonferenz befasst sich seit ihrer
Potsdamer Jahrestagung im Jahr 1998 bereits mit zahlreichen
Fra gestellungen zur Modernisierung der bundesstaatlichen Ord-
nun g. darunter auch mit Fragen der Finanzverfassung und des
bund esstaat I chen Finanzausgleichs.

Das Urteil des Bundesverfassungs gerichts vom I 1.11.1999 zu
den Nonnenkontrollanträgen der Länder Bayern. Baden-Würt-
temberg und Hessen ge g en das bestehende Finanzausgleichs-
gesetz hat den Überlegungen zur Reform des bundesstaatlichen
Finanzaus g leichs einen zeitlichen Rahmen gesetzt. Spätestens
am 01.01.2003 muss ein Maßstäbegesetz in Kraft getreten sein,
das die unbestimmten Rechtsbeizrare im Steuerverteilungs- und
Ausgleichssystem des Gnindgesetzes konkretisiert und ergänzt.
Auf der Grundlage dieses Maßstäbegesetzes muss der Gesetz-
geber bis spätestens 31.12.20(14 das Finanzausel eichsgesetz neu
geregelt haben.

Die Länder bemühen sich deshalb intensiv uni tragfähi ge Lö-
sungen für die Umsetzung des Urteils und derzeit versuchen die
Finanzminister von Bund und Ländern. die im Zusammenhang
mit den Eckpunkten des Länderfinanzausgleichs noch offenen
Fragen zu klären. uni so die Voraussetzungen für einen mög-
l ichst hst breiten Konsens hei der Fortentwicklung des bundes-
staatlichen Finanzausgleichs zu schaffen.

Der Jahresta gun g der Ministerpräsidenten in Schwerin lagen
noch keine entscheidungsfähigen Konzepte vor. die im Gesamt-
rahmen der Modernisieningsdiskussion hätten bewertet werden
können. Die Verta gung der weiteren Beratung des Themas auf
eine Sonderkonferenz im Januar 2001 trä gt dem Rechnung. Eine
Einigung ist also nicht gescheitert. sondern nur noch nicht voll-
zogen worden. Der vorn Bundesverfassun gsgericht gesetzte
zeitliche Rahmen ist damit aber nicht gefährdet und wird einge-
halten.

Vizepräsident Haherniann:

Ich danke Ihnen. Frau Ministerin Ziegler. - Meine Damen und
Herren. wir sind damit am Ende der Fragestunde angekommen.
Ich schließe den Ta gesordnungspunkt 1 und rufe den Tages-
ordnungspunkt 2 auf:

Aktuelle Stunde

Thema: 
Die geplante Polizeistrukturrefiirm - Mehr Sicherheit
für Brandenhurgs Bürger durch mehr Polizeipräsenz
auf der Straße

Antrag
der Fraktion der CDU

Ich erteile zuerst der einreichenden Fraktion das Wort. Herr
Abgeordneter Petke. bitte schön!

Petke (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! _We-
niger Polizei vor Ort - - ..Ergebnis von Sandkastenspielen eines
Generals a. D. - Wenn es um die Kommentierung des einstim-
migen Kabinettsbeschlusses der Landesregiening Brandenburg
vom l9. September dieses Jahres gin g. beg egneten uns die
genannten und ähnliche Behauptungen. die sich nicht durch
sachdienlichen Inhalt. sondern lediglich durch Provokation und
Falschinformation auszeichnen. Sie wurden vorgebracht von
Gewerkschaftsfunktionären. die sich gegen die beabsichtigte
Polizeistrukturreform wenden.

Ich respektiere, wenn Gewerkschaften ihrer Aufgabe folgen und
sich für die Belange ihrer Mitglieder einsetzen. Mein Verständ-
nis endet aber dort, wo man bewusst zur Falschinformation
übergeht.

(Einzelbeifall bei der CDU)

Fakt ist: Für diejenigen Polizisten. die ihren Dienst direkt am
Bürger verrichten. ändert sich nichts. Fakt ist weiterhin: Die Poli-
zeistrukturrefonn bietet die Chance. die Polizei in Brandenburg in
wichti gen Punkten den Anforderungen unserer Zeit anzupassen.
Bereits ui der Vergangenheit hat sich die Polizei des Landes an
veränderte Lagen angepasst. Ich erinnere zum Beispiel an die
Einrichtung der MEGA. Diese Anpassung erfolgte jedoch weitest-
gehend ohne Veränderung der grundsätzlichen Struktur.

Die heutige kleinteilige und kostenintensive Polizeistruktur war
wegen der notwendigen Transformation der Volkspolizei in eine
demokratische Polizei notwendig. Dieser Prozess wurde erfolg-
reich abgeschlossen. Die Polizeistruktur wurde seit nahezu zehn
Jahren kaum verändert. Die Erfahrun gen dieser letzten zehn
Jahre werden wir in die Umsetzung der Reform einfließen las-
sen.

Meine Damen und Herren. lassen Sie mich betonen: Für die
CDU gehören gute Arbeitsmöglichkeiten und eine effektive
Organisation der Polizei zu den wichti gsten Voraussetzungen
für die Gewährleistung der inneren Sicherheit in Brandenburg.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der SPD)

Deshalb haben drei Reformziele besondere Bedeutung.

Erstens: Wir wollen die bestmögliche Polizeiarbeit.

Zweitens: Der Bürger steht für uns im Mittelpunkt der Arbeit
der Polizei.
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Drittens: Mit dem Geld der Steuerzahler muss effizient und
sparsam unigegangen werden.

Die geplante Polizeistruktur erfüllt diese Forderungen.

Zur Bürgernähe: Die Bürgemähe wird im Rahmen der Polizei-
strukturreform steigen. Allen Behauptun gen zum Trotz wird
durch die Reform die Zahl der Revierpolizisten um 200 Beamte
im Land erhöht. Dies bedeutet konkret eine beachtliche Steige-
rung der Bürgernähe. In Zukunft ist ein Revierpolizist für 3 500
Brandenburger \erantwortlieh. heute für 5 000. Das verstehen
wir unter der Aussage ...Mehr Grün auf die Straße–.

Diese positive Entwicklun g anerkenne auch, dass unsere Revier-
polizisten vor Ort eine +3. ichtige soziale Funktion wahrnehmen.
Die für den Bürger utchtigen Wachen im Land sind durch die
Reform nicht betroffen und. wie Sie wissen. gerade in den Wa-
chen und auf der Straße leistet die Polizei Dienst am Bürger.

(Beifall hei der CDU und vereinzelt bei der SPD)

Meine Damen und flerren. durch diese Reform erhält Branden-
burg nun endlich eine Autobahnpolizei. die diesen Namen auch
verdient.

Beifall hei der CDU)

Gerade in unserem Land sind wir aufgrund der zahlreichen
Autobahnen. der Hunderte von Autobahnkilometern, der M ittel-
punktlage der Bundeshauptstadt Berlin und der Sehengen-Au-
ßengrenze verpflichtet, die Autobahn und das. was auf ihr trans-
portiert wird. genau zu überwachen. Diese Aufgabe kann mei-
nes Erachtens nicht ausreichend dadurch erledigt werden, dass
Polizeibeamte im Rahmen ihrer üblichen Streifenfahrten auch
ein paar Autobahnkilometer absolvieren. sondern wir brauchen
speziell geschulte und speziell ausgestattete Beamte, die regel-
mäßigen Dienst auf unseren Autobahnen leisten, so wie es jetzt
verwirklicht wird.

(Zuruf der Abgeordneten Frau Siebke [SPD])

- Frau Abgeordnete, ich empfehle Ihnen: Begleiten Sie einmal
die Polizeibeamten bei ihrem Dienst, auch auf den Autobahnen!
Dann werden Sie erkennen, dass die Forderung nach spezieller
Schulung und spezieller Ausrüstung sehr zeitgemäß ist.

(Beifall hei der CDU)

Meine Damen und Herren. die neue Polizeistruktur wird mehr
Verantwortung auf die Schutzbereiche. also auf die Basisdienst-
stellen. übertragen. Dies wird ebenfalls erheblich mehr Bürger-
nähe bringen und die Präsenz vor Ort stärken.

Der Kritikpunkt, dass man nun etwa zur Beantra g ung eines
Waffenscheines möglicherweise einen weiteren Anfahrtsweg
zum Polizeipräsidium einzurechnen hat. ist meines Erachtens zu
vernachlässigen. Hier stellt sich im Übrigen die Frage. ob für
diejenigen. die einen Waffenschein beantragen, oder für diejeni-
gen. die eine Demonstration anmelden wollen, in örtlicher Nähe
ein Polizeipräsidium vorgehalten werden muss. Ich glaube. das
ist nicht der Fall.

Die Menschen in Brandenburg haben ein Recht darauf. dass der
Staat ihre Steuergelder sinnvoll und effizient einsetzt. Die Bür-
ger unseres Landes sehen zu Recht im Staat mehr und mehr eine
Dienstleistung.

Auch unter diesem Gesichtspunkt reiht sich die Polizeistniktur-
reforni in die Anstrengungen zur Modernisierung der staatlichen
Einrichtungen in Brandenburg ein. Wie Sie wissen, wird zu-
künftig auch der Bereich der Polizei an der Haushaltskonsoli-
dierung beteiligt und hat Personalkosten zu reduzieren. Dies
wird sozialverträglich. nämlich durch das Nichtwiederbesetzen
von Stellen, die durch Pensionierun g und Fluktuation mittel-
fristig abgebaut werden. erreicht.

Zum Umgang mit den Polizei- und Verwaltungsbeamten. den
Angestellten und Arbeitern hat die Landesregierung mehrfach
deutlich gemacht, dass es im Zusammenhang mit der Polizei-
strukturreform zu keinerlei Entlassungen kommen wird. Diese
Entscheidung unterstützen wir ausdrücklich.

Meine Damen und Herren! Wie sollen nun die Ziele der Reform
erreicht werden? Um gleichzeitig mehr Polizisten auf die Straße
zu bekommen und trotzdem Einspaningen zu verwirklichen.
bedarf es des Wegfalls mehrerer Polizeipräsidien. Dies bedeutet
automatisch auch eine Straffung von Hierarchien und mehr
Verantwortung für den einzelnen Polizisten. Es Werden ins-
besondere die Verwaltungs- und Leitungsstellen in den Polizei-
präsidien reduziert. Die Anzahl der Streifenwagen und die An-
zahl der Streifenwagenbesatzungen wird dagegen nicht redu-
ziert.

Im Einzelnen sind folgende wesentliche Änderungen vorgese-
hen: Die wichtigste ist allgemein bekannt. nämlich die Reduzie-
rung der Zahl der Polizeipräsidien auf zwei. Aufgelöst werden
die bisherigen Präsidien in Eberswalde. Oranienburg und Cott-
bus. Neue bzw. alte Präsidien wird es in Potsdam und in Frank-
furt (Oder) geben. Die Wasserschutzpolizei wird als Direktion
in das Polizeipräsidium Potsdam integriert. Das Landeskrimi-
nalamt wird gemeinsam mit der Abteilung Kriminaltechnik. die
zurzeit noch in Berlin-Johannisthal untereebracht ist, in den
bisher für das Polizeipräsidium in Eberswalde vorgesehenen
Neubau ziehen. Wir haben durch diese Zusammenlegung die
Chance. eines der modernsten Landeskriminalämter zu schaf-
fen. Am alten Standort des Landeskriminalamtes kann es in der
Vergangenheit wegen zahlreicher Restitutionsansprüche zu
einem Stau der notwendigen Investitionen.

(Frau Dr. Enkelmann [PDS]: Haben Sie das nicht vorher
gewusst?)

- Die Fachhochschule der Polizei. Frau Enkelmarin. wird dann
das Gebäude des Polizeipräsidiums Oranienburg. beziehen. Sie
haben ja noch ausreichend Gelegenheit. im Rahmen der Aktuel-
len Stunde Ihre Meinun g zu sagen.

Zur Zahl der Schutzbereiche, Frau Enkelmann: Sie wird von
heute 21 auf 15 reduziert. Damit vollzieht sich die in der poli-
zeilichen Praxis längst überfällige Anpassung der Grenzen der
Schutzbereiche an die Grenzen der Landkreise. Das ist ein be-
deutender Schritt zur Verbesserung der Zusammenarbeit zwi-
schen Ordnungsbehörden und Polizei.

(Zuruf der Abgeordneten Frau Siebke [SPD]) 	 Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich noch einmal auf die
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Umsetzung einer langjährigen Forderung eingehen. nämlich auf
die Einführung der Autobahnpolizei in Brandenburg. In jedem
Polizeipräsidium wird es zukünfti g eine Autobahnpolizei geben.

(Frau Siebke [SPD]: Bravo!)

Die Autobahnpolizei soll über fest zugewiesene Polizeikräfte
verfügen, die ausschließlich Autobahndienst verrichten. Die
Bediensteten sind für diese Aufgabe besonders auszubilden und
auszurüsten und werden als Autobahnpolizei zukünftig geson-
den polizeilich geführt.

Im Land Brandenburg sollen acht Autobahnstationen einge-
richtet werden. Die Wasserschutzpolizei wird nunmehr als ei-
genständige Direktion der PD Potsdam zugewiesen. Aber eines
bleibt erhalten: Die Wasserschutzpolizei wird auch in Zukunft
ihre besondere Rolle auf den Wasserstraßen des Landes wahr-
nehmen.

Zwischen dem neuen Polizeipräsidium Ost und dem Polizeiprä-
sidium West gibt es sowohl hei der flächenmäßigen Ausdeh-
nung als auch bei der Einwohnerzahl fast einen Gleichklang.
Bezüglich der Kriminalitätsbelastung und der Belastung durch
Verkehrsunfälle liegt ebenfalls ein ausgewogenes Verhältnis
zwischen den beiden Präsidien vor.

Das Polizeipräsidium Ost ist in gewisser Weise auch ein Grenz-
präsidium. Es wird entlang der Grenze zur Republik Polen seine
Bedeutung dann erhalten. wenn die Osterweiterung der Europäi-
schen Union die Grenze zur Republik Polen zur EU-Binnen-
grenze macht.

Meine Damen und Herren. wie Sie sehen. ist das Konzept eine
runde Sache. Ich hin davon überzeugt. dass ich deutlich machen
konnte, dass sich für die Bürger sehr viel ändert. und zwar zum
Positiven.

(Zuischenruf bei der PDS)

Das lan ge versprochene „Mehr Grün auf die Straße -. was heißt.
dass neben der objektiven Sicherheit auch die ungeheuer wichti-
ge subjektive Sicherheit gesteigert wird - und das durch ver-
stärkte polizeiliche Präsenz vor Ort -. wird jetzt Realität. Vor
Ort findet der Bürger zukünftig auch kompetentere Ansprech-
partner.

(Beifall bei CDU und SPD)

Die Polizeireforrn und die Novellierung des Polizeigesetzes mit
der vorgesehenen Einführung des qualifizierten Aufenthaltsver-
bots, des finalen Rettungsschusses und der offenen Videoüber-
wachune machen deutlich_ dass es die Landesregierung und die
Koalitionsfraktionen ernst meinen mit dem Schutz der Bürger
vor Straftätern. Es würde mich freuen, wenn ich dies auch bei
der Opposition feststellen könnte. Dem ist leider nicht so.

Meine Damen und Herren. lassen Sie mich abschließend noch
ein persönliches Wort sagen. Wer durch die Verbreitung von
Halbwahrheiten Unruhe unter den Polizisten schürt. ist verant-
wortlich für die negativen Folgen seines unverantwortlichen
Handelns. Da die beabsichtigte Novellierung im Wesentlichen
aus den Ergebnissen der Gespräche mit Vertretern der Polizei-
gewerkschaft und des Innenministeriums resultiert, halte ich den

Vorwurf der Stimmungsmache. den ich an einige Gewerk-
schaftsfunktionäre richte, für gerechtfertigt.

Trotzdem werbe ich. sehr geehrter Herr Schuster, auch heute
dafür. dass die Gewerkschaft der Polizei wieder an den Ver-
handlungstisch zurückkehrt. - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Hahermann:

Ich danke dem Abgeordneten Petke. Herr Abgeordneter Petke,
ich möchte noch einmal darauf hinweisen. dass ich es nicht
übermäßig gern habe, wenn Besucher von hier vom mit Namen
angesprochen werden.

Das Wort geht an die Fraktion der PDS. Hem' Abgeordneten
Prof. Schumann.

Prof. Dr. Schumann (PDS):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte zu Be-
ginn sagen, dass unser Streitpunkt mit der Koalition nicht darin
besteht, dass wir im Unterschied zu Ihnen gewissermaßen für
die Polizei die Worte _Veränderung- und „Reform" tabuisieren
wollen. Das ist nicht die Differenz. Es gibt Reformmöglich-
keiten und es gibt Reformnotwendigkeiten. Es gibt Möglich-
ketten und Notwendigkeiten hinsichtlich der Erschließung inne-
rer Reformpotenziale.

Darüber - das wissen Sie - sind Vorstellun gen unterbreitet wor-
den. z. B. zur Änderun g und Zusammenlegung von Dezernaten.
Es ist eine sinnvolle Überlegung. die Schutzberciche den Kreis-
grenzen anpassen zu wollen. Und selbstverständlich ist es ein ver-
nünftiges Ziel - im Übrigen eine jahrelange PDS-Forderung -, die
Anzahl der Revierpolizisten zu erhöhen,

(Beifall bei der PDS)

dafür Wege zu erschließen und viele andere Dinge mehr.

Herr Minister, ich war zunächst auch angetan von dem Verfah-
ren, mit dem Sie dieses Problem sozusagen angepackt haben,
nämlich auf dem Wege der Einberufung eines Strukturbeirates,
dein Herr Laneelle. Vertreter der Polizeigewerkschaften. und
ein Vertreter der Polizeipräsidenten. angehörten. Es ist inte-
ressant. einmal zu verfolgen - wie sich das so entwickelt hat, was
da zunächst diskutiert worden ist und was an Ergebnissen zu-
stande gekommen ist. Dabei möchte ich Sie daran erinnern, dass
sich der Strukturbeirat in dieser Zusammensetzung sehr früh-
zeitig, und klar gegen zwei Varianten ausgesprochen hat. näm-
lich einmal gegen ein zentralisiertes Polizeipräsidium und zum
anderen geigen die Variante mit den zwei Präsidien. Sehr klar
und sehr frühzeitig haben sich die Fachleute dieses Gremiums.
die Polizeipraktiker. da gegen ausgesprochen.

Der Strukturbeirat hat dann empfohlen. ein Modell mit drei
Landpräsidien. das mit drei Varianten untersetzt worden ist.
vorzusehen. Das Präsidium der Wasserschutzpolizei sollte in
diesem Kontext erhalten bleiben. Allerdings will ich auch sa-
gen: Die Polizeipraktiker. die Sachverständigen dieses Gremi-
ums. haben von vornherein gesagt. dass es eigentlich besser
wäre, die jetzige Präsidialstniktur zu erhalten.
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Niemand aus diesem Kreis der Polizei gewerkschaften hat gefordert.
dass Polizeipräsidien reduziert werden. wie das gelegentlich be-
hauptet wurde. Dieses Votum des Strukturbeirates ist Ihnen. Herr
Minister. übergeben worden. Sie haben es mit in die Sommerpause
genommen. Währenddessen kamen andere Vorstellungen ins Spiel.
Der Landesvorsitzende der SPD hat dann die Variante mit den vier
Landpräsidien ins Feldgeführt und damit natürlich auch einen dis-
kutablen Weg aufgezeigt nämlich den, diese Landpräsidien mit den
Landgerichtsbezirken kompatibel zu machen.

Wenn ich mich nicht irre. Kolle ge Schippe'. haben Sie damals
gesagt. dass das etwas wäre. was Sie sich auch vorstellen könn-
ten. Und dann kam Herr Speer. sozusa gen ganz überraschend
durch die kalte Küche: zwei Präsidien. Herr Kollege Petke. der
eben zu Ihnen gesprochen hat. hat damals zu den zwei Präsidien
dezidiert gesagt: ein fachlich nicht untersetzter Vorschlag aus
dem dicken Bauch heraus.

(Unruhe im Saal)

Also jetzt ist er weg. nicht der Vorschlag. sondern der dicke Bauch
von Speer.

Sie. Herr Minister. sind dann am 12. September mit zwei Va-
rianten ins Kabinett gegan gen, haben in dieser Kabinettssitzung
für die Variante „zwei Polizeipräsidien- plädiert und das Kabi-
nett ist Ihrer Empfehlung gefolgt.

Jetzt gestatte ich mir eine Bemerkung in Klammern - Sie müs-
sen sie nicht unbedingt sehr ernst nehmen, wir sind ja gewisser-
maßen unter uns -: Wenn Herr Speer gut gemeinte Vorschläge
oder jemandem Avancen macht - das sage ich, weil ich hier
schon lange sitze. Herr Minister -. dann denke ich dreimal - und
zwar sehr lange - darüber nach.

(Beifall bei der PDS - Zwischenruf bei der SPD: Das habe
ich nicht verstanden!)

- Das weiß ich. dass Ihr das nicht verstehen wollt.

Das Ergebnis ist. dass die Polizei gegen Sie steht. Herr Minister.
und das ist nicht das Problem von Herrn Speer. Darüber kann
man dann nachdenken.

Die zweite Bemerkung. die ich gerne machen möchte. betrifft -
das kann ich nur kurz ansprechen - die Frage. Herr Minister.
auch in Replik auf die Frage. die wir heute schon einmal kurz
in der Fragestunde besprochen haben: Wie ist das mit der Ein-
beziehung des Parlaments, sprach: des Innenausschusses und der
Polizeibeiräte'?

Ich möchte Ihnen sagen. dass ich bei all den Auskünften. die ich
bekommen habe. den Eindruck habe. dass wir. was das Ver-
ständnis dieser Passage des Polizeiorganisationsgesetzes be-
trifft. unterschiedliche juristische Positionen haben, was uns
möglicherweise auch noch zu einem juristischen Streit bewegen
wird. Denn die Sache ist doch die: Sie haben mit dem Kabinen
die Grundentscheidung getroffen. Sie haben heute noch einmal
gesagt. Sie seien beauftragt. diese Entscheidung umzusetzen.
Was bedeutet dann diese Anhörung noch? Ich möchte daran
erinnern. dass pikanterweise der damali ge CDU-Abgeordnete
und heutige Polizeipräsident von Cottbus. Herr Lüth. 1991 sehr
kämpferisch Folgendes gefordert hat:

„Wenn schon dem Minister des Innern die Einrichtung der
Polizeipräsidien obliegt. halten wir es für erforderlich.
weitere gesellschaftliche Kräfte in die Entscheidungs-
findung einzubeziehen. und ich denke da auch an eine
Anhörung des Innenausschusses.-

Diese Einbeziehung soll nach Aussage von Herrn Lift h nicht nur
im Zusammenhang mit der Einrichtun g der Polizeipräsidien
erfolgen. sondern auch bei der Standortbestimmung und bei
Strukturentscheidungen insgesamt.

Wir haben dafür gesorgt. dass diese Position. die zu den klüge-
ren Vorschlägen der CDU gehörte. auch in das Gesetz aufge-
nommen wurde.

(Vereinzelt Beifall bei der PDS)

Herr Minister, jetzt stellt sich die Situation aber so dar. dass
diese gesetzlichen Instrumente. vor allem die Anhörung der
Polizeibeiräte im Innenausschuss. für Sie nur noch Foren sind,
die Ihnen die Gelegenheit bieten, die weise Entscheidung der
Landesregierun g den Abgeordneten und sonstigen Betroffenen
nahe zu bringen. Das kann nicht der Sinn dieser gesetzlichen
Regelung gewesen sein. Darüber werden wir auch noch streiten.

( Beifall hei der PDS)

Drittens möchte ich auf einige inhaltliche Gesichtspunkte des
Reformkonzepts eingehen. Herr Minister, wir bezweifeln. dass
Sie eine Reduzierung der Polizei uni 725 Stellen. die Auflösung
von vier Präsidien. eine Aufgabenverlagerung auf die Schutz-
bereiche. die Bildun g einer Autobahnpolizei. die zusätzliche
Einstellung von 20(1 Revierpolizisten sowie den Umzug der
Polizeifachhochschule und des Landeskriminalamtes mit allen
damit verbundenen Investitionen gleichzeitig realisieren können
und dabei in Größenordnungen Einsparungen erzielen werden.
Der Betrag von l64 Millionen DM ist in diesem Zusammen-
hang genannt worden. Diese Zahl bezweifle ich. Zu den Zahlen.
die Sie uns vorlegen. werden wir die Stellungnahme des Hoch-
bauamtes einfordern. Sie können nicht noch zusätzlich Polizei-
präsenz, Bürgemähe und Bürgerfreundlichkeit erhöhen.

(Beifall bei der PDS)

Sie postulieren hier die Quadratur des Kreises. Die radikale
Reduzierung der Zahl der Präsidien. die nach meiner Ansicht
faktisch zu einer Auflösung der Präsidialstruktur insgesamt
führt. lässt sich nur dadurch erklären, dass Sie haushaltspoliti-
sche über sicherheitspolitische Aspekte stellen. Dabei ist al-
lerdings zu beachten - die Finanzministerin sollte dies zur
Kenntnis nehmen -, dass diese Reform zunächst einmal sehr viel
kostet. während die Einsparungen keineswegs sicher sind.

Eine willkommene Nebenwirkung, vielleicht aber auch mehr.
ergibt sich daraus, dass alle Polizeipräsidenten zur Disposition
stehen. Über den Sinn der damaligen Entscheidungen zur Poli-
zeiorganisation ist schon gesprochen worden. aber wir möchten
bei dieser Gelegenheit deutlich auf Folgendes hinweisen, Herr
Minister: Zur Demokratisierung der Polizei gehörte nach unse-
rem übereinstimmenden Verständnis damals auch, dass die
Polizeipräsidenten politische Beamte sein sollen. die in ihren
Territorien wirken. Es gehört zu den wirklich erfolgreichen
Aspekten Ihrer Tätigkeit, wie Sie diese Vorgabe von Ebers-
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walk bis Couhus umgesetzt haben. Dafür bedanke ich mich
herzlich bei Ihnen.

t Beifall bei der PDS und vereinzelt bei der SPD)

Herr Minister, warm sollen ausgerechnet in dem bevölkerungs-
schwachen. aber flächenmäßig großen Land Brandenburg die
mit 4 300 bzw. 4 600 Beschäftigten größten Polizeipräsidien der
Bundesrepublik geschaffen werden? Dafür gibt es keine ein-
leuchtende Begründung. Warum soll ein solch weitgehender
Einschnitt vor dem Hintergrund durchgesetzt werden. dass die
brandenburgische Polizei in ihrer jetzigen Struktur erfolgreich
arbeitet. wie wir gelegentlich schon übereinstimmend festge-
stellt haben?

Vizepräsident Hahermann:

Herr Abgeordneter Prof. Schumann, ich fürchte. Sie werden die
Fragen separat erörtern müssen. denn Ihre Redezeit ist abge-
laufen.

Prof. Dr. Schumann (PDS):

Polizeipräsidenten mit so genannten politischen Beamten, also
mit Personen, die von außen kamen. besetzt wurden. Gerade
unter dem Aspekt der gesamtgesellschaftlichen Aufgabe der
Bekämpfung des Rechtsextremismus sehen wir keinen Grund.
daran irgendetwas zu ändern.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der PDS)

Sollten Sie. Herr Innenminister. andere Vorstellungen haben -
davon muss ich nach heutigen Presseberichten aus gehen -. wäre
ich Ihnen dankbar. wenn wir überdieses Thema auch einmal im
Vorfeld sprechen könnten. Das bisherige Vorgehen dient nicht
unbedingt dazu. Übereinstimmun g zu dieser Gesamtreform zu
erzielen.

Meine Damen und Herren! Das Gesamtergebnis der von mir
vorhin genannten Zahlen rechtfertigt es, heute und hier den
Polizistinnen und Polizisten des Landes Brandenburg den Dank
dafür auszusprechen. dass sie mit ihrem schweren und leider
auch gefährlichen Dienst dazu beigetragen haben. diese Ergeb-
nisse zu erreichen.

(Beifall bei SPD, CDU und PDS)
Ich bitte um Vergebung und schließe mit einem letzten Satz.-
Herr Minister. auch wenn Sie es anders interpretieren, so besteht
nach meiner Meinung durch die Äußerungen des Ministerprä-
sidenten zu der Absichtserklärung noch die Möglichkeit. einen
Konsens zu finden. Er täte diesem Land und seiner Polizei gut. -
Ieh danke Ihnen.

Mein Dank gilt an dieser Stelle auch dem Mann, der in dem
beschriebenen Zeitraum als zuständiger Innenminister die Ver-
antwortung getrauen hat, dem heutigen Sozialminister Alwin
Ziel.

(Beifall bei der SPD)
(Beifall bei der PDS und vereinzelt bei der SPD)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke dem Abgeordneten Prof. Dr. Schumann und erteile
für die Fraktion der SPD Herrn Abgeordneten Schippel das
Wort.

Schippe] (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die heutige Aufbau-
und Ablauforganisation der brandenburgischen Polizei beruht
im Wesentlichen auf Entscheidungen. die 1991 getroffen wur-
den und der damaligen Situation geschuldet sind. Wir benötig-
ten damals eine leistungsfähi ge und demokratisch ausgerüstete
Polizei.

(Zurufe von der PDS: Und heute?)

die den Anforderungen einer neuen und begrüßenswerten. aber
ungewohnten Freiheit des Einzelnen gerecht werden musste.
Denken Sie nur an die schlagartig gestiegenen Unfallzahlen. an
neue Formen der Kriminalität und anderes!

Die Ergebnisse beweisen. dass die damals gefundene Struktur.
die zum großen Teil mit der heutigen identisch ist. die richtige
war. Wir verzeichnen sinkende Unfallzahlen, eine sinkende
Kriminalitätsrate und steigende Aufklärungsquoten seit Beginn
der Erfassung der Kriminalität nach bundeseinheitlichen Richt-
linien. Während in Brandenburg die Aufklärungsquote 1994
40.5 % betrug. so lag sie im Jahr 1999 hei 53.1 %.

Meine Damen und Herren! Angesichts dieser guten Ergebnisse
könnte die Fratze aufkommen. warum eine Reform überhaupt
notwendi g. ist. Ich denke. alle, die Verantwortung trauen - sei es
in der Wirtschaft. sei es in der Politik -. kennen den anerkannten
Grundsatz der Organisationslehre, dass man nach fünf bis zehn
Jahren die Strukturen überprüfen und gegebenenfalls verändern
muss. Das ist der Ausgangspunkt für alle Reformen.

Es gibt auch ganz reale Zwänge. die jetzt Reformen erfordern.
Einer dieser Zwän ge ist die dringend notwendige Reduzierung
der Zahl der Landesbediensteten in Brandenburg. Dies ist nicht
nur aus finanziellen Gründen zwingend. Wir denken. dass die
Bürg er. die schließlich als Steuerzahler die öffentliche Ver-
waltung finanzieren. ein Anrecht darauf haben, dass neben der
notwendigen Absicherung der Aufgabenerfüllung auch die
dabei anfallenden Kosten betrachtet werden.

Aus diesen von mir genannten Gründen er gibt sich für die SPD-
Fraktion die Notwendigkeit der Reform einschließlich einer
Reform der Polizeistruktur. Ich möchte es unmissverständlich
festhalten: Einen anderen Weg als diese Reform gibt es für die
SPD-Landtagsfraktion nicht. Ich rede hier vom Weg. noch nicht
von den Inhalten. Diesen Weg müssen wir jedoch auch mit
Zielen verbinden.

Größere Effizienz. mehr Bürgemähe und weni g er Personal-
stellen sind kein Widerspruch. aber sicherlich ein Spannungs-
verhältnis. welches sich durch einander gegenüberstehende Re-
formziele aufbaut.

An vielen Stellen sind sich die Koalitionspartner einig. wie
dieses Spannungsverhältnis gelöst werden kann. Die größereBestandteil dieser Struktur war auch. dass die Positionen der
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Effizienz lässt sich sicherlich durch die Veränderung interner
Betriebsabläufe verwirklichen. Das bedeutet Binnenrationalisie-
rung durch Technikeinsatz und Straffung der Leitungsstruktu-
ren. Damit einhergehend lässt sich auch die Frage der notwendi-
gen - jawohl. der notwendigen - Personaleinspaningen lösen.
Wirstimmen insoweit in vielen] mit dein Innenminister überein.

ßenden Gesetze, sondern liegen einzig und allein im Verant-
wortungsbereich der Exekutive und in diesem Fall federführend
beim zuständigen Innenminister. Die Le gislative. also der Land-
tag. ist nicht zuständig für die Durchführung_ wohl aber für die
politische Zielstellung,

(Zuruf von der PDS: Sehr richtig!)
Die Absenkung der Zahl der Schutzbereiche von 21 auf 15 ist
eine richti ge Maßnahme.

Die Auflösung des Präsidiums der Wasserschutzpolizei - ich be-
tone: des Präsidiums. nicht der Wasserschutzpolizei - ist eine
vertretbare Maßnahme.

Wir stimmen mit dem Innenminister vor allem dann überein,
dass die Anzahl und die Standorte der Wachen so erhalten blei-
ben. wie sie unter Minister Ziel fest gelegt wurden. und dass bei
einem Gelingen der Reform die Revierpolizei verstärkt wird.
Das ist die ei gentliche Frage von Bürgemähe. Der Ansprech-
partner Polizei ist für die Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger
in den Wachen und in den Schutzbereichen zu finden, weniger
in den Präsidien.

Bei dem Stichwort Präsidien wissen Sie. meine Damen und
Herren, dass sich die Übereinstimmung meiner Fraktion mit
dem Innenminister - bezogen auf die Zweiervariante - in Gren-
zen hält. Es gibt Zweifel. Diese Zweifel entstanden nicht zuletzt
daraus. dass in deni gemeinsam erarbeiteten Leitpapier des
limenministenums und des eigens gebildeten Strukturbeirates
eine Zweier\ anante grundsätzlich aus geschlossen war.

Erstaunt waren wir über den - nun muss ich das leider auch sa-
gen - vorläufigen Kabinettsbeschluss. Ich sage „vorläufig - auch
aus einem anderen Grunde. Meines Wissens wurde in deni
Beirat des Landes zur Verwaltun gsmodemisierung, durch den ja
diese Reformen müssen. kein Konsens erzielt. Umso mehr be-
grüßen wir die von Ihnen, Herr Innenminister. vorgeschlagene
externe betriebswirtschaftliche Prüfun g dieser Variante. Wenn
man dann Konsens mit dem Beirat erzielt, ist das erledigt. Aber
kommt der Konsens nicht zustande, dann muss sieh das Kabi-
nett noch einmal zwingend damit befassen. Und ich denke. da
diese Befassung nicht ausgeschlossen ist. kann man schon von
_vorläufig- reden.

Eine solche Prüfung betriebswirtschaftlicher Daten muss natür-
lich notwendigerweise auch Vergleichsdaten anführen. Neben
diesen Vergleichsdaten bietet das Ergebnis einer solchen Prü-
fung auch die Möglichkeit_ eine andere sehr wichtige und not-
wendi ge Voraussetzung für das Gelingen einer Reform herzu-
stellen bzw. zu schaffen. Eine wichtige Voraussetzung für das
Gelingen jeder Reform - da ist es egal. ob in der öffentlichen
Verwaltung oder in der Wirtschaft - ist die Akzeptanz und die
Motivation der Mitarbeiter.

(Vereinzelt Beifall bei der PDS)

in dem Fall der beteiligten Polizeibeamtinnen und -beamten und
ihrer Verbände.

Damit, meine Damen und Herren. wäre ich hei der Rechts-
grundlage für die Beteili gung des Landtages. Wie Sie wissen,
erfolgt die Reform auf der Grundla ge einer Rechtsverordnung.
Rechtsverordnungen sind keine durch den Landtag zu beschrie-

Für uns als SPD-Fraktion heißt das: hohe Aufldärungsquote.
Orts- und zeitnahe Einsatzmöglichkeit. Kosteneinsparung und
maßvolle Investitionskosten,

{Vietze [PDS]: Sehr gut!)

ausreichende Ansprechbarken. also mehr Grün auf den Straßen.

Wenn Sie. Herr Innenminister. diese Ziele mit der größtmögli-
chen Akzeptanz und Motivation der Polizistinnen und Polizisten
Brandenburgs verbinden. dann ist der Weg richtig.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der PDS)

Wenn sich diese Verbindung der Ziele mit den Voraussetzungen
der Akzeptanz und der Motivation noch mit dem eventuell zu
treffenden Kabinettsbeschluss in Übereinstimmun g befindet.
dann haben Sie. Herr Minister Sehönbohm. nicht nur die Zu-
stimmung. dann haben Sie die uneingeschränkte Unterstützung
der SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Hahermann:

Ich danke dem Abgeordneten Schippet und gebe das Wort an
die Fraktion der DVU, Frau Abgeordnete Fechner.

Frau Feeriner (DVU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren? Kos-
tenersparnis durch Straffung der Verwaltung ist begrüßenswert.
Doch wird es in absehbarer Zeit wirklich zu einer Kostenerspar-
nis kommen? Wie hoch wird der wirkliche Einspareffekt sein?

Neue Strukturen ziehen in der Regel auch neue Kosten für Ge-
bäude und Ausrüstungen nach sich. So wird es auch in diesem
Fall sein. Allein an Bau- und Liegenschaftsinvestitionen müssen
nach Schätzung des Innenministeriums 4(1 Millionen DM ver-
anschlagt werden. Verwaltungsausgaben und Sachinvestitionen
in Höhe von 14 Millionen DM kommen hinzu.

Langfristi g gesehen soll die Polizeistrukturreform eine Ein-
sparung von jährlich rund 5 Millionen DM erbringen. Dem
stehen jedoch unmittelbare Ausgaben gegenüber. Rechnet man
die in den letzten Jahren geflossenen hohen Investitionskosten
für , jene Polizeipräsidien, die nun voraussichtlich ab 2002 ge-
schlossen werden sollen. hinzu. dann entstehen dem Land Bran-
denburg Kosten von weit über 100 Millionen DM.

Sie sehen also. meine Damen und Herren. dass der geplante
Einspareffekt in den nächsten Jahren nicht eintritt. Im Gegen-
teil. Die geplante Reform. die ja auch die Einsparung von Kos-
ten vorsah. wird den Landeshaushalt in den nächsten Jahren
zusätzlich belasten. Wann] also dann diese Reform"



1454	 Landtag iinndenhrrg - Wahlperuxle - Ne llarpruiük0 11 325 - i5. Nosember 2000

Herr Schönbohin möchte - um mit seinen Worten zu sprechen -
mehr Indianer und weniger Häuptlinge haben. Er möchte also
mehr Polizeipräsenz auf den Straßen und weniger Schreibtisch-
polizisten. Dieses Anliegen findet auch die Zustimmung der
Deutschen Volksunion.

Aber wie viele Straßenpolizisten wird es unter dem Strich zu-
sätzlich geben? Von den wegfallenden 925 Stellen der Ver-
waltung werden ganze 20(1 davon zur Verstärkun g der Revier-
polizisten zur Verfügung zestellt werden. 725 Stellen werden
also komplett wegfallen - und das bei einem ständigen Anstei-
gen der Kriminalität.

Das Polizeipräsidium in Cottbus wird auch der Sparwut unserer
Landesreg ierung zum Opfer fallen. Wäre es nicht sinnvoller. das
Präsidium in Cottbus zu erhalten, schon aufgr und seiner geogra-
phischen Lage? Unlogisch erscheint uns auch. wie man einen
größeren Präsidialbereich zugunsten eines kleineren aufgeben
kann.

Es ist mittlerweile die sechste Behörde in Cottbus. die seit der
Wende schließen muss. Was das für die Bewohner im Süden
Brandenburgs bedeutet, das mag sich jeder selbst vor Augen
halten. Denn ein Behördenstandort bedeutet Arbeitsplätze und
Wirtschaftskraft. Und das ist gerade für den Süden Branden-
burgs mit seiner hohen Arbeitslosenquote sehr wichtig.

Was bringt diese Reform den Bürgern Brandenburgs? Unter an-
derem bringt sie den Verlust von 725 Arbeitsplätzen. Zwar soll
es zu keiner Entlassung von Bediensteten kommen. aber die frei
werdenden Stellen beim fristgemäßen Ausscheiden von Bediens-
teten werden nicht mehr besetzt.

Das heißt, über 70(1 Arbeitsstellen fallen weg . Wir haben offi-
ziell fast 280 000 Menschen im Land Brandenburg. die nur in
befristeten Maßnahmen eine Beschäfti gung gefunden haben
bzw. die arbeitslos sind. Und was macht unsere Landesregie-
rung? Sie rationalisiert vorhandene Arbeitsstellen einfach weg.
Herr Ziel mag zwar der Meinung sein - jedenfalls war es so der
Presse zu entnehmen -. dass wir im Jahr 2005 einen Arbeits-
kräftemangel haben werden, aber dieser Zeitpunkt erscheint uns
doch als sehr verfrüht. Momentan sollte doch alles dafür getan
werden - jedenfalls solange sich die Lage auf dem ersten Ar-
beitsmarkt nicht gravierend verbessert hat -. die vorhandenen
Arbeitsplätze zu erhalten.

Die geplanten Einspareffekte durch die Polizeistrukturreform
sind nach Aussage des Innenministeriums erst nach dem Jahr
2007 zu erwarten. Die Kosten. die damit verbunden sind, fallen
aber jetzt an. Doch im Moment braucht das Land Brandenburg
jede Mark. um Arbeitsplätze zu schaffen bzw. zu erhalten.

Meine Damen und Herren. um es noch einmal deutlich zu
sagen: Die Fraktion der Deutschen Volksunion in diesem
Landtag begrüßt jegliches Reformvorhaben, allerdings nicht.
wenn es zulasten der inneren Sicherheit geht und jetzt vorhan-
dene Arbeitsplätze ersatzlos wegfallen. Denn noch haben wir
den Zeitpunkt nicht erreicht. an dem aufgrund der demogra-
phischen Entwicklung in unserem Land für fast jeden ein
Arbeitsplatz zur Verfügung steht. - Ich bedanke mich für ihre
Aufmerksamkeit.

Präsident Dr. Knnblich:

Das Wort geht an die Landesregierung. Herr Minister Schön-
hohm, bitte!

Minister des Innern Schönhohm:

Herr Präsident! Meine verehrten Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Jede Reform kostet Geld. das ist un-
strittig. Um Geld einzusparen. muss man erst einmal Geld aus-
geben. Das ist in der Wirtschaft so. das ist auch in der Verwal-
tung so.

Weiter: Es muss zu strukturellen Einspaningen kommen. Auf-
grund der Kürze der Zeit kann ich nicht im Einzelnen erläutern.
was das ist. Aber jeder. der sich damit befasst hat. weiß. dass
strukturelle Einsparungen auch eine Reduzierung der Personal-
kosten und der Verwaltungskosten sind.

Zum Zweiten zu dem. was Sie. Herr Prof. Schumann. hier an-
gesprochen haben, zur Zahl der Polizeipräsidien. nur damit
keine Mär entsteht: Sie haben richtig dargestellt. was Vorschlag
der Kommission war. Ich habe diese Vorschläge mit den Poli-
zeipräsidenten erörtert. die Sie alle kennen. Sie können sie auch
alle befragen. und ich weiß. dass Sie das auch tun. Im Gespräch
mit den Polizeipräsidenten haben diese bis auf einen gesagt:
Wenn Sie die Entscheidun g für zwei Präsidien treffen - es ist
machbar und durchsetzbar.

Ich habe dann im Kabinett den Vorschlag zwei oder drei Präsi-
dien gemacht und habe Vor- und Nachteile abgewogen. Sie
kennen die Kabinettsvorlage. Ich habe dargestellt, was welche
Auswirkungen hat. und habe gesagt: Ich votiere für zwei Präsi-
dien.

Die erste Besprechung war am 12. September, die zweite Be-
sprechung mit Beschlussfassung am 19. September. Zwischen
dem 12. und dem 19. September lagen sieben Tage, und es war
kein Ritt über den Bodensee oder mit dem Panzerkreuzer wie
heute Morgen - _Aurora - hieß der vielleicht, ich weiß es nicht.

(Zuruf von der PDS)

- Herr Abgeordneter, ich nehme es sofort zurück. Aurora ist die
Morgenröte. Also es war kein Ritt in die Morgenröte. sondern
eine Diskussion um die Frage. über die man sich ernsthaft aus-
einander gesetzt hat. Dann kam dieser Beschluss.

Ich möchte weiter. damit kein Missverständnis entsteht. Herr
Kollege Schippel, sehr deutlich sagen: Das Amt der Polizeiprä-
sidenten bzw. Polizeipräsidentinnen wird beibehalten. Bei der
Diskussion, die ich vor einem Jahr mit den Polizeipräsidenten
über dieses Thema hatte. ist noch einmal sehr klar geworden.
welche Bedeutung das für Brandenburg hat. Denn es hätte theo-
retisch auch andere Lösungsmodelle gegeben.

Von Anfang an haben wir die Lösung ausgeschlossen, zu sagen.
dass dies zu ändern ist. Wenn es heute in einem Pressebericht
etwas anders steht. dann mag das auf Äußeningen eines meiner
Mitarbeiter zurückzuführen sein. es entspricht aber keiner Vor-
gabe und wird auch nicht zu einer Veränderung rühren.

(Beifall bei der DVU)	 Ein weiterer Punkt: Thema Beirat Verwaltungsoptimierung. Es
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ist richtig. das Kabinett hat gerade einen Beschluss gefasst. Der
Beirat Verwaltungsoptimierung hat sich damit befasst und ge-
sagt. dass er dies nicht akzeptiert. Das geschah im Beisein der
Vertreter der Gewerkschaften.

Nach dem Erlass ist es so. dass über die Bedenken im Kabinett
noch einmal beraten wird. Das Kabinen muss dann nochmals
entscheiden.

Zum Thema Akzeptanz und Motivation möchte ich nur so viel
sa gen: Da Sie sich offensichtlich alle schon sehr sachkundig
informiert haben - unterhalten Sie sich einmal mit den Beamten
auf den Wachen! Die Mitarbeiter auf den Wachen sagen: Wenn
eine Veränderun g kommt. die dazu führt. dass unsere Wache
erhalten bleibt. dass wir mehr Revierpolizisten bekommen und
weniger Verwaltungsaufwand haben, dann ist das ein wichtiger
Fortschritt. - In diesem Bereich haben wir noch eine Menge zu
tun. Darauf gehe ich noch ein.

(Beifall hei der CDU und vereinzelt bei der SPD)

Ich muss noch einmal m Erinnerun g rufen. wo wir eigentlich
stehen und wie die Voraussetzungen waren. Damit das einmal
klar ist: Ich habe die Lage nicht erfunden. Ich will sagen. wie
die Lage war, die ich vorfand. als ich das Amt anzetreten habe.

In den Koalitionsverhandlungen war schon deutlich. dass bei
der Polizei drastisch abgebaut werden soll. Es waren für 1999
777 kw-Vennerke ausgebracht. Insgesamt sollten für das Jahr
2000 844 kn-Vermerke erbracht werden. Das bedeutet. es hätte
flickenteppichmäßig gespart werden müssen. Wir haben uns in
der Koalitionsvereinbarung auf eine Tiefenprüfung und eine
grundsätzliche strukurelle Überprüfung verständigt und die
Einsparung ausgesetzt. Dies haben wir durchgeführt.

Das Ergebnis dieser Überprüfungen kennen Sie. Darüber ist
lange diskutiert worden. Eine Sache war klar: Es gellt um die
Frag e. ob wir flick-enteppichartig. rasenmähermäßig an die
Sache herangehen nach dem Motto: Die Zahl der Polizeipräsi-
dien bleibt erhalten. die Zahl der Schutzbereiche unverändert -,
oder ob wir sagen: Wir wollen die Chance nutzen. nach einem
erfolgreichen Aufbau der Brandenburger Polizei die Konse-
quenzen zu ziehen, damit wir jetzt einen Umbau vornehmen
können.

Und ich möchte ausdrücklich sagen. was hier schon festgestellt
wurde: Der Aufbau der Polizei in der Demokratie von der
Volkspolizei zur Polizei des Landes Brandenburg ist doch ein
Erfolg, Den will ich keineswegs infrage stellen. Ich sage nur:
Zum jetzigen Zeitpunkt müssen wir überlegen. oh wir uns noch
alles leisten können. was wir uns am Anfang leisten mussten. oh
wir nicht mit dem Geld. das wir haben. mehr erreichen können
und ob wir nicht auch unseren Sparbeitrag zum Landeshaushalt
leisten können. Das ist die Frage - um die es geht.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der SPD)

Meine Damen und Herren! Ich brauche die Eckpunkte der Re-
form nicht mehr zu nennen. sie sind Ihnen bekannt. Aber wo-
rum geht es denn? Es geht darum. dass wir die Kernpunkte. die
hier schon genannt wurden - Bür gerorientierung. Wirtschaftlich-
keit. Strafrune der Arbeitsabläufe und Mitarbeiterorientierung -.
in dieser Frage zusammenfassen wollen. Und nachdem die

Umgliederung der Polizei ab geschlossen ist. geht es jetzt um die
Fra ge: Wie können wir Sicherheitsmanagement weiterentwi-
ckeln?

Durch die bürgernahe Organisation ist sicherzustellen. dass die
Polizei des Landes die öffentliche Sicherheit und Ordnung dau-
erhaft und auf hohem Niveau gewährleisten kann. Darüber sind
wir uns alle einig. Und wo wird denn nun die Sicherheit produ-
ziert? Sie wird von den Kolleginnen und Kollegen produziert.
die auf der Straße sind. von denen. die sozusagen zu Hause
diese Straftaten abarbeiten. Ich lade den Innenausschuss ein:
Lassen Sie uns doch einmal einen Schutzbereich. eine Wache
und ein Präsidium und von mir aus auch das Ministerium besu-
chen! Unterhalten Sie sich mit den Mitarbeitern darüber. was
wir ändern müssen! Wir müssen eine zentral istisch geführte
Polizei auch dadurch ändern. dass wir ihr mehr Entscheidungs-
spielraum vor Ort einräumen.

(Beifall bei der CDU)

Ich habe mir das angesehen. Ich lade die Abgeordneten des
Innenausschusses wirklich ein: Kommen Sie einmal mit!

Ich möchte die Mentalitäten verändern. Ich möchte. dass der
Schutzbereichsleiter mehr Verantwortung bekommt. vor Ort für
seinen Bereich entscheidet. Ich hoffe. dass alle daran mitarbei-
ten.

Meine Damen und Herren. wenn sich die technischen Möglich-
keiten, die Fühningsmittel im Sinne der Infonnationstechnolo-
gie verändert haben, dann muss ich überlegen. ob ich in der
Struktur darauf reagiere. Gehen Sie doch mal zum Mercedes-
Werk in Marienfelde! Das Werk hat 25 % der Mitarbeiter abge-
baut und die Produktion um 35 ' 1. 0 erhöht. Also muss ich überle-
gen. wie ich mich danach orientiere. wo eigentlich die Sicher-
heit produziert wird. Das ist der Bezugspunkt. Das ist das. was
vor Ort geschieht. Darauf wollen wir reagieren.

Darum wollen wir diese Veränderung vornehmen. Wenn wir im
Rahmen der Diskussion feststellen. dass diese Veränderun g zu
weit geht. dann lasst uns darüber diskutieren. wie wir es richtig
umsetzen können! Das soll jetzt die Projekt gruppe machen.
Darauf komme ich noch ganz kurz zu sprechen.

Wenn wir uns vornehmen. dies zu tun. dann war mir vollkom-
men klar. dass die Entscheidung für zwei Polizeipräsidien für
mich die schwierigere ist. Ich hätte ein viel besseres Leben.
wenn ich gesagt hätte: Wir machen drei Präsidien -. und alle
wären einverstanden. Ich mache das doch nicht. uni Streit zu
haben. Ich mache mir auch den Kopf darüber heiß: Was ist das
Beste für Brandenburg? Das nehmen Sie mir bitte ab. Ich mache
mir auch den Kopf darüber heiß: Wie kann ich erreichen. dass
wir für Brandenburg Lösungen bekommen, und wie kann ich
einen Beitrag dazu leisten. dass wir es in der Landesregierung
mit dem Thema Haushaltskonsolidierung ernst nehmen? Der
bequeme Weg ist nicht immer der erfol g reiche Weg, darüber
muss man sich im Klaren sein.

(Beifall hei der CDU und vereinzelt bei der SPD)

Das Ziel habe ich beschrieben. Aber ich möchte einige wenige
Punkte im Zusammenhang mit dem Fall Schmöke! nennen.
Mitgeschrieben bei ..ORB Aktuell - : Die Moderatorin wirft fol-
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gende Frage auf: Sicher. die Polizisten konnten bei der Großsu-
che nicht jeden' der 1601) Hinweise sofort nachgehen. Doch das
wirft auch Fra gen für die Zukunft auf.

Dr. Andreas Beinig. Vorsitzender des Hauptpersonalrates. ant-
wortet auf diese Frage wie folgt: Es ist natürlich die spannende
Frage. da die Polizei nach unserer Einschätzung an der Leis-
tungsgrenze angelangt ist. wie der Innenminister in Zukunft mit
700 Beschäftigten weniger. die er bei der Polizei abzubauen
plant, solche gefährlichen Situationen beherrschen möchte.

Ich sage mit aller Klarheit: Es wird keine Einsatzhundertschaft
der Polizei reduziert. Diese behalten wir. Wir bauen Verwal-
tungshierarchien ab. die wir so nicht mehr benöti gen. Weil wir
mehr Vertrauen in die Entscheidungen vor Ort haben, wird we-
niger zentral geführt und weni ger zentral kontrolliert.

(Beifall bei CDU und SPD)

Damit sparen wir Personal ein. Vertrauen Sie mit wis gemein-
sam der Polizei! Trauen Sie der Polizei nicht zu. dass einer vor
Ort entscheiden kann. wie er seine Kräfte einsetzt? Braucht er
dazu einen Präsidenten oder braucht er dazu ein Ministerium?
Das braucht er nicht.

(Prof. Dr. Bisky: [PDS]: Auch keinen Minister!)

Ich möchte. dass ss ir diesen Weg gehen. Das bedeutet aber auch
- darüber gibt es Inn den Polizeipräsidenten Übereinstimmung -.
dass die Präsidenten mehr Verantwortung haben. Wir werden
darüber sprechen. ss er die Verantwortung hat. Auf der einen
Seite ist der Polizeipräsident der politische Beamte. auf der
anderen Seite ist der Innenminister gefordert. seinen Kopf hin-
zuhalten. Damit habe ich kein Problem. Ich habe einen Stahl-
helm auf. wenn es sein muss, wie Sie wissen. Mir geht es um
Folgendes: Wenn die Polizeipräsidenten als politische Beamte
die Verantwortung haben. dann muss man ihnen die Verant-
wortung auch übertragen. Es macht sonst keinen Sinn. In die-
sem Bereich müssen wir weiterkommen. Das will ich auch tun.
Darum möchte ich Sie bitten. Folgendes zur Kenntnis zu neh-
men: Ich glaube. es ist eine weitreichende Reform, aber auch
eine Reform mit Augenmaß.

Ich komme zum Punkt Projektgruppe. Diese Projektgruppe ist
heute ein gerichtet worden. Es gibt eine Pressemitteilung. aus
der ich nur zwei Sätze zitieren will:

_Ein General hat noch keine Schlacht ohne Soldaten ge-
wonnen."

Ein General hat auch noch nie eine Schlacht ohne Soldaten
begonnen. sage ich. Der zweite Satz lautet:

_Innenminister Schönbohm wird es nicht gelingen, eine
Pol izeistrukturreform gegen die Beschäftigten durchzuset-
zen.-

Meine Damen und Herren! Ich will diese Reform nicht gegen
die Beschäftigten. sondern mit den Beschäftigten durchsetzen.
Wir führen intensive Gespräche. Ich möchte diejenigen, die sich
bisher der Sache entzogen haben. einladen. daran teilzuhaben.
Diese Sache ist zu wichtig. als dass sie im Parteienstreit unter-
geht. Sie ist so wichtig. weil sie für die Zukunft des Landes

Brandenburg von großer Bedeutung ist. Ich bitte Sie um Ihre
Mitarbeit. - Herzlichen Dank.

(Beifall hei CDU und SPD)

Präsident Dr. Knoblich:

Wir sind am Ende der Rednerliste. Ich schließe die Aussprache.
Damit ist Tagesordnungspunkt 2 abgeschlossen.

ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Gesetz zur Regelung, der "inseisungen des Landes
Brandenburg an die Gemeinden und Landkreise im
Haushaltsjahr 2001 (Gemeindefinanzierungsgesetz
2001 - GFC 2001)

Gesetzentwurf
der Landesregierung

Drucksache 3/1928

I. Lesung 

Ich eröffne die Aussprache mit dem Beitrag der Landesregie-
ning. Herr Innenminister. Sie haben erneut das Wort.

Minister des Innern Schön buh in:

Herr Präsident! Meine sehr s erehrten Damen und Henen! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Wir kommen jetzt zu einem Thema.
über das vielleicht eine größere Übereinstimmung besteht. denn
die Gemeinden liegen uns allen am Herzen. Ich glaube. den
einen liegen sie mehr an) linken und den anderen mehr am rech-
ten Rand des Herzens. Oder anders ausgedrückt: Es gibt unter-
schiedliche Sichtweisen. Zur Bedeutung des Gemeindefinanzie-
rungsgesetzes gibt es. g laube ich. eine große Übereinstimmung.

(Sarrach [PDS]: Das Herz schlägt links!)

- Bei mir ja. Bei Ihnen auch?

(Zuruf des Abgeordneten Sarrach [PDS])

- Das ist großarti g . Darüber hat schon Oskar Lafontaine ein
Buch geschrieben. Kennen Sie es?

Nun aber zum Gemeindefinanzienin gsgesetz: Mit dem vorlie-
genden Gesetzentwurf sollen die erforderlichen gesetzlichen
Grundlagen für die Zuweisungen des Landes an die Kommunen
für das folgende Jahr geschaffen werden. nachdem wir die Zu-
weisungen in der entsprechenden Höhe im Haushalt 200072001
festgelegt haben.

Ich möchte in Erinnerung rufen. dass wir beschlossen haben. die
Gemeinden und Gemeindeverbände mit einem Viertel an den
Steuereinnahmen des Landes und an den Einnahmen aus dem
Länderfinanzausgleich zu beteiligen. Daraus fol gt unter Berück-
sichtigung der Einnahmen aus der Steuerabrechnung des Jahres
1999 eine zu v erteilende Verbundmasse von 3.36 Milliar-
den DM. Gegenüber dem laufenden Jahr erhalten die Kommu-
nen 124 Millionen DM mehr. Der Mittelzuwachs wird dazu
beitragen. die finanziellen Handlun gsspielräume der Kommu-
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nen weiter zu verbessern. Die Mittelverteilung trägt den Be-
langen und Anforderungen für die Ausübung des kommunalen
Selbstverwaltungsrechts in besonderer Weise Rechnung.

Die Schlüsselzuweisungen, die bekanntermaßen keinerlei
Zweckbindung unterliegen. wachsen uni 4 auf 2.37 Milliar-
den DM für alle kommunalen Ebenen an. Die Verteilung der
Schlüsselzuweisungen auf die einzelnen Gemeinden und Ge-
meindeverbände soll nach Maßgabe des laufenden Jahres erfol-
gen. Das ist zur Wahrung der Kontinuität und im Interesse der
Verlässlichkeit der kommunalen Haushaltswirtschaft zwingend
geboten. weil im Jahre 200(1 eine Vielzahl von Gemeinden von
den Auswirkungen infolge der Anpassung der Hauptansatz-
staffel betroffen ist.

Die Erhöhung der Landesinvestitionspauschale uni annähernd
auf 415 Millionen DM eröffnet den Kommunen größere

Entscheidungs- und Handlun gsspielräume. Auch bei der In-
vestitionspauschale wird das Verteilungssystem sowohl hei der
Landesinvestitionspauschale als auch bei der Verteilung der
Pauschale nach dem Investitionsförderungsgesetz ..Aufbau Ost -
beibehalten. bei dem ein gewisser Anteil beim Landkreis kon-
zentriert wird und die Mitte! den Gemeinden auf Antrag für
Schwerpunktinvestitionen zu gewiesen werden.

Diese Mittelkonzentration beim Landkreis ist nicht unumstrit-
ten. Sie wird von vielen favorisiert. Teilweise wird die Auffas-
sung vertreten. die Gelder sollten den Gemeinden in vollem
Umfang unmittelbar zur Verfügung gestellt werden. Ich glaube,
dass wir das Thema der Zuweisungen an die Gemeinden im
Rahmen des Finanzausgleichsgesetzes besprechen müssen. uni
dann zu sehen, oh wir die Schwerpunkte richti g setzen.

Mit dem Abschluss der Gemeindegebietsreform oder spätestens
mit der Verabschiedung eines dauerhaften Finanzausgleichs-
gesetzes gehört diese Regelun g auf den Prüfstand. Dann werden
wir diese Frage endgültig beantworten können. Das betrifft aber
nicht nur die Frage der Mittelkonzentration beim Landkreis.
sondern auch die Frage. ob künftig an der pauschalen Vergabe
von Mitteln unabhängig von der eigenen Finanzkraft festgehal-
ten werden soll. Ich glaube. es ist an der Zeit. die ausgleichende
Wirkung des kommunalen Finanzausgleichs zu erhöhen und alle
Leistungen und Regelungen hinsichtlich ihrer Wirkungsweise
zu überprüfen.

Meine Damen und Herren! Wenn ich über investive Förderun-
gen rede. von denen deutliche Impulse für die wirtschaftliche
und infrastrukturelle Entwicklung unseres Landes erwartet wer-
den. dann möchte ich die Einschränkung der Förderungsmög-
lichkeit im Jahre 2001 gegenüber dem Jahre 2000 nicht uner-
wähnt lassen.

Das Sonderpro gramm zur Fördenirig der Infrastruktur im ländli-
chen Raum. das in diesem Jahr mit 46.5 Millionen DM dotiert
ist, wird im Jahre 2001 nicht mehr aufgelegt. Das Sonderpro-
gramm zur Förderun g des Fremdenverkehrs im ländlichen
Raum wird mit 36 Millionen DM weniger als in diesem Jahr
fortgesetzt. Diese Veränderungen liegen darin begründet, dass
die Mittel der Europäischen Union der jetzt laufenden Förder-
periode um 40 % bis 50 % hinter den verfü gbaren Mitteln der
vorherigen Förderperiode liegen. Um insbesondere begonnene
Infrastrukturmaßnahmen zu vollenden oder bedeutende Infra-
strukturmaßnahmen auch künftig zu unterstützen. muss die

Möglichkeit der Förderun g aus anderen Programmen geprüft
werden.

Neu aufgenommen wurde die Schaffung eines Sonderfonds für
hoch verschuldete Gemeinden mit 30 Millionen DM pro Jahr.
Damit wollen wir den Gemeinden helfen. die in erhebliche
finanzielle Schwierigkeiten geraten sind, aus der Misere he-
rauszukommen. Es darf damit aber kein Anreiz gegeben wer-
den. sozusagen zusätzlich Schulden zu machen. um in den Ge-
nuss dieses Topfes zu kommen. Hierzu erarbeiten wir eine Ver-
waltungsvorschrift. Ich hoffe, dass wir dieses in der Diskussion
im Innenausschuss und später im Hauptausschuss im Einzelnen
erörtern können.

Meine Damen und Herren! Die Gemeindegebietsreform ist eine
zentrale und außerordentlich anspruchsvolle Aufgabenstellung
in dieser Legislaturperiode. Nach den hierzu verabschiedeten
Leitlinien setzen wir weiterhin auf die Einsicht zur Freiwilli g

-keit der Gemeinden. sich zu leistungsstarken Einheiten zusam-
menzuschließen. Diesen Prozess wollen wir auch künfti g finan-
ziell unterstützen. Ich hoffe. Sie stimmen nicht nur der finan-
ziellen Unterstützung zu, sondern leisten auch Ihren Beitrag
dazu. damit wir dort vorankommen. wo wir schon auf einein
guten Weg sind.

Der Landesgesetzgeber ist durch das Urteil des Landesverfas-
sungsgerichtes im Beschwerdeverfahren der Gemeinde Neuliet-
zegöricke mit dem GFG 2001 verpflichtet nachzuweisen. inwie-
weit das Land die finanziellen Mittel zwischen sich und den
Kommunden symmetrisch verteilt hat. Nach dem Bericht. der
Ihnen als Anlage zum Gesetzentwurf vorliegt. hat sich unter
Zugrundelegung statistischer Finanzdaten der Jahre 1996 bis
1999 kein Anpassungsbedarf für die Leistungen des Landes an
die Kommunen ergeben.

Der Bericht zeigt ferner Entwicklungen des Landes und der
Kommunen Brandenburgs im ostdeutschen Ver gleich auf. auf
den ich kurz eingehen wollte. worauf ich aber aufgrund der ho-
hen Spannung. die im Saal herrscht. verzichte. Sie können es al-
le selbst nachlesen.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch einmal auf den
Zusammenhang der Investitionen zu sprechen kommen. Vergli-
chen mit anderen ostdeutschen Kommunen zeichnen sich die
brandenburg ischen Kommunen durch ein hohes Investitions-
niveau bei vergleichsweise niedrigen Kreditschulden und folg-
lich geringen Schuldendienstbclastungen aus. Das begrüßen wir.
Korrespondierend hierzu ist festzustellen. dass die zweckgebun-
denen investiven Landeszuweisun gen 1.11B ein Drittel höher lie-
gen als in anderen ostdeutschen Ländern.

Diese Feststellungen decken sich mit den Erkenntnissen des
Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschun g in seinem Gut-
achten zum kommunalen Finanzausgleich des Landes Branden-
burg. Nach Auffassung der Gutachter stellt das in Brandenburg
praktizierte Vorgehen. bei dem ein wesentlicher Anteil der
Mittel den Kommunen auf Antrag und zweckgebunden zur Ver-
fügung gestellt wird. einen nicht unerheblichen Eingriff des
Staates in die kommunale Selbstverwaltung dar. Das Institut
empfiehlt insofern eine Mittelumschichtung zugunsten des all-
gemeinen kommunalen Finanzausgleichs. Auch das ist eine Fra-
ge, die wir im Rahmen des Finanzausgleichsgesetzes diskutie-
ren müssen.
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Bei der Vielzahl der Förderprogramme fra ge ich mich auch. ob
vonseiten des Landes überhaupt eine auf die tatsächlichen Be-
darfe und Erfordernisse ausgerichtete Förderring möglich ist.
Ich halte ein Überdenken der bisherigen Förderpraxis für gebo-
ten und empfehle. dass wir uns spätestens mit der Haushaltsauf-
stellung nachfolgender Jahre diesem Thema widmen.

(Beifall der Abgeordneten Frau Dettmann [SPD])

- Danke. Frau Bettmann.

(Vereinzelt Beifall bei der CDU)

Ich sehe dabei zugleich sowohl auf Landes- als auch auf kom-
munaler Ebene nicht unbeträchtliche Einspar- oder Synergie-
effekte. Denn wie allgemein bekannt ist. sind die Antrags- und
Verwendun gsverfahren in der Regel bürokratisch organisiert
und binden erhebliche Ressourcen.

Ich bitte um Überweisung an den entsprechenden Ausschuss. -
Herzlichen Dank.

(Beifall bei CDU und SPD)

Präsident Dr. Knerblich:

Das Wort geht an die PDS-Fraktion. Frau Osten. bitte schön!

Frau Osten (PDS):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vielleicht zwei
Vorbemerkungen: Herr Schönbohm, Sie sollten bei der Ein-
schätzung der finanziellen Lage der Kommunen einfach beach-
ten. dass es nicht nur ein gutes Zeichen ist. weniger Schulden zu
haben. Manche Kommune bekommt keine Kredite mehr. weil
sie sie sich einfach nicht leisten kann. Also, ich denke, es ist
nicht nur ein Kriterium der finanziellen Stärke bzw. Schwäche.

Wir hatten heute früh schon Gelegenheit. vonseiten der Landes-
regierung zu hören. was alles sein wird. Auch dieses ..Wir wer-
den, wir werden in Zukunft" hat eine große Rolle heim Herrn
Innenminister gespielt, Ich würde gern anhand des Gesetzes mit
Ihnen bereden. was im nächsten Jahr sein soll.

Wir haben diesen Gesetzentwurf zur Kenntnis genommen und
wir wissen, dass es ein Gesetzentwurf eines CDU-Innenminis-
ters ist. Vergleicht man die Erwartungshaltun g.. die die CDU als
Oppositionspartei noch im September letzten Jahres geschaffen
hat. dann ist diese für die Kommunen wichtige gesetzliche
Grundlage doch schlichtweg enttäuschend.

Ausgangspunkt sind die Äußerun gen der CDU-Fraktion zu den
Wahlprüfsteinen des Städte- und Gemeindebundes im vergange-
nen Jahr. Damals sah die CDU die Finanzausstattung der Kom-
munen durch die Landesregierung weniger als ein Struktur-
problem des GFG, sondern als den generellen Unwillen der
Landesregienine und der „sie tragenden SPD-Mehrheitsfraktion.
die Kommunen des Landes angemessen auszustatten".

(Zuruf des Abgeordneten Homeyer [CDU])

Was ist nun heute mit diesem Unwillen. meine Damen und
Herren von der CDU?

Sie machten im vergangenen Jahr noch darauf aufmerksam.
dass Sie immer wieder auf eine Erhöhung der Verbundquote ge-
drängt hätten. wobei Sie an der Mehrheitsfraktion SPD geschei-
tert seien. Warum, muss ich dann fragen. ist mit dem vorliegen-
den Entwurf des GFG eine Senkung der Verhundquote von
26.1 % auf 25 % zugelassen worden. wo Sie doch gerade auf
diesem Gebiet jetzt unmittelbare Einflussmöglichkeiten haben?

Außerdem setzten Sie sich sehr konsequent dafür ein. dass die
Aufteilung der IFG-Investitionspauschale. also der Investitions-
pauschale aus dem Gesetz für den Aufbau Ost. entsprechend

21 mindestens zur Hälfte an die Kommunen direkt gehen soll-
te. Was ist nun mit diesem Vorhaben?

Oder ich frage Sie: Sind das vielleicht Vorhaben. die Sie sich
für die parlamentarische Debatte aufgehoben haben? Dann bin
ich ganz gespannt darauf.

Ich erspare mir. an dieser Stelle weitere CDU-Wahlversprechen
zu nennen. Ich möchte aber zumindest noch einen zweiten
Grund für meine Enttäuschung nennen:

Die PDS-Fraktion hatte im Juli einen Antra g in den Landtag
eingebracht. mit dem die Landesregierung aufgefordert wurde.
das GFG für das Jahr 2001 2111 September vorzulegen. Eigent-
lich hätte es nach unserem Empfinden zum Haushaltsplan -
sprich.. in den Monat Juli - gehört. Aber wir haben uns gesagt:
Okay. wenn man es noch überarbeiten will. dann wenigstens
September. Wir hanen uns davon leiten lassen. dass der Doppel-
haushalt schon gesicherte Rahmenbedingungen setzt.

Die Einschätzung wurde zwar bestätigt. aber mit der arroganten
Schlussfolgerung abgetan, die Regierung habe es nicht nötig.
von der Opposition an der Stelle ermahnt zu werden. sie werde
es sowieso tun. Nun stelle ich fest, dass der Gesetzentwurf zum
letztmöglichen Zeitpunkt. für die Sitzung im November. einge-
reicht worden ist. Mit der Vorla ge am Freitag. dem 3. Novem-
ber. haben Sie sozusagen die äußerste Frist ausgeschöpft und es
drängt sich mir schon die Auffassung auf - ich hatte das Gefühl
auch bereits in der Haushaltsdebatte -. dass die ausführliche
Diskussion im Parlament eigentlich nicht gewollt ist und man
diese Diskussion wahrscheinlich auch gar nicht ernst nimmt.
Denn ich möchte Sie daran erinnern. dass das GFG noch in zwei
Ausschüssen. möglichst in einer Anhörung, die auch geplant ist.
mit den kommunalen Spitzenverbänden und natürlich in den
Fraktionen diskutiert werden soll.

Wenn wir uns länger als bis zum Dezember Zeit nehmen. gelten
wir. denke ich. als Verhinderer. Wir wollen das auch gar nicht.
Wir wollen. dass die Kommunen gesicherte Gnindlarten für die
Haushaltspläne des nächsten Jahres haben. Der Monat Dezem-
ber ist dafür der wirklich spätestmö gliche Zeitpunkt. Wir wer-
den das GFG also im Dezember behandeln. Trotzdem sehe ich
hier einen Qualitätsverlust. der nicht notwendig gewesen wäre.

Es ergibt sich die Frage. wie diese erhebliche Verzögerung um
zwei Monate überhaupt zustande gekommen ist. Denn aus dem
Gesetzentwurf erschließt sich mir nicht, welche intensiven Ar-
beiten so viel Zeit in Anspruch genommen haben könnten. Das
Gesetz weist nur wenige, eher unbedeutende Veränderungen auf
und bleibt auf der Linie des GFG 2000. Ja. nicht einmal die sehr
oft geäußerte Kritik in Richtung Strukturveränderung, Zweck-
bindung. Gesamttopf für Kommunen für konkrete Din ge. die im



Landtag Brandenburg - 3. Wahlperinde - Plenarprotokoll 3 	 - 15. November 200(1
	 1459

GFG nach wie vor enthalten sind. wurde irgendwie reflektiert
oder berücksichtigt.

Dieses Gemeindefinanzierungsgesetz hätte also auch mit dem
Doppelhaushalt vorgelegt werden können - und so wäre es auch
korrekt gewesen -, denn die Landesregierung hat die von März
bis November verstrichene Zeit nicht zur Qualitätsverbesserung
genutzt. Leider! Es ist sozusagen ein Ausführungsgesetz zum
Doppelhaushalt geworden.

Ich darf Sie auch daran erinnern, dass für das Jahr 2001 ein
kommunales Finanzausgleichseesetz vorgelegt werden sollte.
also die Kommunalfinanzierung sozusagen in neuer Qualität
passieren sollte. Datür hatte sich die SPD sehr stark gemacht.

Zusammenhang mit den Leitlinien zur Gemeindestrukturre-
form hat allerdings Minister Schönbohm schon die Katze aus
dem Sack gelassen und diese Zielstellung auf das Jahr 2004 ver-
tagt. Das heißt. viele seiner Ausführungen beziehen sich eigent-
lich erst auf diesen zeitlichen Rahmen.

Ich sage es hier ganz eindeutig: Wir sind damit nicht einverstan-
den: wir drängen darauf. dass das Finanzauseleichsgesetz für
das Jahr 2002 vorbereitet wird. Ansonsten stellt sich auch die
Fra ge nach der Sinnhafti gkeit des Gutachtens des Deutschen
Instituts für Wirtschaftsforschung.

(Beifall bei der PDS)

In jedem Falle ist die Vorbereitung des Finanzausgleichsgeset-
zes kein Grund für die Verzögerung des GFG 2001. Wir werden
uns dieser Vorbereitung gemeinsam widmen müssen.

Herr Schönbolun hat mir auf eine Anfrage mitgeteilt. dass die
Vorgaben des Landesverfassungsgerichts im Zusammenhang
nm der Klage der Gemeinde Neulietzegöricke in das GFG ein-
gearbeitet werden müssten und dass das mit einem erheblichen
Aufwand verbunden sei. Das Ergebnis zeigt sich in der Anlage
zum Gemeindefinanzientnesgesetz und ich muss Ihnen sagen,
dass ich mit diesem Ergebnis sehr unzufrieden bin. Nach unse-
rer Ansicht sind die Vorgaben des Verfassungsgerichts damit
nicht erfüllt.

(Vereinzelt Beifall bei der PDS)

Ungeachtet der finanziellen Schwierigkeiten zahlreicher Kom-
munen kommt die Landesregierung zu dein Schluss, dass ei-
gentlich alles in Butter sei.

Der Prüfauftrag des Gerichts besteht aber darin. dass der Ge-
setzgeber in regelmäßigen Zeitabständen zu überprüfen hat, ob
eine nach dem Gleichmäßigkeitsgnindsatz bestimmte Verbund-
quote dem tatsächlichen Bedarf der Gemeinden gerecht wird.
Wird bei der Überprüfung festgestellt, dass die Verbundquote
diese aufgabenadäquate Gemeindefinanzierung nicht mehr ge-
währleistet. muss das Finanzierungssystem entsprechend geän-
dert werden.

Die Landesregierung hat sich jedoch in ihrer Anlage zum GFG
darauf beschränkt. einen Bencht zum Nachweis der symmetri-
schen Verteilung der finanziellen Mittel zwischen Land und
Kommunen vorzulegen, und hat damit einen eher nachgeordne-
ten Aspekt zum Kern der Überprüfung gemacht.

Die eigentlich notwendige Bedarfsennitt lung der Kommunen ist
völlig offen geblieben. Ich verweise dazu auf die klare Stellun g

-nahme des Landkreistages und des Städte- und Gemeindebun-
des. die hier auch eine massive Kritik zum Ausdruck bringen.

Zum Schluss noch einmal ein paar Fakten: Erstens: Es gab vom
Innenminister selbst ein großes Lob zur Erhöhung der Finanz-
masse. Die Verbundmasse wurde eigentlich gekürzt. nämlich
um 32.6 Millionen DM. Dass die Spitzabrechnun g des Jahres
1999 und der Familienlastenausgleich positiv ausgefallen sind,
hat zu einer Erhöhung von I 23,5 Millionen DM für das nächste
Jahr geführt. Darüber freuen wir uns. Das wollen wir auch gar
nicht in Abrede stellen.

Präsident Dr. Knoblich:

Frau Abgeordnete, bitte kommen Sie zum Schluss!

Frau Osten (PDS):

Ein wichti ger Mangel dieser Ausführungen ist, dass die bundes-
deutschen Rahmenbedin g un gen überhaupt keine Beachtung
finden. Wir wissen alle. dass es zweistelli g e Millionenbeträge
gibt. die die Kommunen durch die neuen Steuergesetze belasten
werden, dass weitere Gesetze geplant sind. das Ergänzungs-
steuergesetz. die Möglichkeit der Fahrtkostenpauschalen bzw.
einmalige Heizkostenzuschüsse usw. Ich denke, die Finanzlage
der Kommunen wird sich mit diesem Gesetz im nächsten Jahr
eher verschlechtern. Das sollten wir deshalb in diesem Parla-
ment diskutieren und zu verhindern wissen. - Danke.

(Beifall bei der PDS)

Präsident Dr. Knohlich:

Das Wort geht an die SPD-Fraktion. Herr Abgeordneter Schip-
pet, bitte!

Schippet (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Bevor ich zu Ein-
zelheiten des Gesetzentwurfes komme, möchte ich doch mit
einigen Worten auf die Gesamtsituation eingehen. Als wir im
vorigen Jahr den ersten Doppelhaushalt für Brandenburg be-
schlossen. da gab es ein sehr lautes und mitunter sehr populisti-
sches Geschrei der PDS. dieser Haushalt sei unsolide.

(Zurufe von der PDS: Ist er auch!)

er sei Augenwischerei usw. In dem Geschrei wurde seitens der
PDS kaum gewürdi gt. dass wir trotz der angespannten finanziel-
len Situation des Landes in der Lage waren. den Kommunen im
Jahr 2000 circa 230 Millionen DM mehr zur Verfügun g zu
stellen.

(Frau Osten [PDS]: Mehreinnahmen!)

Entgegen Ihrem Geschrei. dass dieser Doppelhaushalt so unsoli-
de sei,

(Zuruf von der PDS: Ist er!)

haben wir auch im Jahr 2001 eine Erhöhung um rund 130 Mit-
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honen DM vorgesehen. zusammengenommen also eine Erhö-
hung der Zuweisungen des Landes an die Kommunen von rund
360 Millionen DM innerhalb von zwei Jahren oder innerhalb
dieses Doppelhaushaltes.

Präsident Dr. Knnblich:

Herr Ab geordneter. lassen Sie eine Zwischenfrage zu?

Schippet (SPD):

Selbstverständlich.

Präsident Dr. Knnblich:

Frau Osten!

Frau Osten (PDS):

Herr Schippet. sind Sie auch meiner Meinung, dass die wirkli-
che Lobby für Kommunen. das heißt die Finanzzuweisung des
Landes an die Kommunen. vor allen Dingen darin zum Aus-
druck kommt. dass man einen höheren prozentualen Anteil der
ei genen Steilen' an die Kommunen gibt? Für das Für nächste
Jahr ist genau das Gegenteil geplant. nämlich dass die Verbund-
quote von 26.1 `-', (t auf 25 11, f, gesenkt wird.

Schippet (SPD):

Sehr geehrte Frau Osten. man kann immer irgendwelche Ein-
zelheiten aufzählen. Ich denke. wichti g ist. dass die Gesamt-
beträge zählen.

(Frau Osten 'PDS]: Sie haben mehr und geben weniger
ab! t

Wenn wir noch mehr hätten. würden wir es auch gerne an
die Kommunen verteilen. Wir müssen auch einmal die Lage
anerkennen. aber das können Sie offensichtlich nicht. Ich ver-
stehe auch insofern Ihre Enttäuschung. Es ist die Enttäuschung.
dass Ihre düsteren Prophezeiungen einfach nicht eingetroffen
sind.

(Gelächter bei der PDS - Frau Osten [PDS]: Die Defizite
kennen Sie aber?)

Die Kommunen werden sicherlich nicht 100%ig zufrieden sein.
Das ist logisch. Das wird im Moment auch niemand erreichen
können. Wir geben das. was wir können. ohne die anderen Poli-
tikbereiche zu entblößen, in denen Sie auch ständig Mehrforde-
ningen haben.

Meine Damen und Herren von der PDS. auch wenn Sie Ihre
Oppositionsrolle an der Stelle spielen wollen.

(Frau Dr. Enkelmann [PDS]: Wir sind die Opposition. wir
brauchen sie nicht zu spielen!)

so müssen Sie zumindest anhand der letzten Zahlen anerkennen,
dass hier eine solide Arbeit geleistet wurde. und das bei einer
äußerst an gespannten Haushaltstage.

Lassen Sie mich auf ein paar wesentliche Änderungen eingehen:

Erstens: Aus den Mitteln der Verbundmasse wird ein Betrag in
Höhe von 2.245 Milliarden DM für die Aufteilung der Schlüssel-
masse zur Verfügung gestellt. Das entspricht einer Erhöhung des
Ansatzes gegenüber dem Vorjahr um rund 79 Millionen DM.
Zum Ausgleich besonderer Bedarfe wird ein Betrag von 89 Mil-
lionen DM - ich rede jetzt nur noch von runden Zahlen - zur Ver-
fügung gestellt. auch hier eine Erhöhung um 13 Millionen DM.
Sie haben in dem Zusammenhang kritisiert. dass wir beim Aus-
gleichsfonds für die Kommunen nicht den Spitzenverbänden
gefolgt sind. Aber ich denke. das ist gerecht so. Wir werden hoch
verschuldete Kommunen nicht im Stich lassen.

Zur Förderung weiterer investiver Maßnahmen der Landkreise.
kreisfreien Städte und der kreisangehörigen Gemeinden wird
eine Investitionspauschale von 450 Millionen DM zur Verfü-
gung gestellt. Bei der Verteilung nach Einwohnern bedeutet das
für die kreisfreien Städte rund 160 DM je Einwohner. Das be-
deutet eine Erhöhung von 10.72 DM pro Einwohner. bei den
Landkreisen von rund 7,50 DM und bei den kreisangehörigen
Genleinden von rund 3.30 DM.

Auch das Programm _Schul dendiensthil fe iSchulbaumaßnah-
men- - ich denke. das ist eine wichti ge Geschichte. die sich gut
bewährt hat - wird mit einer Erhöhun g um 5 Millionen DM
gegenüber dem Vorjahr rechnen können.

Einen kleinen Wermutstropfen gibt es, das sind die Investitio-
nen im Rahmen des Sonderprogramms „Fremdem erk-ehr im
ländlichen Raum.. . Hier werden insgesamt 31.5 Millionen DM
zur Verfügung gestellt. Das ist eine Verringerung und letzten
Endes. wenn man so will. eine Streichung eines anderen Pro-
gramms. Das resultiert aber daraus. dass dieser Fördermix in der
Vergangenheit aus Ausgaberesten von EU-Mitteln gespeist war.
Diese Ausgabereste sind verbraucht. Wir haben eine neue För-
derperiode in der EU und infolgedessen ist diese Minderung
entstanden.

Wäre dieses Sonderpro gramm in der alten Förderperiode von
Anfang an ausgeschöpft worden. dann wären dort auch in der
Vergangenheit keine höheren Mittel gewesen.

Meine Damen und Herren. bei allen positiven Aspekten des vor
uns liegenden Gesetzentwurfes kommt aber eines deutlich heraus:
die grundlegenden Probleme der Unterfinanzierung der kreisfreien
und der großen kreisangehörigen Städte und das Problem der
unterschiedlichen Entwicklung der berlinnahen und der berl inter-
nen Räume in den Landkreisen. Dieses Problem muss noch gelöst
werden. Im Koalitionsvertrag ist der Weg dazu benannt. Wir
brauchen das Gesetz zum kommunalen Finanzausgleich.

Herr Innenminister Schöribohm. wir haben Ihnen bereits signali-
siert. dass wir ent gegen dem Koalitionsvertrag eine Verschiebung
dieses Gesetzes akzeptieren könnten: denn manche der von Ihnen
angeführten Gründe berechtigen dazu. Was wir jedoch nicht ak-
zeptieren können, ist, wenn es in der Zeitlücke, die durch die
Verschiebung entsteht. nicht zu Grundsätzen einer Lösung
kommt. Ich denke, da brauchen wir auch Sicherheit für die bevor-
stehende Gemeindereform. Wir können jetzt nicht auf dem Weg
bleiben. speziell im Interesse der kreisfreien Städte, h ier müssen
wir uns nach Ablauf des Doppelhaushaltes etwas einfallen lassen.
wie wir die Zeit bis 2004 überbrücken. - Danke.

(Beifall bei SPD und CDU}
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Präsident Dr. Knüblich:

Das Wort geht an die DVU-Fraktion. Herr Abgeordneter
Schuldt, bitte!

Schuldt (DU!):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren!
Gleich vorab: In der vorliegenden Form lehnen wir diesen Ge-
setzentwurf ab. Zubilligen will ich ihnen aber. meine Damen
und Herren von der Re gierun g. dass Sie in diesem Jahr weni gs-
tens den Entwurf zum Gemeindefinanzierun gsgesetz halbwegs
pünktlich vorgelegt haben.

Ich begründe nun meine Ablehnun g wie folgt: Nach § 2 des
Entwurfs zum Gemeindermanzieningsgesetz stellt das Land den
Gemeinden und Landkreisen einen bestimmten Prozentsatz
seines Anteils an der Einkommensteuer. der Körperschaftsteuer
und der Umsatzsteuer sowie an den Landessteuern einschließ-
lich Gewerbesteuerninlage als allgemeinen Steuerverbund zur
Verfügung. Statt. %v ie man hätte annehmen müssen. aufgrund
der seit einen) Jahr sich weiter verschlechternden Finanzlage der
Kommunen und angesichts der Tatsache. dass viele der Kom-
munen Brandenburgs nicht nur verschuldet. sondern längst
überschuldet sind. dort Vomhundensatz des allgemeinen Steuer-
verbundes von bisher 26,1 0 `',Ü zu erhöhen. wurde dieser sogar
auf 25 0, ‘ , abgesenkt. Damit wird sieh die Verbundmasse von
3.34 Milliarden DM im Jahre 2000 auf 3,31 Milliarden DM im
Jahre 2001 oder ganz genau uni 32.6 Millionen DM verringern.
Die Mittel des allgemeinen Steuerverbundes werden sich um
über 10 Millionen DM von 2.35 Milliarden DM auf 2.37 Milli-
arden DM verrineern.

Hatte unsere Fraktion. meine Damen und Herren, bereits im
Vorfahr zu Recht kritisiert. dass diese Verbundmasse für eine
auch nur halbwegs funktionierende kommunale Tätigkeit im
Land Brandenburg in keiner Weise ausreicht, so gilt dies erst
recht für die weiter gesunkene Verbundmasse. welche für 2001
veranschlagt ist. Dass die Verbundmasse 2001 um einen an-
teiligen Betrag in Höhe von 50 Millionen DM ans der Abrech-
nung des Steuerverbundes 1999 erhöht werden soll. welcher die
Verbundniasse auf 3.358 Milliarden DM erhöht. bewirkt in der
Fol ge eine Erhöhung der allgemeinen Zuweisungen um
87 Millionen DM und der investiven Zuweisungen uni 36 Mil-
lionen DM. Dass es sich bei dieser Erhöhung der Verbundmasse
und damit der allgemeinen und der investiven Zuweisungen um
eine Luftbuchung handelt. nämlich einen Rückgriff auf 1999.
während man im Jahr 2000 die Verbundmasse aus Abrechnun-
gen für 1997 und 1998 uni insgesamt mehr als 106 Millio-
nen DM reduzierte, dürfte jedem Einsichtigen klar sein. Dass
über all dem die als „globale Minderausgabe" bezeichnete De-
ckungslücke von fast 300 Millionen DM für 2001 steht, ist ohne-
hin klar. Dafür behielt man die Prozentsätze für die Gemeinden
zur Errichtung des Hauptansatzes vom Jahr 2000 bei. und einen
Prozentsatz für Kleingemeinden bis 200 oder etwa auch 500
Einwohner gibt es nach wie vor nicht. Stattdessen wurden die
Prozentsätze für die Steuerkraftmesszahlen der Grund- und
Gewerbesteuer kräftig angehoben - mit dem Ergebnis. dass viele
Gemeinden damit keine Schlüsselzuweisungen mehr erhalten
haben. Die Ausgleichsmittel sollen uni 12 Millionen DM ge-
senkt werdun, wobei die Bedarfszuweisungen an Gemeinden
und Landkreise von bisher 62 Millionen auf nunmehr 230 Mil-
lionen DM verringert werden sollen.

Positiv zu bewerten ist die Erhöhung der Investitionspauschalen
und die Tatsache. dass in diesem Gesetzentwurf zumindest die
Sonderzuweisungen für Investitionen im Rahmen der kommu-
nalen Investitionspauschale nach dem Investitionsförderungs-
gesetz Aufbau Ost sowie die Kostenerstattun gen für übertragene
Aufgaben in Zahlen aufgeschlüsselt %%erden.

Den 26 des Gesetzentwurfes lehnt unsere Fraktion - ähnlich
wie im Vorjahr - auch diesmal ab. Wir wehren uns gegen
Zwangseingemeindungen und die Schaffung immer größerer.
bürgerferner Verwaltungs gemeinden auf Kosten der gewachse-
nen Gemeindestruktur unseres Landes.

Wie eingangs erwähnt. lehnen wir den Gesetzeinwurf ah. Einer
Überweisun g in die Ausschüsse für Haushalt und Finanzen so-
wie für Inneres stehen wir als DVU-Fraktion selbstverständlich
nicht im Wege. - Ich bedanke mich. meine Damen und Herren.

(Beifall bei der DVU)

Präsident Dr. knoblich:

Das Wort erhält die CDU-Fraktion. Herr Ab geordneter Petkc.
bitte!

Pctke (('DU):

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Das Gemein-
definanzierungsgesetz ist - und das sage ich nicht nur als innen-
politischer Sprecher - eines der wichtigsten Gesetze. die wir im
Landtag jährlich verabschieden. Die ganze kommunale Familie
und ihre Handlungsmöglichkeiten sind abhängig davon, wie viel
Geld wir wann zuweisen und ob diese Mittel zweckgebunden
oder zur freien Verfügung überlassen werden.

Erstmals in der Geschichte des Landtages Brandenburg ist die
Debatte in diesem Jahr nicht ganz so spannend - ich glaube,
man hat das bereits bemerkt -: denn im Doppelhaushalt. den wir
am 23. Juni 2000 beschlossen haben. sind die Zuweisungen an
die Kommunen sowohl in ihrer Höhe als auch in ihrer Auf-
teilung auf die einzelnen Zuweisungsarten verbindlich fest ge-
legt. Unsere Möglichkeiten, an dem heute eingebrachten Ge-
setzentwurf noch etwas zu verändern, sind deshalb an den be-
schlossenen Haushalt gebunden.

Es handelt sieh bei diesem Gesetzentwurf uni ein Werk, das im
Wesentlichen auf dem GFG 20()0 basiert. das wir am 26. Januar
verabschiedet haben. Eine wesentliche Neuerung ist. meine ich,
_jedoch erwähnenswert. Sie findet sich im § 16 Abs. 1 Nr. 3,
nämlich ein Fonds für hoch verschuldete Gemeinden. Insofern,
Frau Kollegin Osten. anerkennen wir. dass wir im Land sehr
wohl eine Situation haben. bei der nicht für alle Kommunen -
um Ihre Worte zu gebrauchen - alles in Butter ist. Im Haushalts-
jahr 2001 sowie in den beiden Folgejahren soll jeweils ein Be-
trag von 30 Millionen DM für die Teilentschuldun g hoch ver-
schuldeter Gemeinden aus Mitteln der Verbundmasse zur Ver-
fügun g gestellt werden.

Meine Damen und Herren. man mag über diesen Fonds geteilter
Meinung sein - heute war Unterstützung dafür zu spüren -. ich
fürchte. es geht nicht ohne ihn. Es gibt in unserem Land circa 30
Gemeinden, die derart gravierend verschuldet sind. dass sie
keine Chance haben. aus eigener Kraft in die Lage zu kommen.
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dass sie ihren Verpflichtungen gegenüber ihren Kreditgehern
nachkommen können. In diesen Fällen kamen die Ihnen allen
bekannten Gründe für die Verschuldung von Gemeinden in Be-
tracht, hier jedoch in einem Maße kumuliert. dass die Lage nun
als aussichtslos zu bezeichnen ist.

Es handelt sich hier etwa um Kreditaufnahmen in der Hoffnung
auf eine rasche Angleichung der Lebensverhältnisse an das Ni-
veau der alten Länder. die Fehleinschätzung der gemeindlichen
Entwicklung. falsche Beratungen, nicht ausreichende Einfluss-
mög lichkeiten durch die unmittelbare Kommunalaufsicht in der
Phase des Verwaltungsaufbaus. nicht ausreichende Beachtung
der konkreten Verhältnisse im Wege der Fördermittelvergabe
durch die Zuwendungsgeber und vieles Andere. Sie wissen.
denke ich. wovon ich spreche.

Meine Damen und Herren. wir können jetzt trefflich philoso-
phieren_ wie man diese Fehler hätte verhindern können. Das
hilft jedoch in der gegenwärtigen Situation nicht weiter: denn
diese Situation ist vorhanden und muss überwunden werden.
Eine Lösung ist auch im Interesse anderer Gemeinden unseres
Landes dringend notwendig: denn es gibt schon Kreditinstitute.
die in Erwägung ziehen, im Land Brandenburg keine Kommu-
nalkredite mehr zu vergeben. Käme dies so - und wir müssen
teider davon ausgehen -. so hätten im ungünstigsten Fall Land
und Gemeinden Mehrbelastungen in Höhe von etwa 2 Milliar-
den DM zu tragen.

Nicht zuletzt deswegen. aber auch wegen der Entscheidung des
Landesverfassungsgerichts haben wir uns entschlossen, im
vorliegenden Gesetzentwurf eine Hilfestellung speziell für diese
Gemeinden zu geben. Meine Damen und Herren. ich glaube.
dies durch die Einrichtung, eines Sonderfonds für unsere höchst-
verschuldeten Gemeinden abzuwenden ist auch eine effektive
Lösung.

Zum Gesetzentwurf im Weiteren: Einer der großen Spitzen-
verbände kritisierte die Deckelurig der Verbundquote hei 25
Ich verstehe diese Kritik. denn auch ich würde - hier spreche ich
zugleich für den Kollegen Schippe]. aber über greifend auch für
die Kommunalpolitiker - die Verbundquote am liebsten erhö-
hen. Aber - Kollege Schippe] hat es bereits angesprochen - wir
müssen es im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten des Lan-
deshaushalts Brandenburgs sehen. Ich richte an die Opposition
den Appell. es auch so zu sehen. dass dort keinerlei Spielraum
mehr nach oben vorhanden ist.

Zum Ersten haben wir durch den Doppelhaushalt in dieser Bera-
tung kaum eine Möglichkeit. an der Verbundquote etwas zu
ändern bzw. keine Mö glichkeit ...

Präsident Dr. Knoblieh:

Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage zu?

Petke (CDU):

Ja. bine!

Frau Osten (PDS):

zwar den Rahmen des Gesetzes gibt. dass aber durch den Be-
schluss des Gememdefinanzierun gsgesetzes diese Positionen
des Landeshaushaltes auch noch einmal verändert werden kön-
nen.

Die zweite Frage ergibt sich aus der ersten. Wenn Sie das nicht
so empfinden - ist dann die Diskussion. die wir jetzt im Parla-
ment führen. vollkommen sinnlos? Führen Sie sie nicht ad ab-
surdum. wenn Sie meinen, dass alles schon gesetzlich vorberei-
tet sei und wir gar keinen Spielraum mehr hätten?

Petke (CDU):

Liebe Frau Osten. ich teile weder Ihre erste noch Ihre zweite
Aussage. Ich habe die Meinung vertreten. dass wir natürlich
Veränderungen im Rahmen des bereits beschlossenen Doppel-
haushaltes vornehmen können. Es ist nun einmal so, dass sich
die Mehrheit im Haus - die Koalitionsfraktionen - zu diesem
Doppelhaushalt bekannt hat. Wir können natürlich in dem Rah-
men. die dieser Doppelhaushalt diktiert. zu Veränderungen
kommen. aber nicht darüber hinaus. Ich glaube. es ist auch
nachvollziehbar. dass wir als Koalitionsfraktionen zu unseren
Beschlüssen stehen.

Ich muss Ihnen auch sagen, Frau Osten: Trotz der Verbundquo-
te in Höhe von 25 % wird tatsächlich - Kolle ge Schippet hat
bereits darauf hingewiesen - eine Verbesserun g der kommuna-
len Finanzausstattun g, erreicht. Die Kommunen erhalten im
nächsten Haushalt 124 Millionen DM mehr - Sie sagten es
selbst - als im Jahr 2000,

Kollege Schippet hat auf die Entwicklung des Jahres 1999 zu
der des Jahres 2000 hingewiesen. die ebenfalls eine positive
gewesen ist. Ich kann mich deswegen nur den Worten anschlie-
ßen. ihre damalige Schwarzmalerei - Sie hatten eine eigene
Hauptansatzstaffel vorgesehen und manches prophezeit - ist
eben nicht eingetreten. Wir können auch in diesem Jahr wieder
von einer positiven Entwicklung sprechen.

(Frau Osten [PDS]: Dann wissen Sie nicht Bescheid. tut
mir Leid!)

Was Ihre Kritik. Frau Kollegin Osten. an unserer Vorgehens-
weise betrifft und vor allen Dingen daran, dass hier kein Finanz-
ausgleichsgesetz vorlie gt. dass viele Punkte. die Sie heraus-
gegriffen haben. nicht angegangen werden. so bitte ich um Ver-
ständnis. Wir haben im Bereich des Innenministeriums eine
Men ge Gesetzesvorhaben vorlie gen. Alles und auch noch
gleichzeitig wird nicht machbar sein.

Ich muss Ihnen. auch mit Blick auf die Sitzung am heutigen
Morgen, sagen: Von Handlungsunfähigkeit der Regierun g und
des Landesparlaments kann wirklich nicht die Rede sein.

Wie gesagt, die Kommunen erhalten im Haushalt 124 Millio-
nen DM mehr als im Jahr 2000. Ich glaube. dies ist ein Zu-
wachs. der den Kommunen sehr gut tut. Wichtig für die Korn-
numeri ist auch, dass dieser Zuwachs keinerlei Zweckbindung
unterlie gt und dass somit die Schlüsselzuweisungen auf
2.37 Milliarden DM anwachsen. Das ist gegenüber dein laufen-
den Jahr eine Steigerung von immerhin 4 %.

Herr Petke, genau uni diesen von Ihnen benannten Fakt geht es
mir. Ich fra ge. ob Sie es auch so sehen. dass der Landeshaushalt Ich hoffe. dass durch das geplante und heute bereits mehrfach
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angesprochene Finanzausgleichsgesetz mit festen Summen die-
se Diskussion auch im Parlament endgültig der Geschichte an-
gehört.

Meine sehr verehrten Kollegen! Auf einen anderen Kritikpunkt
wurde auf Anregung des Landkreistages im vorliegenden Ge-
setzentwurf eingegangen. Hinsichtlich der Verteilungsregelung
der Schlüsselzuweisungen für die Landkreise wurde die Rege-
lun g aus dem GFG 1999 wieder eingeführt. Wie schon vor zwei
Jahren wird nun ein Anteil von 40 gleichmäßi g und ein An-
teil von 60 % nach der Einwohnerzahl aufgeteilt. Wie Sie wis-
sen. erfol gte im aktuellen Haushaltsjahr die Verteilung aus-
schließlich über die Einwohnerzahl. Wir haben insofern eine
Kritik - ich denke, sie ist berechtigt - aufgenommen und im
vorliegenden Gesetzentwurf eine Veränderung vollzogen.

Meine Damen und Herren. die CDU-Fraktion hat die Absicht.
ähnlich schnell wie im vergan genen Jahr das GFG im Aus-
schuss zu beraten. und deshalb vorsorglich für die nächste Wo-
che eine Anhörun g des Innenausschusses vereinbart. Ich habe
gern zur Kenntnis genommen, Frau Osten. dass Sie das mit-
tragen wollen. dass auch Ihre Fraktion ein Interesse daran hat.
das Gemeindefinanzierungsgesetz für das Jahr 20(11 noch in
diesem Jahr zu verabschieden. Ich denke, es ist nicht zu spät.

Ich muss Ihnen auch sagen: Die Kommunen sind bereits mit der
Verabschiedung des Doppelhaushalts im Wesentlichen über die
finanziellen Auswirkungen und über die Rahmenbedingungen
des GFG 2001 durch das Innenministerium informiert worden.
Ich würde mich deshalb freuen. wenn wir unseren Kommunen
im Land noch im Dezemberplenum ein fertiges GFG 2001 prä-
sentieren könnten. - Vielen Dank.

Ich eröffne die Aussprache mit dem Beitrag der SPD-Fraktion.
Herr Abgeordneter Vogelsänger. bitte!

Vogelsänger (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Koalition macht
heute die ÖPNV-Finanzierung zum zweiten Mal in diesem Jahr
zu einem Thema im Landtag. Im Frühjahr haben die Koalitions-
fraktionen in enger Abstimmun g mit dem Fachministerium
dafür gesorgt. dass für die Grundfinanzierung des straßengebun-
denen ÖPNV den Landkreisen bzw. kreisfreien Städten in den
Jahren 2000 und 200 I ins gesamt 66 Millionen DM und nicht
18 Millionen DM. wie ursprünglich vorgesehen. zur Verfügung
stehen. Ich denke, das ist ein gewaltiger Unterschied.

Die zum vorheri gen Tagesordnungspunkt geführte Debatte zur
Gemeindefinanzierung ist im Übrigen - dies möchte ich an die-
ser Stelle sagen - ohne die Erwähnung der Leistungen des Lan-
des für den ÖPNV in den Kreisen nicht ganz vollständig. Zur
Grundfinanzierung kommen weitere Leistungen nach dem
Personenbeförderungs- und dem Schwerbehindertengesetz so-
wie erhebliche Investitionshilfen des Landes.

Gemeinsam mit den kommunalen Aufgabenträ gem haben wir
dafür gesorgt. dass der ÖPNV in Brandenburg von Grund auf
modernisiert wurde und dass Hunderttausenden täglichen Nut-
zern ein leistungsfähiger öffentlicher Personennahverkehr ange-
boten werden kann. Die Modernisierung des ÖPNV reicht von
Haltestelleneinrichtungen über neue Busse und Bahnen bis zu
zeitgemäßen Betriebshöfen. Wer das kleinredet. der sollte sich
ein Bild vor Ort machen.

(Beifall bei CDU und SPD)
(Beifall hei der CDU)

Präsident Dr. Knnblich:

Wir sind am Ende der Rednerliste und ich schließe die Aus-
sprache. Wir kommen zur Abstimmung.

Das Präsidium empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfes
in der Drucksache 3/1928 an den Ausschuss für Haushalt und
Finanzen, der federführend sein soll, und an den Ausschuss für
Inneres. Wer dieser Überweisun gsempfehlung folgt, möge die
Hand aufheben. - Gibt es Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen?
- Damit ist diesem Überweisungsansinnen einstimmig gefolgt.

Ich schließe den Ta gesordnungspunkt 3 und rufe den Tages-
ordnungspunkt 4 auf:

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den öffentli-
chen Personennahverkehr im Land Brandenburg
(ÖPNV-Gesetz - ÖPNVG) d. F. vom 26.10.1995. zu-
letzt geändert am 28.06.2000

Gesetzentwurf
der Fraktion der SPD
der Fraktion der C'DU

Drucksache 3,1927

1. Lesung

Meine Damen und Herren. die Anforderungen an den ÖPNV
bleiben anspruchsvoll und jeder Kommunalpolitiker weiß. dass
em kostendeckender ÖPNV kaum noch erreichbar ist, wenn dies
auch verständlicher Wunsch des zuständigen Kämmerers ist.

Die Finanzierun g des ÖPNV im Land Brandenburg bleibt eine
gewaltige Kraftanstrengun g für das Land und die Kommunen.
Die Koalitionsfraktionen wollen mit der Gesetzesänderung die
Grundförderun g für den straßengebundenen ÖPNV über das
Jahr 2002 hinaus sichern. Das ist nicht nur eine Aufforderung
mittels Landtagsantrag an die Landesre gierung, sondern gleich
der Lösungsvorschlag. Dies ist Verkehrspolitik mit Weitsicht.
Damit können die kommunalen Aufgabenträger und damit letzt-
lich auch die Fahrgäste davon ausgehen. dass das Land Bran-
denburg auch in Zeiten des Umbruchs - Stichwort: bevorstehen-
der Wettbewerb - seiner Gesamtverantwortung für den öffentli-
chen Personennahverkehr nachkommt.

Meine Damen und Herren. mit der Bahnre gionalisierung ist das
Land Brandenburg verantwortlich für den schienengebundenen
Personennahverkehr. Die erfolgreiche Entwicklung seit 1996
war auch deshalb möglich, weil das Gesamtsystem ÖPNV nach-
haltig verbessert wurde. Dazu gehört im Übri gen auch die er-
folgreiche Arbeit des Verkehrsverbundes Berlin-Brandenburg
und des Zweckverbandes für den ÖPNV in der Lausitz.

Das Land Brandenburg hat mit investiver und konsumtiver
Förderung alles getan. was in seinen Kräften und Möglichkeiten
stand. Wir können und wollen deshalb selbstverständlich nicht



1464	 Landtag Brandenhuru - Wahlperiode - Plenarprutokoll 3 25 - 15. No‘ernher 2000

die kommunalen Aufgabenträger aus ihrer Verantwortung ent-
lassen. Diese sind weiterhin gefordert. trotz äußerst angespann-
ter Haushaltslage ihren Anteil für die Finanzierung des ÖPNV
zu stabilisieren.

Die Gesetzesänderung der Koalitionsfraktionen. meine Damen
und Herren. beinhaltet auch die Bereitstellung zusätzlicher Mit-
tel für besondere Lasten von Aufgabenträgem im straßengebun-
denen öffentlichen Personennahverkehr. Damit sollen insbeson-
dere Aufgabenträ ger mit Straßenbahnen einen zusätzlichen
Ausgleich erhalten. Gleisanlagen, besondere Fahrzeu g e und
Oberleitungen venirsachen nun einmal erhöhte Kosten. Bei der
Verteilung der Mittel sollten die Netzlänge. aber auch die Ge-
samtbedienung im Verkehrsraum berücksichtigt werden. Wir
können hier eine Grundfinanzierung bereitstellen, die auf
2 Millionen DM begrenzt wird.

Mit der Gesetzesinitiative der Koalitionsfraktionen wird für die
Verlässlichkeit bei der ÖPNV-Finanzierun g in dieser Legisla-
turperiode gesorgt und die weitere Modernisierung des ÖPNV
möglich. Dafür sorgen das kontinuierliche En ga gement des
Landes und natürlich auch das erfol greiche Zusammenspiel von
Aufgabenträgem und Verkehrsunternehmen.

Der öffentliche Personennahverkehr wird damit attraktive Alter-
native zum Autofahren bleiben. Das sind wir den Menschen und
der Umwelt schuldig. Die Gesetzesinitiative der Koalition leis-
tet dafür einen aktiven Beitrag. - Vielen Dank.

(Beifall bei SPD und CDUI

Präsident Dr:. knoblielh

Das Wort geht an die PDS-Fraktion. Frau Abgeordnete Tack.
bitte!

Fran Tack (PDS):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr
Vogelsänger, es sind ja noch Wunder möglich. ich beglückwün-
sche Sie dazu. dass Sie diesen Antrag eingebracht haben. Ich
werde natürlich den Teufel tun. hier irgendeinen kritischen
Ansatz zu bringen. Wir haben im Ausschuss noch Gelegenheit.
Detailfragen zu klären.

Ich nehme nur zur Kenntnis - und möglicherweise Sie auch -,
dass Sie in der Begründung des Antrages sehr auf die Begrün-
dungstexte der PDS-Anträge zurück gegriffen haben, die wir
zuletzt während der Haushaltsdebatte zum Doppelhaushalt ein-
gebracht haben, wo wir eindeutig erklärt haben: Investitionen
für den ÖPNV sind wichtig. sind gut und sind zukunftsorien-
tiert. Aber sie alleine reichen nicht aus und wir alle sind uns
einig - und deshalb begrüßen wir nochmals ausdrücklich den
Antrag der Koalition -: Ohne Zuschüsse wird der ÖPNV
Land Brandenbur g das Leistungsangebot. die Standards und
Qualitätsangebote nicht halten können.

Dennoch gibt es eine Reihe von Fragen. die damit im Zusam-
menhang stehen. Herr Vogelsän ger ist ja gerade darauf einge-
gangen und hat die bedeutende Rolle des Verkehrsverbundes
Berlin-Brandenburg noch einmal hervorgehoben. Wir waren
uns, als der Verkehrsverbund Berlin-Brandenburg gegründet
worden ist, alle einig, dass es darum geht. gemeinsam größere

Effekte bei der Entwicklung des öffentlichen Personennahver-
kehrs zu erreichen. natürlich letztendlich zu gunsten der Unter-
nehmen und zugunsten der Fahrgäste in Berlin und Branden-
burg.

Da ist die Fra ge dann schon gestattet. warum im Landeshaushalt für
das nächste Jahr 56 Millionen DM unter dem Titel „Förderung der
Träger des übrigen ÖPNV- eingeplant sind, wir aber laut Ihres
Antrages. wenn er so bestäti gt und damit zum Gesetz wird. zur
Kenntnis nehmen. dass die Träger des ÖPNV - sprich: die Land-
kreise und die kreisfreien Träger- davon nur ganze 30 Millionen
DM abbekommen.

(Zuruf' von der SPD!

Ja. das war letztens unsere Frage. Sie steht seit der Haushalts-
debatte. Niemand konnte sie beantworten. Möglicherweise ist
diesmal der Minister in der Lage. uns zu sauen. wer das Geld
bekommt. Wenn der Verkehrsverbund das Geld erhält. dann
haben wir schon die Frage: Was macht er denn damit. außer den
Geschäftsführer und den Verwaltungsapparat zu bezahlen?
Dazu kommt ja noch ein nicht geringes Aufkommen aus der
Fahrpreiserhöhun g. die erst wieder im August dieses Jahres
stattgefunden hat.

Es gibt viele Fragen. Nichtsdestotrotz sind wir froh. dass Sie
diesen Antrag gestellt haben. dass damit ein Zeichen gesetzt
wird und vor allen Dingen. dass Sie aus der Erfahrung der Ent-
wicklung des ÖPNV im Land Brandenburg heraus unter Beweis
stellen_ dass Sie bereit sind. gemachte Fehler zu korrigieren und
sich nun doch dazu bekennen. dass konsumtive Zuschüsse für
den ÖPNV - sprich: für die Landkreise und die kreisfreien Städ-
te - zur Verfügung gestellt werden. Dafür kann ich Ihnen nur
danken. Wir bringen uns diesbezüglich gemeinsam in die De-
batte im Ausschuss ein und werden diesen Gesetzentwurf dann
auch gemeinsam mitbefOrdern. - Schönen Dank.

(Beifall bei der PDS)

Präsident Dr. Knnblich:

Ich danke auch. - Damit sind wir bei der CDU-Fraktion. Der
Abgeordnete Schrey hat das Wort.

Schrey (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wie
mein Kollege Jörg Vogelsänger in der letzten Plenarsitzung
ankündi gte. haben die Koalitionsfraktionen einen Gesetzentwurf
zur Änderung des ÖPNV-Gesetzes vorbereitet. Der Gesetz-
entwurf. der dazu geei gnet ist. einerseits Planungssicherheit bei
den Aufgabenträgern zu gewährleisten und andererseits einen
Ausgleich für besondere verkehrliche Lasten herzustellen. liegt
Ihnen nun vor. An dieser Stelle möchte ich mich bei allen be-
danken. die dazu bei getragen haben, dass dieser Gesetzentwurf
heute vorgele gt werden konnte; denn ich kann sagen: Es war
nicht einfach, aber es hat sich gelohnt.

(Beifall)

Meine Damen und Herren, unser Ziel ist es. ein bürgerfreundli-
ches und leistungsstarkes öffentliches Verkehrsnetz in Branden-
burg aufrechtzuerhalten und auszubauen. In den letzten Jahren -
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lassen Sie mich lieber sagen: im letzten Jahrzehnt - wurde sehr
viel erreicht. Unsere Bürger können ein sowohl quantitativ als
auch qualitativ deutlich verbessertes öffentliches Verkehrsange-
bot nutzen.

Wie auch wir sind die Fachvertreter der anderen Bundesländer
davon ausgegangen. dass die Zuschüsse für den ÖPNV in den
folgenden Jahren erheblich gekürzt bzw. gestrichen werden
können. Wir hoffen. dass mit zunehmendem Wettbewerb die
Zuschüsse entbehrlich werden. Wir sehen uns jedoch heute in
einer Situation. die das Streichen der Zuschüsse nicht erlaubt.
zumindest nicht, wenn wir an dem Ziel eines bürgerfreundlichen
und leistungsstarken öffentlichen Verkehrsnetzes festhalten
wollen. Das dürfte wohl Konsens sein.

Auch nach dem Jahre 2002 sehen wir die Notwendigkeit. den
ÖPNV im Lande Brandenburg zu unterstützen. lin vorliegenden
Gesetzentwurf wurde ein Zuschuss des Landes aus Regionali-
sierungsniitteln für die Aufgabenträ ger von 30 Millionen DM
fest geschrieben. Die zeitliche Begrenzung der Zuschüsse auf
das Jahr 2002 wurde aufgehoben.

Meine Damen und Herren. wir befürchten. dass es zu erheblichen
Leistungseinschränkungen hei Verkehrsangeboten oder zu einer
erheblichen Mehrbelastung für unsere Bürger kommen könnte.
wenn wir ab dem Jahr 2002 auf Zuschüsse verzichten würden.

Wenn es uns nicht gelingt, einen starken übrigen ÖPNV auf-
rechtzuerhalten und eine Angebotsverschlechterung abzuwen-
den. werden wir in die Situation kommen. dass die Bürger alle
Angebote an öffentlichen Verkehrsmitteln weniger nutzen. Das
kann nicht unser Ziel sein. Das Land Brandenburg braucht ein
öffentliches Verkehrsangebot. das aufeinander abgestimmt ist
und sich ergänzt. Das ist verkehrs- wie auch umweltpolitisch
erforderl ich.

Meine Damen und Herren! Der zweite Punkt unseres Antrages
zielt darauf ah. einen Ausgleich für besondere werkehrliche
Lasten. wie es Landstraßenbahnen sind. herzustellen. Bisher
haben wir die Situation. dass höhere Kostenbelastungen für
diese Verkehrsanbindung nicht ausreichend berücksichtigt wer-
den konnten. Die Einsicht, dass diese Verkehrsanbindungen für
einzelne Regionen sehr wichtig sind. muss damit verbunden
sein, dass die bisherigen höheren Kostenbelastungen der betrof-
fenen Aufgabenträger abgemildert werden. In den Haushalts-
verhandlungen haben die Koalitionsfraktionen dafür bereits
einen Leertitel eingestellt.

Meine Damen und Herren! Abschließend möchte ich Sie bitten.
die Gesetzesinitiative der Koalitionsfraktionen in die entspre-
chenden Ausschüsse zu überweisen und dann das Gesetz auch
zu verabschieden. - Danke schön.

(Beifall bei CDU und SPD)

Präsident Dr. Knutdich:

Ich danke auch. - Wir sind damit bei der DVU-Fraktion. Frau
Abgeordnete Hesselbarth. Sie haben das Wort.

Frau Hesselbarth (DVU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Als Fraktion der

Deutschen Volksunion begrüßen wir Ihren hier sorliegenden
Gesetzentwurf. aber als Vertreterin der Opposition muss ich
leider auch Kritik üben. Gleichzeitig jedoch lassen Sie mich
einwerfen, dass allein die Tatsache. dass dieser Gesetzentwurf
hier eingebracht wird. beweis/. wie unsolide der Landeshaushalt
im Einzelplan 1 I. insbesondere im Kapitel 11 500. ist und auf
welch tönernen Füßen die Finanzienmg des ÖPNV im Land
Brandenburg steht.

Ich darf Sie daran erinnern. dass im Bereich des SPNV die In-
vestitionszuweisungen für Gemeinden von 14 Millionen DM im
Jahre 1999 auf noch etwas über 7 Millionen DM in den Haus-
haltsjahren 2000'2001 und die Investitionszuschüsse für Privat-
unternehmen von 47 Millionen DM auf gerade noch 6 Millionen
DM im Doppelhaushalt 20002001 zurückgefahren wurden.

Zweifelsohne wurden die Mittel zur Förderung der Aufgaben-
träger sowie zur Verbtandsicherung kräftig erhöht. Doch auch
hier ist im Jahr 2001 gegenüber dem Jahr 2000 wieder eine
Absenkung von 6 Millionen DM festzustellen. Die Koalitions-
fraktionen haben sich während der Haushaltsdebatte offensicht-
lich etwas dabei gedacht. als sie in die Titelgruppe 60 den Leer-
titel 65 460 - Förderung der Aufgabenträger infolge von Sonder-
belastungen - einfügen ließen. Es wäre daher unserer Meinung
nach auch haushaltspolitisch solide. die Mittel zum Ausgleich
besonderer verkehrlicher Lasten statt aus Regionalisierungs-
mitteln aus originären Landesmitteln zu nehmen und in diesen
Leertitel des Doppelhaushalts einzustellen.

Darüber hinaus darf ich Sie. meine Damen und Herren von den
Koalitionsfraktionen. daran erinnern. dass es die PDS-Fraktion
war, welche mittels eines Haushaltsantrags die Landesmittel für
den ÖPNV in § I I Abs. 1 in einer Höhe soll mindestens 45 Mill-
ionen DM verstetigen lassen wollte. Dieser Antrag wurde da-
mals auch mit den Stimmen unserer Fraktion ab gelehnt. da eine
reale Finanzierung nicht aufgezeigt werden konnte. Doch nun
kommen Sie und fordern de facto mit dem hier vorliegenden
Gesetzentwurf fast genau dasselbe. wenn auch auf einem etwas
niedrigeren finanziellen Niveau.

Gleichwohl stimmt unsere Fraktion der Deutschen Volksunion im
Interesse der Aufrechterhaltun g des ÖPNV im Land Brandenburg
dem hier vorliegenden Gesetzentwurf ebenso wie einer Über-
weisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung. Wohnen und
Verkehr sowie in den Ausschuss für Haushalt und Finanzen zu.

Gestatten Sie mir noch ein abschließendes Wort an Hem) Mi-
nister Meyer. welcher mich in der letzten Debatte zu diesem
Thema als Trittbrettfahrerin bezeichnete. Ich darf Sie daran er-
innern. dass es der Bürgermeister von Strausberg. Herr Schmitz
von der SPD. höchstpersönlich war. welcher mich im Zuge der
Haushaltsdebatte um Hilfe hat. Im Gegensatz zu Ihnen. Herr
Meyer. der - anders als ich - sogar öffentlichen Veranstaltungen
zur Rettung der Strausberger Straßenbahn fernblieb - vermutlich
bewusst -. habe ich mich als Fraktions- und Ausschussvorsit-
zende von vornherein für den Erhalt ausgesprochen. während
Sie und Ihre Koalitionsfreunde rigorose Mittelkürzungen durch-
führen. Ihr Partei freund Schmitz hielt mich ähnlich wie Straus-
berger Bürger und Unternehmer also sehr wohl für kompetent.
bevor er im Zuge der SPD-Parteidisziplin zurückgepfiffen wur-
de. - Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der DVU)
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Präsident Dr. Kindlich:

Wir sind hei der Landesregierung. Herr Minister Meyer. ich
erteile Ihnen das Wort.

Minister für Stadtentwicklung. Wohnen und Verkehr Meer:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Manch-
mal ist es angenehm. von der einen Seite gelobt und von der
anderen Seite getadelt zu werden. Gerade ging es mir wieder so.

Es gab ein Problem. für das al le nach Lösungsmöglichkeiten such-
ten. Ich bedanke mich ausdrücklich bei dein Duo Streich/Vogel-
säneer. dass wir eine Lösung gefunden haben.

Frau Tack, wenn für diese Lösung das eine oder andere begrün-
dende Wort von der PDS übernommen wurde, dann eini gt uns
das in der Zielstellung. die wir insoweit gemeinsam verfolgten.
nämlich eine langfristige. finanziell gesicherte Grundlage zu
finden.

Zum Zweiten möchte ich mich noch einmal an den Tadelnden
wenden. Es ist durchaus nicht gleichgültig. ob die Finanzierung
aus Regionalisierungsmitteln erfolgt. denn dann müssen keine
Landesmittel in Anspruch genommen werden. die. wo immer
man sie auch wegnehmen würde. für dic verkehrliche Infra-
struktur von großer Bedeutung und dort nicht entbehrlich sind.
Da eine Finanzierung aus Regionalisierunusmitteln möglich ist.
muss nicht in den großen Topf der Landesmittel gegriffen wer-
den. Es besteht also noch ein gewisser Lernbedarf, aber ich den-
ke. das schaffen wir.

Wenn wir einmal über den Tellerrand hinausblicken, dann stel-
len wir Folgendes fest: Wir Stützen nicht nur die Träger. son-
dern wir sprechen heim ÖPNV von flächendeckend über 4 300
Arbeitsplätzen. Ebenso halten wir pro Jahr etwa 200 Millio-
nen DM an investiven Zuschüssen für den ÖPNV bereit. In der
Folge werden wiederum Arbeitsplätze in der Bauwirtschaft
gesichert, für die ich. nebenbei gesagt. auch zuständig bin. Des-
wegen ist es besonders wichtig. dass wir den Dienstleister
ÖPNV stärken können. Die erreichte Qualität muss gesichert
und durch die Investitionen Jahr für Jahr verbessert werden.

Wohin geht das Geld? Frau Tack. Ihre Frage wäre berechtigt.
wenn sie von einem Neuling gestellt worden wäre. Von so ei-
nem alten Hasen wie von Ihnen hätte ich sie nicht erwartet. Sie
wissen, dass der Träger des ÖPNV die Kreise und die kreis-
freien Städte sind. Also fließt das Geld auch dorthin.

(Frau Tack [PDS]: Die Frage konnten Sie aber letztens im
Ausschuss nicht beantworten. Herr Minister!)

- Liebe Frau Tack. dann haben Sie entweder undeutlich gespro-
chen oder ich habe Sie schlecht verstanden. Darüber können wir
uns dann verständigen.

(Klein [SPD]: Wenn du Kavalier bist. hast du sie schlecht
verstanden!)

Einig sind wir uns sicherlich darin, dass dies der richtige Ort ist.
denn dort sind die Kompetenz und das Engagement angesiedelt.
Von dieser Stelle aus möchte ich mich ganz herzlich dafür be-
danken.

Meine Damen und Hen'en. wir sind uns sicher darin einig, dass
es uns bisher trotz der Im estitionen und der Subventionen leider
nicht gelungen ist. den ÖPNV auf eigene Füße zu stellen. Wir
werden dies vermutlich auch in den nächsten Monaten und
Jahren nicht schaffen.

Diese Gesetzesänderung war notwendig, weil sie den Trägern
mehr Sicherheit gibt. Die jetzige Entscheidung ist richti g und
notwendi g . um notwendige Investitionen tätigen zu können. Ich
denke dabei an Betriebshöfe. Haltestellen und die Fahrzeug-
beschaffung.

Ich freue mich. dass dieser Gesetzentwurf zusätzliche Rege-
lungen für die so genannten besonderen verkehr] ichen Lasten
eröffnet, denn damit wird ein bisher bestehender Nachteil aus-
geglichen.

Ich hin überzeugt. dass sich diese Regelung innerhalb dieser
Legislaturperiode bewähren wird. und bedanke mich bei den
Initiatoren für ihre Geduld. - Schönen Dank.

(Beifall hei SPD und CDU)

Präsident Dr. Knuhlich:

Ich bedanke mich auch. - Wir sind damit am Ende der Redner-
liste. Ich schließe die Aussprache.

Die Fraktionen von SPD und CDU beantragen die Überweisung
des Gesetzentwurfs in Drucksache 3/1927 an den Ausschuss für
Stadtentwicklung. Wohnen und Verkehr. der federführend sein
soll. sowie an den :Ausschuss für Haushalt und Finanzen. Wer
diesem Überweisungsantrag folgt. den bitte ich uni das Hand-
zeichen. - Gibt es Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Da-
mit ist dic Überweisung einstimmig beschlossen worden. Ich
schließe den Tagesordnun gspunkt 4.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 5:

Das Land Brandenburg auf dein Weg in die Informati-
ons- und Wissensgesellschaft - Status quo und künftige
Aufgaben für die Landespolitik

Große Anfrage 9
der Fraktion der SPD
der Fraktion der CDU

Drucksache 3/1374

Antwort
der Landesregiening

Drucksache 31 971

Ich eröffne die Ausprache mit dem Beitrag der SPD-Fraktion.
Herr Abgeordneter Müller. Sie haben das Wort.

Müller (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Welt ist im Uni-
bruch. die Wirtschaft ist im Umbruch. und dies in einem Maße.
wie wir es uns vor zehn Jahren vielleicht noch nicht hätten vor-
stellen können. Dabei spielt nicht nur der alte Begriff der Glo-
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balisierung eine wesentliche Rolle. Vielmehr verzeichnen wir
auch einen Umbruch bei der Informationsverarbeitung. über-
haupt im Bereich der Information. Heute sind Informationen
ohne Grenzen verfü gbar. Diese Situation stellt uns alle vor neue
Anforderungen. Dabei müssen wir besonders überlegen. was
dies für das Land Brandenburg bedeutet.

Wir wissen sehr genau, dass wir im Bereich der traditionellen
Industrien nur noch begrenzte Chancen haben werden. was die
Schaffung von Arbeitsplätzen angeht. Die Märkte sind verteilt:
die Aufwuchsraten sind relativ gering. Wenn wir eine Chance
haben wollen. für unsere Bürgerinnen und Bürger die Arbeits-
plätze zur Verfügung zu stellen, die sie benötigen. dann müssen
wir uns auf die neuen Bereiche konzentrieren. Das sind in erster
Linie neue Medien. Biotechnologie. Dienstleistungen und Inter-
net. Deshalb ist die Frage berechtigt und notwendig. wo wir ei-
gentlich stehen. Ich habe den Urspnmg des Gedankens für un-
sere Große Anfrage damit ausreichend beschrieben.

Wenn wir uns die Antwort ansehen, müssen wir zunächst ein-
mal Folgendes feststellen: Es wird deutlich. dass Brandenburg
auf dem Weg in eine Informations- und Wissensgesellschaft ist.
Aus der Antwort haben wir einige ganz wichtige Informationen
ableiten können. Die erste will ich durch folgende Formulierung
beschreiben: Die Brandenbur ger sind keine Medienmuffel.

Wir haben also tatsächlich festzustellen, dass sich auch die
Brandenburger mit diesen neuen Möglichkeiten auseinander set-
zen und nicht nur auseinander setzen, sondern sie vor allem nut-
zen. Das ist. glaube ich. wichtig. damit wir den Anschluss nicht
verlieren. damit auch die Menschen den Anschluss nicht ver-
lieren.

Wenn man sich das konkreter ansieht. dann ist eine ganz we-
sentliche Aussage der Großen Anfrage. dass es im Land Bran-
denburg keine Spaltung zwischen denen, die weniger Geld zur
Verfügung haben. und denen, die mehr Geld zur Verfügung ha-
ben. gibt.

(Zuruf von der PDS)

Eine Gefährdung dieser Entwicklung bestünde. wenn gravierend
nachgewiesen würde. dass sich die Haushalte mit geringerem
Einkommen für dieses Thema nicht interessieren. Es ist aber so.
dass sie sich dafür interessieren. Wir haben auch Unterschiede
festgestellt: deswegen habe ich Ihren Protest schon fast erwartet.

Insgesamt 33 °u der Bevölkerun g betäti gen sich inzwischen in
irgendeiner Weise aktiv im Internet. Immerhin 27.4 0o der Bei-
völkemng haben ein Einkommen unier 3 000 DM pro Haushalt.
Das ist etwas weniger als der Durchschnitt. aber eben deutlich
mehr als im Vergleich zu anderen Ländern. Diesbezü glich muss
man sich die Zahlen einmal genau ansehen.

Wir haben zum Beispiel eine wesentlich stärkere Nutzun g des
Internets als Sachsen. Dort sind es nur 24.3 % Nutzer. Wir ha-
ben auch wesentlich mehr Nutzer als Schleswig-Holstein. Dort
sind in dem Bereich bis 3 000 DM Haushaltseinkommen nur
18.8 % der Bürgerinnen und Bürger mit dem Internet schon in
irgendeiner Weise vertraut. Das bele gen Aussagen.

Im Übrigen will ich Ihnen auch sagen. dass eine Umfrage der
Gesellschaft für Konsumforschung vom August dieses Jahres

beschreibt. wie in den Familien in einzelnen Bundesländern das
Internet genutzt wird. ob es angenommen wird, oh sich damit
auseinander gesetzt wird oder ob einfach vergessen wird. sich
um dieses Thema zu kümmern. Wir stehen nicht schlecht da.
Das ist die positive Botschaft. die vit ir auch deutlich nach außen
vertreten müssen.

( Beifall des Abgeordneten Dr. Wiebke [SPD] - Prof. Dr.
Biskv [PDS]: Internet ist nur ein Element!)

Internet ist natürlich nur ein Element. aber ein ganz wesentli-
ches. weil sich zwischenzeitlich sehr vieles um das Internet
dreht. Es gibt kaum noch einen Zukunftsbereich. der nicht mit
dein Internet zu tun hat. Im Übrigen geht es nicht nur um Zu-
kunftsbereiche. es geht auch um das tägliche Leben.

Zukünftig werden die Menschen viel stärker Informationen aus
dem Internet abfragen. Wer das nicht tut. wird keine Informatio-
nen bekommen. Deshalb ist es so wichti g und für mich schon
ein zentraler Punkt.

Wir haben, was die Landesregierung angeht. eine Gesamtstrate-
gie - das ist wichtig und das ist richtig -. und zwar die Branden-
burger Infonnationsstrategie bis 2006. Sie ist seit einigen Jahren
auf dem Weg und muss zurzeit - das ist auch in der Antwort auf
die Große Anfrage beschrieben - ein Stück weit neu struktunert
werden. nämlich als eine Struktur. die sich stärker an den
Schwächen und Stärken des Landes orientiert. Das ist insofern
auch notwendig. weil sich die gesamte Welt in diesem Bereich
so schnell verändert. dass man permanent überlegen muss. was
man selbst in der Strate gie anpassen muss. damit man nicht an
den eigentlichen Zielen vorbei arbeitet.

Wir haben eine Vielzahl von Fördermaßnahmen. Das ist. glaube
ich. bei vielen gar nicht so präsent. Wir haben von 1994 bis
1999 814 Millionen DM im Bereich der Medieninitiative im
Land Brandenburg ein gesetzt und damit auch eine Vielzahl von
Arbeitsplätzen geschaffen. Das sind zum Teil völlig neue Ar-
beitsplätze. die im Ansatz vorher nicht erkennbar waren. 1600
sind es ganz konkret.

Wir haben seit 1993 das Programm zur Förderung von IuK-
Technologien. Darüber hinaus gibt es weitere Initiativen - insbe-
sondere im MASGF und dort im Bereich der betrieblichen Qua-
lifizierung für diesen Bereich -. weil immer stärker derartige
Anforderungen an die Arbeitsplätze gestellt werden.

Ganz wesentlich ist für mich auch, was im Bildungsministerium
passiert. Ich glaube. das Bildungsministerium ist ganz eindeutig
mit ein Vorreiter im Bereich Nutzung der neuen Medien. was
auch notwendi g ist. Bei den Kindern fängt es an. Wenn die
Kinder nicht den Einstieg finden, wird es immer schwieriger.
eine Anknüpfung zu organisieren.

Ein wesentlicher Bereich. der für uns außerordentlich wichtig
ist und positiv beschrieben werden kann. ist der Bereich der
Kommunikationsinfrastruktur. Wir haben wirklich hervorragen-
de Möglichkeiten dadurch. weil nach der Wende. wo die Kom-
munikationsinfrastruktur noch nicht so sehr entwickelt war.
unheimlich viel passiert ist. In vielen Bereichen stehen zwi-
schenzeitlich hervorragende Datenleitungen zur Verfügung. mit
denen die Nutzbarkeit der neuen Medien sehr gut umgesetzt
werden kann.
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Wir haben, glaube ich. eine Erfolgsstory im Bereich der Infor-
mationswirtschaft zu berichten. insbesondere was die Medien-
und Telekommunikationsdienstleister angeht. Ich denke da an
e.plus. Tangens in Potsdam und andere.

Wir haben eine Erfol gsstory im Bereich der Medienstadt Ba-
belsberg zu verzeichnen mit zwischenzeitlich 3 000 Mitarbei-
tern in 125 Unternehmen, Davon sind 2 40(1 Mitarbeiter im Me-
dienbereich selbst tätig.

Und wir haben im Bereich der Calleenter einen Aufwuchs. wie
wir ihn uns \ or fünf Jahren in dem Maße. g laube ich. nicht
haben vorstellen können, zu verzeichnen. Es sind dort zwischen-
zeitlich 5 (100 Arbeitsplätze in 25 Unternehmen entstanden.

Eine wesentliche Frage für uns Landtagsabgeordnete ist: Wie
werden die neuen !Möglichkeiten der Informationsverknüpfung
in Verwaltungen g enutzt? Auch dort hat sich in der Zwischen-
zeit eine Menge getan. Der Stand ist nicht schlecht. vielleicht
nicht so gut, u te er einmal sein soll, aber insgesamt nicht
schlecht.

An 14 '4 der l3ildschinnarbeitsplätze in den Verwaltun gen wird
zurzeit bereits der elektronische Postweg genutzt. Da sind wir
sehr nah an dem Stand der anderen Bundesländer. Als Vergleich
nenne ich Nordrhein-Westfalen ritt I6 °A).

% der Verwaltungsstandorte sind an das Landesverwaltungs-
netz angebunden und haben damit wesentlich schnellere Kom-
munikationsmöglichkeiten als vor eini gen Jahren. Wir werden
ein einheitliches Landesverwaltungsnetz haben. in dem die
Netze der Pol izei. der Finanzverwaltung und das allgemeine
Landesverwaltungsnetz aufgehen. Das ist wichtig. damit Infor-
mationen miteinander verknüpft werden können. Wir haben in-
zwischen ein. glaube ich. ganz ordentliches Landesinformati-
onssysteni - wwwbrandenburg.de kennen alle, hoffe ich -, wo
man sich eine Vielzahl von Informationen besorgen kann.

Wir werden hoffentlich bald einen virtuellen Marktplatz haben -
vermutlich c.hrandcnhurg.dc genannt wo man dann stärker in
den kommerziellen Bereich hineingeht und über eine bestimmte
Plattform das anbieten kann. was im Land Brandenburg an not-
wendi gen und guten Dingen auf den Weg gebracht worden ist.

Ein genauso wichti ger Bereich wie die Verwaltung sind die
Hochschullandschaft und die Bibliotheken. Auch dort sind wir
zwischenzeitlich. glaube ich. auf einem ganz guten Stand. 80 %
der 150 Bibliotheken des Landes haben einen Internetarbeits-
platz. wo sich die Nutzer der Bibliothek neben der Buchform
auch direkt Informationen aus dem Internet holen können.

Ich glaube. noch viel wichtiger ist das Ergebnis. das wir im
Sommer dieses Jahres erreicht haben, nämlich. dass 100 üio der
Schulen einen Internetzugang haben. Das ist - wie alle wissen -
in Zusammenarbeit mit der Telekorn möglich gewesen. Das ist
außerordentlich wichtig, damit wir den verschiedenen Schulen.
den verschiedenen Regionen im Land und allen Schülern g lei-
che Chancen bieten können.

Wenn man das zusammenfasst. kann man nur großer Überzeu-
gung feststellen: Wir sind auf dem Weg.

Ich will jetzt noch ein Aber anfügen. Ich glaube, dass wir auch

im Bereich der Landesregierung noch Potenziale haben. die
aktiviert werden können. Es gibt einige Ministerien. die hier
eine Vorreiterrolle spielen. Das Bildun gsministerium habe ich
eben schon genannt: natürlich betrifft das auch das Wirtschafts-
ministerium. Aber es ist. glaube ich. noch nicht bis an jeden
Arbeitsplatz gedningen. dass man die dort vorhandenen Poten-
ziale aktivieren muss. Es ist auch noch nicht überall durchge-
drungen, welche Rahmenbedingungen man organisieren muss.
Das werden wir noch erläutern müssen.

Wichtig ist für mich auch. wenn ich mir die Antwort auf die
Große Anfrage ansehe. ta eiche Defizite noch zu erkennen sind.
Ich erkenne leider auch Infomiationsdetizite. was auf dem Weg
in die Infonnationsgesellschaft natürlich nicht so günstig ist.
Aber das war auch nicht anders zu erwarten, weil sich eben sehr
viel verändert hat.

Ich will einige dieser Infonnationsdefizite ansprechen. Es wer-
den Indikatoren benannt. Indikatoren sind wichtig. damit man
sich an ihnen orientieren kann: Was ist wichtig? Was ist weni-
ger wichtig?

Was mir aber in der Antwort auf die Große Anfrage fehlt, ist
eine quantitative Bewertung der Indikatoren, das heißt_ dass wir
sagen. wo wirei gentlich stehen. Es geht darum. nicht nur zu de-
finieren. was wichtig ist. sondern auch darum zu sagen. wo wir -
bezogen auf diese Indikatoren - eigentlich stehen.

Was mir auch ein bisschen fehlt und was wir auch. glaube ich,
in Zukunft mit auf den We g brin gen müssen, sind Zielmarken.
Das heißt. es geht um die Fragen: Wo wollen wir eigentlich hin?
Was ist das Ziel. das wir in bestimmten Bereichen in Bezug auf
die Indikatoren haben?

Was mir auch ein bisschen fehlt. sind Vergleiche mit anderen
Bundesländern, Ich habe vorhin schon einige Zahlen genannt.
die aber teilweise auch aus anderen Quellen stammen. Wir
müssen noch stärker überlegen: Wo stehen w i r i m Vergleich zu
den anderen Bundesländern? Wo stehen wir im Vergleich zu
Berlin und was ergibt sich daraus für uns an notwendigen Maß-
nahmen. die wir auf den Weg bringen müssen?

Es ist notwendig. dieses Informationsdefizit im Auge zu behal-
ten. denn nur wenn man weiß. wo man steht, kann man die
Ziele neu definieren. und zwar seriöse Ziele. die dann auch er-
reichbar sind. Damit werden wir nach einiger Zeit. in einigen
Jahren wissen, was wir in diesem Bereich bewegt haben.

Was die Landesregierun g angeht. haben wir auch noch wesentli-
che Potenziale. die wir aktivieren können. Sie betreffen einer-
seits die internen Vorgänge. die Digitalisierung der Geschäfts-
prozesse zwischen den Ministerien. und andererseits die Schnitt-
stelle bei der Nutzung durch die Bürgerinnen und Bürger. Dies-
bezüglich kann einiges getan werden.

Ich will ein Beispiel dafür nennen. was ich für besonders drin g
-lieh halte: Das ist der Bereich von Ausschreibungen.

Dort ist die Wirtschaft unterdessen weiter als wir. Dort wird viel
stärker mithilfe der neuen Medien. mithilfe von Internet digital
die Auftragsbearbeitung. die Ausschreibungstätigkeit. die Ange-
botserstellung bzw. Angebotseinreichung organisiert. als wir
das auf Landesebene machen. Es gibt Gründe dafür. Wir dürfen
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niemanden abkoppeln. Wir dürfen nicht Unternehmen. die noch
nicht die Möglichkeit haben. aus dem Internet Ausschreibungen
abzunifen. abkoppeln. Aber wir müssen schon etwas stärker
Druck darauf ausüben. dass wir hier eine Vorreiterrolle haben
und damit auch die Unternehmen in eine Richtung zwingen. an
der sie sowieso nicht vorbeikommen. Das werden wir nur dann
erreichen. wenn wir viel stärker als bisher einen Schwerpunkt
auf diesen Bereich legen.

Ein zweiter Punkt in diesem Zusammenhan g. in dem meines
Erachtens auch mehr möglich ist. ist die Bürokratie bei der
Auftragsausschreibung. bei der öffentlichen Auftragsvergabe
insgesamt. Wir haben es immer noch nicht geschafft. dass der
große Papierkrieg behoben wird. den wir bis jetzt haben. Man
muss. um sich an einer Ausschreibung zu beteiligen, einen gan-
zen Stapel von Papier abgeben. Ein zentrales Unternehmer-
verzeichnis - wir haben das schon mehrfach an dieser Stelle an-
gesprochen - wäre eine Möglichkeit. den Aufwand sowohl für
die Unternehmen als auch für die öffentliche Verwaltung zu mi-
nimieren. Das ist. glaube ich, eine Aufgabe. die man in absehba-
rer Zeit lösen kann und lösen sollte.

Ich will unter dem Strich feststellen: Wir sind auf dem Weg in
eine Informations- und Wissens gesellschaft, aber der Weg ist
noch relativ lang und wir werden uns noch sehr häufig über das
Thema unterhalten können. - Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei SPD und CDU)

Vizepräsident Hahermann:

Ich danke dem Abgeordneten Müller und gebe das Wort an die
Fraktion der PDS. Hem) Abgeordneten Dr. Trunschke.

Dr. Trunschke (PDS):

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen! „Das Land Brandenburg auf dem Weg in die Infor-
mations- und Wissensgesellschaft - ist so ziemlich das span-
nendste Thema. das ich mir vorstellen kann. Entsprechend ge-
spannt war ich natürlich auf die Antwort der Landesregierung
auf die Große Anfrage. die Sie gestellt haben. Aber ich gebe zu:
Nach der Lektüre bin ich einigermaßen ratlos.

Herr Müller. klar. wir haben eine ganze Menge Maßnahmen
vorzuweisen. Aber ich behaupte: So richtig ernst hat die Lan-
desregierung. hat die Politik die Wissensgesellschaft noch nicht
genommen. und ich behaupte. auch Sie nicht.

Ich will das an einigen Punkten nachweisen. Es ist ein vernichten-
des Urteil: aber wie soll ich die fol genden Fakten anders werten:

Erstens: Gleich der sechste Satz in der Antwort der Landes-
regierung heißt:

..Die Landesregierung sieht in der Gestaltung der Infonna-
tions- und Wissensgesellschaft ein Politikfeld von Bedeu-
tung."

Was soll man nach dieser pflaumenweichen Einführung noch
erwarten!

(Zuruf des Abgeordneten Klein [SPD])

Zweitens: Die Antwort benennt eine Unmenge Details - Sie
haben ja eine ganze Menge aufgeführt -. viele benennt sie auch
gleich mehrfach. aber - und das ist mein Problem - sie blendet
sehr viele. zu viele wichtige Fragen aus. Einige haben Sie ge-

nannt. Ich will noch einiges dazusetzen.

Sie listen die Einzelaufgaben und Einzelergebnisse auf, aber
welche Prioritäten setzen Sie'? Wo ist die klare Linie zu erken-
nen? Warum findet die Greencard in Brandenburg so wenig
Anerkennung? Was tut die Landesregierung'? In der Antwort auf
die Große ‚Anfrage sucht man das Wort ..Greencard` vollkom-
men vergebens.

Ganz ausgeklammert sind alle Fragen nach der Hardware-Ent-
wicklung. Aber wir haben doch in Frankfurt (Oder) ein Institut.
das mit der Silizium-Gernianitini-Technologie Weltspitze mit-
bestimmt. Für die Landesregierung ist das nicht der Erw-ähnung
wert. Nichts sagt sie zur Kooperation des IHP mit Motorola
oder mit der BTU.

Wanun liegt der Anteil des Landes Brandenburg an den Mitteln
des Bundes für die Schlüsseltechnologie Informationstechnik
hinsichtlich der Anzahl der Projekte bei mageren 1.1 1?-0 und
hinsichtlich des Fördervolumens nur hei 1 °o? Nichts dazu in
der Antwort der Landesregierung.

Vollkommen unterbelichtet sind die Kooperationsmöglichkeiten
mit Berlin. Im Verhältnis zu Ihren verschwommenen Vorstel-
lungen. meine Damen und Herren von der Landesregierung.
komme ich mir langsam vor wie ein glühender Anhänger der
Fusion. Welche Chancen hätte z. B. ein Kompetenzzentrum
Mikroelektronik zwischen Frankfurt (Oder) und der W1STA in
Berlin? Das muss man doch einmal diskutieren!

Oder die Chancen für die berlinfernen Regionen - da ist doch
durch die Wissensgesellschaft auch etwas möglich. Wie wollen
wir erreichen, dass Brandenburg nicht zum Speckgürtel mit
angeschlossenem Nationalpark wird?

Offen lassen Sie, welche Effekte für Arbeitsplätze tatsächlich
entstehen. Wie viele Existenzgründungen gibt es im MIK-Be-
reich? Warum sind es nicht mehr' Warum haben wir in Bran-
denburg eigentlich keine Gründerweile`'

Herr Müller. ich teile Ihre großen Erwartungen in die Wissens-
gesellschaft. Da gehe ich vollkommen craccord. Aber ich ver-
stehe nicht. warum die Landesregierung Risiken und Gefahren
so vollständig ausblenden kann. Wir haben es mit einer Effi-
zienzrevolution zu tun. und man müsste auch diskutieren: Was
für Auswirkungen hat das auf die Arbeitsmarktpolitik? Wie
sieht es mit neuen rechtlichen Regelungen aus. die erforderlich
sind? Fragen über Fragen. aber keine Antwort. Allerdings will
ich zur Ehrenrettung der Landesregierung sagen: Sie haben auch
einige der Fragen gar nicht gestellt. zumindest nicht ausdrück-
lich.

Drittens wundert es mich dann nicht mehr. dass selbst Fragen.
die Sie gestellt haben. nicht beantwortet werden. Gefragt nach
quantitativen und qualitativen Indikatoren für den Weg in die
Wissensgesellschaft benennt die Landesregierung weitgehend
nur quantitative. Zum Beispiel wird für die Hochschulen die
Leistungskapazität der Computer total ignoriert. Dann brauche
ich mich auch nicht län ger zu wundern. dass es in der Landes-
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regierung niemanden aufregt. wenn die EDV-Ausgaben für die
Hochschulen halbiert werden. Computer sind an den Hoch-
schulen reichlich vorhanden. und die ältesten sind gerade mal
acht Jahre alt. Ich traue mich schon gar nicht mehr zu fragen. ob
die Minister gelegentlich selbst am Computer arbeiten.

Gefra gt nach der Zusammenarbeit mit Berlin im Bereich der
öffentlichen Verwaltung antwortet die Landesregierung:

..lm Bereich Verwaltung ist ein breites Feld für Kooperati-
onsmöglichkeiten ge geben. Insbesondere betrifft dies die
Projekte im Rahmen des Multimediawenbewerbs 'Media
rii.Komm . in beiden Ländeni.-

Mehr nicht. Ein weites Feld also. Ist das die Antwort. die Sie
von Ihrer Regierung haben wollten? Nun sagen Sie bitte nicht
ja!

Die Krönung ist die Frage 8.6: Durch welche Maßnahmen soll
der Fachkräftebedarf in der MIK-Branche befriedigt werden?
Haben Sie eine Antwort gefunden? Ich nicht. nicht einmal den
möglichen Hinweis. dass man das jetzt gerade nicht beantwor-
ten könne, weil noch einige Aussagen fehlen. Aber das ist doch
ein dringendes Problem. Wir haben an der BTU in C'ottbus die
Grenze der Aufnahmekapazität mit 202 Neuimmatrikulationen
erreicht. Im nächsten Jahr wird es dort wahrscheinlich einen ört-
lichen N. C. geben. ähnlich an der Fachhochschule Lausitz. Dort
fährt man bereits Überlast. Warum drückt sich die Landesregie-
rung uni die Antwort auf diese Frage? Lassen Sie sich das bie-
ten?

Mit Fra ge 10.! fragen Sie nach den finanziellen Mitteln. die
2000 bis 2006 in dem Bereich eingesetzt werden sollen. Zu den
Hochschulen sagt die Landesregierung in diesem Zusammen-
hang nichts. Aber das ist ja vielleicht auch eine Antwort.

Am problematischsten ist meines Erachtens aber - viertens -,
dass die Antwort der Landesregierung auf die Frage nach dem
Weg in die Wissensgesellschaft selbst nicht den Geist der Wis-
sensgesellschaft atmet.

Sie. meine Damen und Herren von der Landesregierun g, geben
eine ganze Menge brave Antworten. zählen viele einzelne Maß-
nahmen auf, wie gesagt, manche auch mehrfach. Das Problem
ist nur: In dieser neuen, dieser Wissensgesellschaft kommt es
relativ wenig auf brave Antworten und auf viele Einzelmaß-
nahmen an: entscheidend ist ein strategischer Wurf. entschei-
dend sind wirklich neue Ideen und entscheidend ist die Schnel-
ligkeit ihrer Umsetzung.

Aber wo sind Ihre neuen Ideen? Herr Müller. Sie haben die
Cal Icenter erwähnt. Da ist uns Mecklenburg-Vorpommern
längst außer Sichtweite geraten. Am spannendsten finde ich
noch die Idee eines zentralen virtuellen Marktplatzes für das
Land Brandenburg . Aber richtig neu ist das auch nicht - was
nicht heißt. dass man es nicht machen sollte. Und warum ent-
steht dieser Marktplatz eigentlich nicht gemeinsam mit Berlin?
Erst wollen Sie eine Fusion, selbst zu unannehmbaren Bedin-
gungen. und jetzt können Sie nicht einmal einen gemeinsamen
virtuellen Marktplatz gestalten.

Welche Idee setzen Sie so schnell um. dass Sie damit Erster
sind - und ich meine nicht Erster in Brandenburg. sondern Ers-

ter weltweit, das ist der Maßstab -? An welcher Stelle hält diese
Landesregierung mit der ungeheuren Dynamik in der Wirtschaft
tatsächlich mit? Ich will Herrn Minister Reiche als Beispiel
nehmen. Ich halte viele seiner Maßnahmen für ausgezeichnet,
z. B. den Bildungsserver und auch. dass die Schulen jetzt ans
Netz gekommen sind. Die Frage ist: Warum geht davon den-
noch keine richtige Aufbruchstimmung im Land aus?

Das Problem ist vielleicht - ich denke darüber nach -. dass ande-
re Länder. wie Finnland oder z. B. das Bundesland Hamburg.
längst viel wen sind. Wir betreiben eigentlich überall nur
nachholende Entwicklung. Aber in der Wissensgesellschaft ist
doch entscheidend, die oder der Erste zu sein. wenigstens ab
und zu. Ich spüre einfach nicht die Begeisterung der Landesre-
giening.

(Zuruf des Ab geordneten Klein [SPD])

Meine Damen und Herren. wir haben es hier mit einer der d yna-
mischsten Entwicklungen einer Technologie in der Mensch-
heitsgeschichte zu tun. Noch nie hat sich eine Technik so
schnell durchgesetzt. Ich will ein Beispiel nennen: Der Chip in
einem Handv. das die meisten von uns in der Tasche haben.
besitzt ein Leistungsvermögen. das ausreichen würde. das ge-
samte Mondprogramm der Amerikaner von damals zu managen.

Sehr geehrte Ministerinnen und Minister! Natürlich sind Sie
nicht allein für die Aufbruchstimmun g zuständig. Aber ich frage
Sie: Wo ist Ihr Beitra g dazu? Die Antwort auf diese Große An-
frage ist es jedenfalls nicht.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen von der SPD und von
der CDU. ich wiederhole meine Frage: Meinen Sie wirklich.
diese Landesregierung hat dic Wissensgesellschaft richtig ange-
nommen, hat Sie ernst genommen und deswegen Ihre Fragen so
beantwortet? Herr Müller. vielleicht hätten Sie unsere Idee eines
regelmäßigen Berichtes zu den luK-Technologien damals nicht
so schnell ablehnen sollen. Mit ihm hätte die Landesregierung
wenigstens eine zweite Chance gehabt. Aber egal. das Thema
wird auf der Tagesordnung bleiben, und ich biete Ihnen an:
Lassen Sie uns künftig gemeinsam suchen. welche Wege wir in
Brandenburg beschreiten können. um tatsächlich und mit Be-
geisterung auf dem Weg in die Wissensgesellschaft voranzu-
kommen! Das hat offensichtlich die Landesregierung nötig - ich
glaube das nachgewiesen zu haben -. aber noch wichtiger ist das
für das Land. Wir sollten dazu unseren Beitrag leisten. - Ich
danke für Ihre Aufmerksamkeit.

13eifall bei der PDS

Vizepräsident Hahermann:

Ich danke ihnen. Herr Ab geordneter Dr. Trunschke. - Das Wort
geht an die Fraktion der CDU. an Herrn Abgeordneten Dr. Ehler,

Dr. Ehler (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Bevor wir uns mit
dem Thema beschäfti gen. verkneife ich es mir nicht zu sagen.
dass ich vor dem turnerischen Großakt der PDS sportlich meine
Verbeugung machen möchte. Dass die Apolo geten des zweiten
und dritten Arbeitsmarktes den Spagat in die visionäre Zu-
kunftsizeselischaft wagen. ist sozusagen das Privileg der Oppo-
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Bition, wird uns aber bei den nächsten Haushaltsgesprächen inte-
ressieren. Wir werden das Thema dankbar aufnehmen und hof-
fen auf Ihre Initiative in investive und nicht in konsunuive Kos-
ten unseres Haushaltes.

Der Trend_ dass unsere Gesellschaft von der Industriegesell-
schaft zu einer Informations- und Wissensgesellschaft weiter-
entwickelt wird, wird von vielen als große Chance begriffen.
Andere sehen in der Entwicklung eine Bedrohun g . Wir müssen
zur Kenntnis nehmen_ dass es kaum einen Lebensbereich gibt -
das zeigt der Bericht deutlich -, der nicht von den so genannten
neuen Technologien durchdrungen ist. Wir stehen vor der Proble-
matik. dass N1 ir auf der einen Seite dem Einzelnen in unserer
Gesellschaft immer stärkere Veränderungen zumuten, auf der
anderen Seite aber in diesem Bereich immer stärkere Chancen
sehen und das laufende Lernen. die laufende Wissenserkenntnis
eine Chance ist. uni die Arbeitslosigkeit zurückzudrängen.

Vizepräsident Habermann:

Gestatten Sie eine Z1.1. ischenfrage. Herr Abgeordneter?

Dr. Eitler (CM 1:

Selbstverständlich.

Vizepräsident !Iahermann:

Bitte schön, Herr Abgeordneter Christoffers!

C'hristoffers (PDS):

Herr Kollege Filier. Bezug nehmend auf Ihre Eingangsbemer-
kun g möchte ich Fol gendes wissen: Könnten Sie mir erklären.
warum ausgerechnet die Vertreter der Fraktionen der SPD und
der CDU sämtliche ausfinanzierte Anträge zu den Haushalts-
beratungen. die sich mit einer Erhöhung des Mittelansatzes für
die Kommunikations- und Informationstechnologien beschäftig-
ten, abgelehnt haben und die damals eingebrachten Deckungs-
vorschläge jetzt zur Deckeleng der globalen Minderausgabe
genutzt werden?

Dr. Ehler (CDU):

Ich schließe aus der Erkenntnis, dass Sie eine ganze Reihe von
Vorschlägen in verschiedenen Bereichen gemacht haben, dass
damit aber die Deckung des Haushaltes insgesamt nicht mehr
gewährleistet gewesen wäre.

(Beifall des Abgeordneten Schippe' [SPD])

Es ist das Privileg der Opposition. in jedem Bereich alles vor-
zuschlagen. und es ist die Last der Landesregierung und der
Koalition zu prüfen. ob dafür eine Finanzierung vorhanden ist.

(Beifall bei CDU und SPD)

Die Entwicklun g zu einer Informations- und Wissensgesell-
schaft ist die große Chance für die neuen Bundesländer. Die
unglückselige Greencard-Diskussion und die bedauerlicher-
weise mit fremdenfeindlichen Untertönen geführte Debatte um
indische Computerspezialisten hat nie wirklich zum strukturel-

len Kern der Problematik geführt. Warum gibt es immer mehr
Computerexperten aus den armen Schwellenländern Südost-
asiens? Die Antwort ist einfach: Diese Länder haben in den
letzten Jahrzehnten eine intensive Phase der Industrialisierung
durchlaufen, die zum Teil durch Sozialdumping im negativen
Sinne. zum Teil aber auch durch individuellen wie staatlichen
Konsumverzicht geprägt waren.

Dennoch war man nur bedingt in der Lage, dadurch die man-
gelnde Kapitalbasis für eine nachhaltige Industnalisierung aus-
zugleichen. In den letzten Jahren setzten die strukturschwachen
Länder. wie beispielsweise Indien. gezielt auf die neuen Märkte
der Infonnationstechnoloeien. Das geschah nicht zuletzt des-
halb. weil das dafür nötige Kapital im Vergleich zu anderen
Bereichen relativ gering ist und die staatlichen Investitions-
kosten in die Ausbildung in der Relation zur Anzahl der neu zu
schaffenden Arbeitsplätze und qualifizierten Arbeitsplätze au-
ßerordentlich günstig sind.

Der Vergleich mit Brandenburg wird vielen nicht gefallen_ aber
er ist nicht gänzlich von der Hand zu weisen. Wir haben in
Brandenburg weder den nötigen Kapitalstock der mittelstän-
dischen Wirtschaft noch haben wir einen relevanten Lohnkos-
tenvorteil gegenüber nationalen oder europäischen Wettbewer-
bern. Insofern ist der Aufbruch in die Wissensgesellschaft für
uns eine einmali ge Chance. In der globalen Ökonomie werden
die Karten seit zehn Jahren neu gemischt. Das neue Kapital
heißt Ausbildung. Wissen und Kommunikation.

(Vereinzelt Beifall hei der PDS)

Zwar ist gesellschaftspolitisch ein breiter Aufbruch vonnöten.
aber die Chance liegt beim Eintritt in das neue Zeitalter, das
scheinbar uneinholbare strukturelle Unterschiede in Europa. vor
allen Dingen aber weltweit, auf wundersame Weise nivellieren
wi rd.

Die Unternehmen der MIK-Branche bilden bereits heute einen
der größten Wirtschaftszweige mit den raschesten Wachstums-
raten in der Europäischen Union. aber auch in Brandenburg.
Informationstechnologie, Medien- und Kommunikationswissen-
schaft sind eine tragende Säule des Wirtschaftswachstums.

Wir stehen im Übrigen nicht vor der Frage. oh wir diese Ent-
wicklung wollen oder nicht. sondern wir stehen vor der Ent-
scheidung. ob wir die Chancen. die aus dieser Entwicklung
resultieren. die ohnehin stattfindet, annehmen und oh wir die
Chancen für Brandenburg nutzen können.

Herr Fiimiß hat ein E-Business-Programm für den brandenbur-
gischer) Mittelstand aufgelegt. Dass dieses Vorgehen richtig ist.
wird deutlich, wenn wir uns die Zahlen ansehen. 24 0 /, der bran-
denburgischen Unternehmen verfügen über eine eigene Internet-
präsenz. Von diesen 24 'to - das sollte man nicht beschönigen -.
die über eine Internetpräsenz verfügen. setzen gerade einmal
1(1°, ) E-Commerce-Lösungen im business-to-business-Bereich
oder im business-to-customer-Bereich ein. Das sind im Verhält-
nis zur Gesamtzahl der Unternehmen in Brandenburg gerade
2,5 0/0. 2.5 "0 der Brandenburger Unternehmen - das heißt. der
mittlerweile auch für kleine und mittlere Unternehmen wett-
bewerbsbestimmende Faktor. die Nutzung von modernen
Informations- und Kommunikationstechnologien. wird von zu
wenigen Brandenburger Unternehmen berücksichtigt.
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Unter diesem Gesichtspunkt wird deutlich. dass das Landes-
programm für E-Business für den Mittelstand ein erster wirkli-
cher Schritt in diese Richtun g ist. Wenn wir über Rahmenbedin-
gungen reden. die wir für die Informations- und Wissensgesell-
schaft brauchen. dann reden wir über nichts Neues. Wir reden
darüber, dass wir Flexibilisiening. ein einfaches Steuersystem.
eine gut ausgebaute Infrastruktur und ein Angebot an Fach-
kräften benötigen. Aber die Politik ist hierbei in viel stärkerem
Maße als in anderen Bereichen gefordert. Reformen schnell vo-
ranzubringen und umzusetzen.

Während wir über die Verlängerung der Ladenöffnungszeiten in
Deutschland um zwei Stunden endlos streiten. boomt der 24-
Stunden-Internethandel. Wir werden in vielen Bereichen von
der Realität schlichtweg überholt. Das geht über kommunalpo-
litische Grenzen weit hinaus.

hen. sind ebenso einleuchtend wie trügerisch. Das ist auch ein
Stück weit ein Politikproblem. So zeigen neueste amerikanische
Studien, dass gerade für den Erfolg des Internets bei den Schü-
lern die Anzahl der Schulcomputer im Grunde genommen gar
nicht so wichtig ist, obwohl wir es grundsätzlich unterstützen.
dass möglichst viele Computer in den Schulen vorhanden sind.
Man muss aber nüchtern betrachten, dass die Ausstattung von
Halbwüchsigen zu Hause ohnehin meist viel besser ist als das.
was in den Schulen steht.

Es besteht die Gefahr. dass die Diskussion auf eine statistische
Plansoll-Erfüllung reduziert wird. Es ist ein Stück weit Politik-
problem. dass uns diese rasend schnelle Entwicklun g entgleitet
und oft den statischen und lan gatmigen politischen Reaktions-
mustern zum Opfer fällt.

(Beifall bei der PDS)
Ich möchte eine Aussage des Nobelpreisträgers Arnlall Sen, ei-
nem Inder. zitieren:

„Natürlich wissen wir, dass die Marktwirtschaft uns sehr
viel Wohlstand bringen kann. Kein anderes System war
bisher so effizient. Aber damit wir alle von diesem Wohl-
stand profitieren können, muss der Staat ab und zu auch
Visionär sein. wichtige Din ge. wie zum Beispiel das Inter-
net. voranzutreiben.-

Die Chancen der neuen Informationstechnologien sind nicht nur
wirtschaftlicher sondern auch gesellschaftspolitischer Art. Das
ist vollkommen richtig. Das Thema „Ausgleich regionaler Dis-
paritäten-. wie es in Brandenburg immer wieder diskutiert wird,
ist vor zehn Jahren in Nordamerika. vor allem in Kanada. disku-
tiert worden. Die riesigen strukturschwachen Regionen und die
Frage des Aufbaus der Universitätsstrukturen sind unter diesem
Rubruni diskutiert worden. Die Frage war: Sollen wir Universi-
täten bauen oder sollen wir Netze bauen?

(Zuruf von der PDS)

Insofern ist es eine kritische Betrachtung dessen. was wir in
Brandenburg gemeinsam leisten können. Hier sind die Aufga-
ben für die Zukunft. Wir haben in Brandenburg Nachholbedarf.
Je mutiger wir gegen durchaus märkisches Brummeln dieses
Thema ins Land tragen, desto größer sind die Chancen, die die
zugegebene Vision einer Informations- und Wissensgesellschaft
für unser Land bereithält.

Mit Stolz hat Bildungsminister Reiche darauf hingewiesen. dass
alle Schulen in Brandenburg seil Ende Oktober über einen Inter-
netanschluss verfügen. Ich denke, das ist wichtig. das ist ein
Signal gewesen. An unsere jun gen Menschen wird die Forde-
rung herangetragen. den Umgang mit den Informationstechnolo-
gien zu beherrschen. Ähnlich wie die Mathematik- und
Deutschkenntnisse gehören die Informatikkenntnisse zu den
Grundvoraussetzungen für einen künftigen Arbeitsplatz. In
diesem Bereich sind größere finanzielle Anstrengungen. bei-
spielsweise über public-private-partnership. notwendig, uni die
Chancen der Informationsgesellschaft für die jungen Menschen
verstärkt nutzen zu können.

Dennoch ist ein solcher Bericht der Landesregierung bis zu
einem gewissen Grade eine Gefahr. Die Schlüsse, die wir aus
der Anzahl - das soll keine Kritik sein - der Schulcomputer zie-

Niemand erfasst die Frage. ob Lehrer und Eltern ein gesell-
schaftliches Umfeld haben. das zu lebenslangem Umlernen
ermutigt. Mir scheint das Beispiel des Berichtes über den dra-
matisch sinkenden Anteil an weiblichen Auszubildenden in den
MIK-Berufen - 1997 waren es 21.9 jetzt sind es nur noch
8.8 9ö - oder den geringen Anteil an Intemetnutzem bei den
über 50-Jährigen - ich blicke mich hier nicht uni - und bei den
Arbeitslosen oder den Behinderten als außerordentlich proble-
matisch.

(Widerspruch bei der SPD)

Ich denke. das Thema ist über wirtschaftspolitische Fragen weit
hinaus ein Thema. das Strukturpolitik in Brandenburg in Zu-
kunft bestimmen sollte und bestimmen muss.

(Beifall bei CDU und PDS)

Wir werden IT-Investitionen auch nicht immer subventionieren
können und es auch nicht unbedingt brauchen. Aber wir brau-
chen ein gesellschaftliches Bewusstsein und eine Akzeptanz da-
für, um einen wirklichen Aufbruch einer Generation in die We-
ge zu leiten.

Die Zahlen in der Antwort zu der Großen Anfrage, die in engem
Zusammenhang mit dem soeben Erwähnten stehen, sind durch-
aus ermutigend. Die Vernetzung der öffentlichen Einrichtungen
schreitet voran, die Hochschulen verfügen über eine gute Aus-
stattung und sind in Bezu g auf MIK-Technologien gut positio-
niert.

Besonders wichti g - das möchte ich noch einmal betonen - sind
der in Brandenburg oft mit einem gewissen Misstrauen betrach-
tete Medienstandort Babelsberg und Flag gschiffe wie das
Hasso-Platteer-Institut. Hier wurden international Si gnale ge-
setzt, hier ist der Nukleus für Brandenburgs Weg in eine Wis-
sens- und Informationsgesellschaft. Die in dürftigen Zahlen
nicht erfassbare Mischung aus Filmkunst - ich verwende das
Wort Filmkunst-.1T-Unternehmen. Hochschulen und kommer-
ziel len Produktionsfirmen bildet dafür den entscheidenden
Nährboden.

Meine Damen und Herren, die Antwort auf die Große Anfrage
macht deutlich, dass die Politik und die Gesellschaft im Land
Brandenburg den Weg in die Infamtations- und Wissensgesell-
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schaft beschritten haben. An dieser Stelle dürfen wir uns aber
weder mit dein Erreichten zufrieden geben. noch dürfen wir
dazu übergehen. bestehende Wettbewerbsnachteile zu ignorie-
ren. Die Entwicklung der Informations- und Wissensgesell-
schaft ist ein Prozess mit sich ständig im Wandel befindlichen
Anforderungen.

Die Landesregierung muss dies ressortübergreifend begleiten.
Aber auch wir müssen das und wir dürfen es nicht auf die Poli-
tik reduzieren. Letztendlich müssen wir alle gemeinsam die
Menschen im Land davon überzeugen. Der Aufbruch dazu
findet zunächst in den Köpfen statt: die Technik ist nur Mittel
zum Zweck.

(Beifall bei der CDU)

Nizepräsident Haherniann:

Ich danke Herrn Abgeordneten Dr. Ehler. - Das Wort geht an
die Fraktion der DVU. Herrn Abgeordneten Schuldt.

Schuldt (DVIJ):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren' Mitte der 90er Jahre
war es nicht nur möglich, sondern geradezu Pflicht geworden.
von einer neuen Revolution zu sprechen, von der Revolution
des Internets. einer Revolution der Medien. der Informations-
und Kommunikationsmittel also, deren Folgen noch gar nicht
abschätzbar sind.

Ich vermisse aber die Erkenntnisse der Landesregierung hei der
Beantwortun g der Großen Anfrage. dass es sich in Schwindel
erregendein Tempo wie von selbst zu bestätigen scheint. dass
wir schon mitten in einem Umsturz aller althergebrachten Ver-
hältnisse. speziell in der Medien-. In formations- und KOMM ni-
kationstechnologie. leben.

Bei einer Fachtagung in Forst. auf der auch Sie, Frau Kollegin
Blechinger. ein kurzes Gastspiel gaben. wurde unter dem Leit-
satz ..E-Commerce, quo vadisr über Chancen und Auswirkun-
gen auf die Menschen in Deutschland debattiert. Besonders
wurden die Probleme des Landes Brandenburg. speziell des
Standorts Lausitz, in der Medien-. Informations- und Kommuni-
kationswirtschaft von Unternehmensvertretern. Politikern und
Hochschulprofessoren aufgegriffen, um gemeinsam nach Lö-
sungen zu suchen.

Warum hat der Vertreter des Wirtschaftsministeriums die dort
gewonnenen Errahmngen nicht in die Beantwortung einfließen
lassen? In der Medien-. Informations- und Kommunikations-
technologie liegt die Zukunft. besonders für Arbeitnehmer. auch
der über 50-Jährigen. aber nur dann, wenn wir endlich mit dem
Jugendwahn aufhören und auf das Erfahrens-. Handlungs- und
Informationswissen erfahrener Mitbürger zurückgreifen.

Dies müssen auch die Regierung und die Arbeitsämter endlich
begreifen und müssen gezielt ausbilden. z. B. zum Handling mit
Hard- und Software. Wirtschaftlich können wir uns dies sowie-
so schon lange nicht mehr leisten. Ältere erfahrene Mitbürger
hei der Beratung und auch im so genannten Callcenterbereich
einzusetzen ist weltweiter Trend. In Brandenburg müssen wir
uns diesem weltweiten Trend noch bereitwilliger stellen. um

möglichst an der Spitze mitzulaufen. Wir schlagen hier eine
Image-Initiative vor.

Ein wichtiger Aspekt ist der Zugang zu den neuen Medien. Nur
mit der Herstellung eines chancengleichen Zugangs zu diesen
Technologien kann verhindert werden. dass eine soziale Kluft
zwischen Nutzern und Nichtnutzern entsteht. Deshalb müssen in
Brandenburg die Rahmenbedingungen verbessert werden. Hier-
zu sind z. B. eine regulierte Marktstruktur und ein innovations-
freundliches Meinun gsumfeld notwendig. Neue Dienstleistun-
gen. neue Produkte in der M1K-Branche verbessern die Wett-
bewerbsfähi gkeit vieler Wirtschaftszweige und kurbeln das
Wirtschaftswachstum an.

Für die heimischen Unternehmen besteht die Chance. nach dem
E-Commerce durch E-Business schnell handeln zu können, die
Wirtschaftskette zu analysieren. sich auf wirtschaftliche oder
beratende Stärke zu konzentrieren, aber auch Beziehungen zu
pflegen und starke Marken zu schaffen, natürlich auch go glo-
bal.

Aus diesem Grund ist es geradezu erschreckend, wie wenig
Mittel Brandenburg im Vergleich zu anderen Bundesländern in
die Informations- und Kommunikationstechnik investiert hat.
Zum Beispiel hat das Land Sachsen - es wurde heute schon
einmal genannt - im Jahr 1998 125 Millionen DM bereit ge-
stellt. Brandenburg dagegen nur 79 Millionen DM. Im Jahr
1999 investierte Sachsen 142 Millionen DM. Brandenburg
dagegen nur 43 Millionen DM.

Meine Damen und Herren. wenn wir sa gen. wie wichti g die
Medien-. 1nformations- und Kommunikationsbranche ist. dann
fragen wir Sie: Warum wurden im Ausbildungsprogramm Ost
im Jahr 1999 im IT-Bereich nur 60 Plätze sowie in Medienberu-
fen nur 53 Plätze gefördert? - Wollen wir uns in dieser zu-
kunftsträchtigen Branche auf Inder verlassen, wie es die Damen
und Herren von der CDU doch offerierten. nur weil uns der
eigene Nachwuchs in diesen Berufszweigen fehlt?

Meine Damen und Herren. halten wir uns immer vor Augen.
dass Informationskompetenz eine gesamt gesellschaftliche Auf-
gabe ist. Herr Minister Fürniß, die ersten Schritte haben Sie
unternommen. lassen Sie uns jetzt nicht anhalten und nicht nur
darüber reden, sondern gemeinsam ins Ziel laufen. Wenn das
Ziel - das hat Kollege Müller hier richtig gesagt - vernünftig
definiert ist. dann sind wir gern Joggingpartner, wie man so
schön sagt.- Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der DVU)

Nlzepräsident Habermann:

Ich danke Ihnen. Herr Abgeordneter Schuldt. - Das Wort geht
jetzt an die Landesregierung. Herm Minister Dr. Fürniß.

Minister für %Ninschaft Dr. Fürniß:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich nehme das Stich-
wort gern auf. Lassen Sie uns einmal miteinander ein bisschen
durch die E-Welt joggen. Ich habe das Manuskript, das sicher-
lich gut ist und das man zu Protokoll geben kann. einfach weg-
gelegt. weil es mir wichtiger ist. nicht das zu wiederholen. was
in dieser Antwort bereits steht. Natürlich kann man da mit dem
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einen oder anderen nicht zufrieden sein. Zu einem beachtlichen
Teil ist es auch eine Zustandsbeschreibung bis Ende 1999. So
war gefragt worden und so haben wir die Fragen auch beant-
wortet.

Mir kommt es darauf an. auf ein paar Dinge einzugehen, auch
unter nachdenklichen Aspekten. Bevor wir über eine Wessens-
eeseilschaft reden, müssen wir erst einmal verstehen. was die
Informationsgesellschaft ist. Denn Wissen ist das Ergebnis von
verarbeiteter Information. In Bezug auf die Informationsgesell-
schaft sind wir uns alle relativ klar. soweit es um die Fragen von
Hardware und Software geht. Ich hin nicht sicher oh alle die
Beerirre_ die sie häufig verwenden. auch wirklich verstehen.

lch habe eben gehört. wie das ist: Man ist auf dem Vv'e g von E-
Commerce zum F-Business. Genau umgekehrt müsste es ei-
gentlich sein. Der E-Commerce ist ein Teil des E-Business und
wir sind noch weit davon entfernt. dass dies die große Plattform
der Welt ist.

Ich würde auch darum bitten - wer hat es vorhin gesagt'? Frau
Osten hat es gesagt -. dass wir nicht darüber reden, was sein
könnte und was sein soll. sondern darüber, was nächstes Jahr
sein wird. Ich wäre als Wirtschaftsminister schon sehr zufrie-
den. wenn wir ...

1 Frau Osten [PDS]: Beim Gemeindefinanzieningsgesetzl)

- Jetzt habe ich unterstellt, dass der Satz generell richtig ist.
Schränken Sie ihn doch nicht selber wieder ein!

(Vereinzelt Beifall hei der PDS)

Ich will darauf aufmerksam machen, meine Damen und Herren.
dass es nicht eine Frage der Begeistenmg der Landesregierung
ist,

(Zuruf von der PDS: Aber auch!)

ob wir uns mit diesem Thema beschäftigen. sondern dass es eine
Frage der Pflicht der Landesregierung ist, hei diesem Thema
über Rahmenbedingungen für die Entwicklung in eine Wissens-
gesellschaft nachzudenken und solche zur Verfügung zu stellen.
die mehr sind als nur die Debatte über Hardware und die Debat-
te über Software.

Eine Wissensgesellschaft. wie ich sie verstehe, muss sich auch
mit kulturellen Aspekten. mit ethischen Fragestellungen und mit
der Frage auseinander setzen: Wie halten wir es mit der indivi-
duellen persönlichen Kommunikation. wenn wir immer nur sa-
gen. wir brauchen überall virtuelle Strukturen?

(Zurufe von der PDS )

- Wenn Sie meinen, was ich sage, ist nicht richtig, dann setzen
wir uns gerne damit auseinander.

(Zuruf von der PDS)

- Wir halten also im Protokoll fest: Sie geben mir Recht. Das ist
schon einmal gut.

Die Wissensgesellschaft scheint im Parlament nicht so arg ero-

ße Aufmerksamkeit zu haben. wie sie sich dann später in den
jeweili gen Debatten widerspiegelt.

Meine Damen und Herren. noch einmal: Die Wissensgesell-
schaft wird kommen. ob der Landtag von Brandenburg es will
oder nicht.

(Beifall bei CDU und SPD)

Sie wird kommen. ob wir Kleine oder Große Anfragen oder oh
wir Oppositionsanträge formulieren. Sie wird kommen. und
zwar wird sie so kommen. dass sich die Frage für uns stellt:
Können wir mitgehen'? Schaffen wir den Anschluss?

Dann sind wir beim zentralen Thema: Wissensgesellschaft ist
eine lernende. eine Bildungsgcsellschaft. Wenn u ir es nicht
schaffen, die Strukturen in der Bildung zu schaffen. dann brau-
chen wir über die nächsten Schritte überhaupt nicht miteinander
zu diskutieren.

(Beifall bei CDU und PDS)

Zweite Anmerkung: Wissensgesellschaft, wie ich sie definiert
habe. hat etwas damit zu tun. dass wir auch aufhören, über die
Technikfolgen Akademien einzurichten, bevor wir die Techni-
ken kapiert haben. Anders gesagt: Technikfeindlichkeit ist keine
gute Voraussetzung für eine Informations- und Wissensgesell-
schaft. Dann sollten wir auch sagen: Der Weg von der Indu-
striegesellschaft in die Informations gesellschaft und von dort m
die Wissensgesellschaft ist ein Weg. der nur gangbar ist. wenn
wir gleichzeitig auch die Weichen stellen für die Chancen der
neuen Technologien - Biotechnologie. Informationstechnologie:
in allen Bereichen müssen wir das tun. Wenn wir das nicht tun.
dann werden wir auch gedanklich das nicht packen. was das
Dritte ist.

Das Dritte ist nämlich. dass wir den Weg zur Wissensgesell-
schaft. wenn wir es in politische Kategorien umsetzen, als eine
regionale Strukturpolitik verstehen. eine Vernetzung von Politi-
ken, die nur dann möglich sind, wenn wir sie nicht nur virtuell
schaffen. sondern wenn wir sie auch mit den Menschen schaf-
fen. die damit zu tun haben.

Die Wirtschaft. meine Damen und Herren. wird gar keine ande-
re Chance haben, denn derjenige. der die Möglichkeiten nicht
nutzt, wird vom Markt verschwinden. Das ist eine Zwangs-
läufigkeit. Das ist übrigens schon immer so gewesen. in allen
Entwicklungsstadien von Wirtschaft und Industrie. Wer sich
nicht der neuen Technologien. der neuen Chancen bedient hat.
der hat nie den Anschluss gepackt. Insofern ist Wissensgesell-
schaft keine Erfindung von heute, sondern sie ist etwas. was
eigentlich schon immer da war. Die Gesellschaften. die ihr
Wissen schneller umgesetzt haben. waren diejenigen, die den
Vorsprung hatten. Diejenigen. die es nicht geschafft haben. ha-
ben eben den Anschluss nicht mehr gepackt. Insofern diskutie-
ren wir nicht über etwas Neues zu Beginn des 21. Jahrhunderts,
sondern wir diskutieren über eine permanente Verantwortung.
die wir in der Politik und in der Wirtschaft haben. um das ent-
sprechend umzusetzen.

Was wir in Brandenburg jetzt und heute leisten müssen, ist, die
Konversion der Medien zu schaffen. Das heißt also. wir müssen
es schaffen. auf der Hardware-Seite die Medien. die da sind - sei
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es das Telefon. sei es der Computer oder seien es die anderen
Einrichtungen -. technisch so zusammenzupacken. dass sie hohe
Effizienzen ergeben. Dafür wird es in der Wirtschaft und in der
Forschung die notwendigen Voraussetzungen gehen. Was wir
leisten müssen. ist, die Inhalte damit zu verknüpfen. Denn am
Ende. meine Damen und Herren, reden wir über Inhalte. Die
Wissensgesellschaft Ist eine Inhaltsgesellschaft und keine Frage
des schnellsten Computers. Das, was Sie zu dem Chip gesagt
haben, ist richtig. Aber das entscheidet nicht die Frage. ob wir
die Wissensgesellschaft so bekommen. wie ich sie mir vorstelle.
sondern die Frage: Welche Inhalte zeichnen diese Wissens-
gesellschaft aus?

Sie wissen, wie viel Unnötiges im Internet heute zu finden ist.
Die Frage ist nicht. ob deswegen das Internet gut oder schlecht
ist, sondern die Frage ist: Was machen die Menschen net den
Medien. wie nutzen sie sie? Wir müssen zum Beispiel unseren
Schülern beibringen. die Informationen zu hierarchisieren nach
Nutzen und nach Werten, nach Orientierungen. Das sind die
Fragestellungen. die sich für mich in der Wissensgesellschaft
ergeben. Deswegen ist die Frage. ob wir auf dem Weg dorthin
sind. eine Frage. ob alle die. die erziehen und bilden. auf diesem
Weg sind.

Vizepräsident Habermann:

Gestatten Sie eine Zwischenfrage, Herr Minister?

!Minister Dr. Fililift:

Mit großem Vergnügen.

(Beifall hei CDU und SPD)

Vizepräsident H a berma nn :

Bitte schön. Herr Abgeordneter Dr. Trunschke!

Dr. Trunschke (PDS):

Erstens: Würden Sie mir zugestehen, dass eine zehnminiinge
Redezeit natürlich nicht ausreicht. alle Lücken in der Antwort
der Landesregierung aufzulisten?

Zweitens: Würden Sie mir zustimmen. dass genau das, was Sie
jetzt angesprochen haben. nämlich die Inhalte. die man bedienen
will, überhaupt nicht in der Großen Anfrage t orkommen?

Minister Dr. Fürn iI3:

Es ist zum Teil richtig. und zwar deswegen. weil ich es nicht als
Aufgabe der Landesregierung betrachte. die Inhalte auf diesem
Weg in die Wissensgesellschaft vorzugeben. Wenn das die
Gesellschaft nicht packt. dann wird es die Politik erst recht nicht
schaffen.

schaft frei entwickeln kann. Dann müssen wir auch Entwick-
lungen in Kauf nehmen, die uns möglicherweise nicht passen.
Das ist damit verbunden. Diese Wissensgesellschaft ist mit ho-
hen Risiken ausgestattet. weil sie - und das darf man nicht ver-
gessen - auf einem Weg ist in eine Verfügbarkeit an Informatio-
nen. die noch nie so groß war. Diese Wissens gesellschaft kann
nur eine demokratische Gesellschaft sein_

(Beifall des Abgeordneten Christoffers [PDS])

weil der Zugang zu Infonnationen immer auch ein Zugang zu
Selbstständigkeit und Eigenverantwortun g ist. Deswegen ist das
auch ein unumkehrbarer Weg - Gott sei Dank! Diesen unum-
kehrbaren Weg müssen wir sichern. Wir müssen alles tun. dass
nicht irgendjemand in irgendeiner Institution entscheidet, wer
welchen Zugang zu welcher Information hat.

(Vereinzelt Beifall bei der PDS)

Wir müssen sicherstellen, dass sich der Einzelne mit dem Risi-
ko und der Eigenverantwortung den Zugang zu dieser Informa-
tion selbst beschaffen und mit dieser Information umgehen
kann. Was wir aber brauchen - das will ich gleich dazu sagen -.
sind verantwortungsbewusste Lehrer in Schule und Hochschule.
ist eine Kultur. in der der Umgang mit diesen Medien Bestand-
teil ist. auch mit all den Risiken, die damit verbunden sind. Wir
dürfen auch nicht kulturelle Grenzen ziehen. sondern wir müs-
sen die kulturelle Offenheit mit dieser Informations- und Wis-
sensgesel Ist:haft verbinden.

Das Letzte. was ich sagen möchte. meine Damen und Herren.
ist: Eine Wissensgesellschaft. die Wissen nicht mit Wertorien-
tierung verbindet, gibt sich ohnehin selbst auf, denn dann ist sie
eine beliebi ge Gesellschaft. Auf diesen Weg möchte ich mich
nicht begeben. - Vielen Dank.

(Beifall hei CDU und SPD)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Herrn Minister Fürniß. - Meine Damen und Herren.
ich kann damit die Aussprache zu diesem Tagesordnungspunkt
beenden und stelle fest, dass Sie die Antwort der Landesregie-
ning auf die Große Anfrage 9 zur Kenntnis genommen haben.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 5 und rufe Tagesord-
nungspunkt 6 auf:

Bericht der Landesregierung zur Stärkung des inneren
Friedens und zur inneren Sicherheit gemäß Beschluss
des Landtages Brandenburg vom 23.06.1995 Drucksa-
che 21898-B

Bericht
der Landesregierung

Drucksache 3/1929
(Beifall bei CDU und SPD)

Es ist nicht unsere Aufgabe. den Menschen zu sagen, in welche
Richtung sie zu denken haben. Unsere Aufgabe ist vielmehr, die
Rahmenbedingun gen dafür zu schaffen. dass sich die Gesell-

Hier wurde über die Fraktionen hinwee vereinbart, keine Debat-
te zu führen, sodass ich gleich wieder feststellen kann. dass Sie
den Bericht der Landesregierung zur Kenntnis genommen ha-
ben.
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Ich schließe den Tagesordnungspunkt 6 und rufe Tagesord-
nungspunkt 7 auf:

Konzepte und Malinahnien zur Umsetzung der Ziel-
stellungen des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG)
(gemäß Beschluss des Landtages
vom 17.05.2000 - DS 3!1010-B)

Bericht
der Landesregierung

Drucksache 371972
einschließlich Korrekturblatt

Ich eröffne die Aussprache zu diesem Tagesordnungspunkt mit
dem Beitrag der Landesregierung und erteile Herrn Wirtschafts-
minister Fürniß das Wort.

Minister für Wirtschaft Dr. Filme

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich gebe zu. es fällt
mir jetzt cm bisschen schwer, umzusteigen von der Diskussion.
die wir eben geführt haben. auf die andere, aber so ist es nun
einmal. Die Dinge gehören zusammen und sie müssen auch
miteinander im gleichen Raum am gleichen Tag diskutiert wer-
den. Ein bisschen hilft es mir. dass wir einen gar nicht so
schlechten Bericht vorzuliegen haben. Insofern ist es auch ange-
nehm. darüber zu sprechen.

Energ iepolitische Fragen stehen ja heute nicht zum ersten Mal
auf' der Tagesordnung. Sie nehmen breiten Raunt in diesem
Haus ein und das ist auch richtig so. Wir hatten im September
eine Aktuelle Stunde zur vorausschauenden Energiepolitik und
zur nachhaltigen Entwicklung. Ich erinnere daran. dass wir uns
in dieser Sitzung sehr einig waren, dass Innovation und Traditi-
on g leichwertige Pfeiler unserer Energiepolitik darstellen. Das
heißt. sowohl die fossilen als auch die erneuerbaren Energ ieträ-
ger sind Bestandteil und müssen Bestandteil der Energiepolitik
dieses Landes bleiben. Die erneuerbaren Ener g ien sind Teil der
innovativen Säule im Sinne von neuen Möglichkeiten. Innovativ
muss man auch im Bergbau sein. um leistungsfähig und wett-
bewerbsfähig zu bleiben.

Es gibt ein Energiekonzept des Landes Brandenburg von 1996.
in dem sich das Land verpflichtet hat. die Nutzung der erneuer-
baren Energien auszubauen. Das Wirtschaftsministerium hat mit
Unterstützung der anderen Ressorts und der Prognos AG die
Nutzung der erneuerbaren Energien im Land untersucht. Grund-
lage dafür war der Landta gsbeschluss vom 26. Januar dieses
Jahres. Der vorliegende Bericht stellt eine Bestandsaufnahme
auf dem Gebiet der erneuerbaren Energien dar. Er enthält erste
Schlussfol gerungen für den weiteren Ausbau. Von Handlungs-
empfehlun gen, meine Damen und Herren, sind wir noch weit
entfernt. Wir müssen erst einmal über die Schlussfolgerungen
richtig nachdenken. bevor wir zu Handlungsempfehlungen
kommen. Ich gehe davon aus. dass wir bei der Fortschreibung
des energiepolitischen Konzepts im Frühjahr 2001 die aus unse-
rer Sicht notwendigen Handlungsempfehlungen vorstellen kön-
nen. Drei bis vier Monate werden wir also, schätze ich, noch
brauchen.

Die Ergehnisse der Untersuchung von Prognos sind erfreulich.
Der Ausbau der erneuerbaren Energien hatte bereits im Jahre

1999 das für das Jahr 2000 in dem Energiekonzept angepeilte
Ziel erreicht. Setzen wir die Förderun g der enteuerbaren Ener-
gien auf dem derzeitigen Niveau fort. können wir die für das
Jahr 2010 genannten Ziele wesentlich früher erreichen als ur-
sprünglich in diesem Konzept vorgesehen. Die - und das ist sehr
erfreulich - durch die Nutzung erneuerbarer Energieträger im
Land Brandenburg vermiedenen Kohlendioxidemissionen lagen
im Jahr 1999 bei etwa einer Million Tonnen. Wenn wir das
analog dem Konzept fortschreiben. werden wir im Jahr 2010
mit einer Einsparung von drei Millionen Tonnen rechnen kön-
nen.

Im Bereich der erneuerbaren Energien sind bis heute etwa 600
neue Arbeitsplätze entstanden, die meisten im Bereich der So-
lartechnik. Es folgen die Windenergie, das innovative Bauen
und die Kraft-Wärme-Koppelung. Die Experten rechnen bis
zum Jahr 201(1 mit weiteren 700 Arbeitsplätzen im Bereich der
enteuerbaren Energien. Man kann also festhalten: Mit kreativer
ökologischer Wirtschaft kann man Geld verdienen.

Zu dieser positiven Entwicklung haben die Förderprogramme
des Landes ein beträchtliches Stück beigetragen. Immerhin sind
von 1991 bis heute Fördermittel in Höhe von 13N Millio-
nen DM für erneuerbare Energien bereitgestellt worden. Die
meisten Gelder kamen aus dem Programm _Rationelle Energie-
anwenduriu und Nutzung erneuerbarer Energiequellen" des
Wirtschaftsministeriums. Aber auch das Ministerium für Land-
wirtschaft. Umweltschutz und Raumordnung hat hierzu einen
großen Beitrag geleistet.

Den größten Anteil an der Deckung des Primärenergiebedarfs
aus erneuerbaren Energien hat nicht die Windenergie, sondern
die Biomassenutzung. Das ist eine ganz wichti ge Feststellung.
An zweiter Stelle fol gt die Windkraft. Die Windkraft hat dafür
allerdings bei den enteuerbaren Energien in Brandenburg und
ganz Deutschland die höchsten Zuwachsraten. Zwischen !995
und 1999 hat sich die installierte Leistung im Land versieben-
facht. Damit stand Brandenburg bei der Windenergienutzung
Ende 1999 an vierter Stelle aller Bundesländer. ich möchte jetzt
nicht auf die Diskussion darüber zurückkommen, wie sich
Windkraft und Tourismus miteinander vertragen. Darüber hat es
in Brandenburg einige interessante Debatten gegeben.

Ich möchte auf etwas anderes hinweisen, meine Damen und
Herren. Es gibt sowohl für Biomasse als auch für Windkraft
noch erhebliche Ausbaupotenziale auch in diesem Land. Al-
lerdings muss und kann ich darauf hinweisen. dass die Wind-
kraft in Zukunft keine Landesförderung mehr braucht, weil es
durch das neue Einspeisungsgesetz Rentabilitätsberechnungen
gibt. die uns erlauben, unsere Landesgelder stärker auf die Bio-
massenutzung zu konzentrieren. Wir haben uns darauf verstän-
digt und ich habe entsprechend angeordnet. dass Windkraft in
Brandenburg in Zukunft nicht mehr zusätzlich gefördert wird.

(Beifall hei der CDU}

Dafür aber werden wir uns auf Biomasse konzentrieren und sie
intensiv nutzen.

Wasserkraft. Geothennie. Sonnenener gie und Umgebungswär-
me werden künftig ihren Beitrag zur CO 3 -Minderung und zur
Wertschöpfung in Brandenburg leisten, wenn eine entsprechen-
de Förderung möglich ist. Wir sind im Moment dabei, neue
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Wege der Förderung zu suchen. Bei unseren Untersuchungen
haben wir gemeinsam mit der Prognos AG festgestellt, dass der
weitere Ausbau nicht durch die bereits bestehenden Ressourcen
begrenzt ist. Wir haben also ausreichend Handlungsspielräume
und die werden wir auch nutzen. Allerdings werden wir - Frau
Ziegler wird das freuen - dabei die finanziellen Möglichkeiten
nicht aus den Augen verlieren.

Meine Damen und Herren. wir können aus dem vorliegenden
Bericht erste vorsichtige Schlussfolgerungen ziehen. Diese
müssen wir mit den Erkenntnissen aus anderen Bereichen ab-
gleichen und dann zu einem Konzept kommen. Ich habe schon
davon gesprochen: Im Frühjahr 2001 werden wir es vorlegen.
Dieses Konzept wird dann eine Gesamtfortschreibung des Lan-
desenergiekonzeptes sein. Ich lade Sie herzlich ein, sich an
dieser Fortschreibung intensiv zu beteiligen. weil dies die
Grundlage für die gesamte Energiepolitik des Landes in den
nächsten Jahren sein wird. Aber klar ist. dass in diesem Kontext
der Fortschreibung die erneuerbaren Energien enthalten sein
werden und dass wir neue. ehrgeizige Ziele vorgeben und de-
finieren sollten.

Ich muss allerdin gs dazu sagen. meine Damen und Herren: Es
ist immer riskant. sich ehrgeizige Ziele zu setzen. Erreicht man
sie. ist das bare Selbstverständlichkeit. Erreicht man sie nicht.
sagt die Opposition: Ihr habt die Ziele nicht erreicht, die ihr
selber in den Bericht hineingeschrieben habt. - Ich würde trotz-
dem die Opposition wie alle anderen im Lande dazu einladen.
beim Thema Energiepolitik nicht Mikado zu spielen. Mikado
heißt: Wer sieh bewegt, verliert. Wir haben auf hundert Be-
obachter. die beschreiben. warum einer sich bewegt. nur einen.
der sich bewegt. Ich möchte dieses Verhältnis gern ein bisschen
verändern und mehr Beweger und weniger Beobachter der Be-
wegung haben.

(Beifall bei CDU und SPD - Zuruf von der PDS: Lnd sie
bewegt sich doch!)

- Das beruhigt!

Es wurde noch etwas deutlich bei unseren Untersuchungen.
Ohne die bisherige politische und finanzielle Unterstützung der
erneuerbaren Energien stünden wir wesentlich schlechter da.
Man kann es auch plumper sagen: Erneuerbare Energien werden
auch in Zukunft Förderung und Unterstützung brauchen. sowohl
politische als auch finanzielle. Aber ich denke, das ist es wert.
nicht nur. weil das Erneuerbare-Energien-Gesetz eine hohe
Vergütung für Energie aus Wind. Sonnenstrahlen. Wasser und
Biomassevorsieht. nicht nur. weil es wirtschaftliche Möglich-
keiten gibt, sondern vor allem auch deswegen. weil diese För-
derung ein Stück Technologieförderung und Innovationsför-
derung ist. weil es Kreativität fördert und weil es ein gutes
Stück Brandenburger Wissensgesellschaft darstellt.

Da Geld knapp ist. müssen wir es so effektiv wie möglich ein-
setzen. Das heißt im Klartext: Wir werden die Fördennittel des
Landes nur als Ergänzung zur Bundesförderung anlegen. Sollte
sich der Bund daraus verabschieden, müssen wir neu diskutie-
ren. Aber ich gehe davon aus und schaue dabei meine Koali-
tionsfreunde ganz scharf an. dass dies nicht der Fall sein wird.
Der Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien stärkt auch den
Technologiestandort Brandenburg. Deswegen, meine Damen
und Herren, werden wir auch das Informations- und Beratun gs-

angebot verbessern. Denn was nützt es. wenn wir kreative Fir-
men haben und Möglichkeiten. erneuerbare Energien einzuset-
zen. wenn die meisten gar nicht wissen. dass es solche Möglich-
keiten gibt! Wir müssen also auch die Information verbessern.

Wir brauchen deswegen eine brandenburgische Technologie-
initiative und an dieser Initiative werden wir arbeiten. Ich lade
Sie ein. daran mitzuwirken.

(Beifall bei SPD und CDU)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Ihnen. Herr Minister Fürniß. - Ich erteile das Wort
der Fraktion der PDS. Herrn Abgeordneten Thiel.

Thiel (PDS):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Fürniß, nach
Ihrer Rede zur Wissens- und Informationsgesellschaft fällt es
mir etwas schwer. auf den Bericht zu reagieren. den Sie or-
gelegt haben. Aber ich kann es mir nicht ersparen. den Bericht.
den Sie als guten Bericht bezeichnet haben. doch etwas kriti-
scher zu betrachten.

Die derzeitige Weltwirtschaft auf der Basis atomar-fossiler
Energieträger und die damit programmierte Infragestellung
entscheidender Lebensgrundlagen machen die umfassende
Orientierung auf solare Energiequellen immer dringlicher, nicht
nur. uni die atomar-fossilen Energien zu ergänzen, sondern auch
uni diese - sicher in einem mittelfristig notwendigen Übergangs-
zeitraum - in erheblichem Maße zu ersetzen.

Deshalb wurde durch die Mehrheit des Bundestages den regene-
rativen Energien eine neue gesetzliche Grundlage gegeben,
wurde ihnen eine Vorrangstellung gegenüber den atomar-fossi-
len Energieträgern eingeräumt.

Meine Damen und Herren. wenn wir im Lande jedoch konsta-
tieren müssen - dabei stehe ich im Widerspruch zu Ihrer Ein-
schätzung. Herr Fürniß -, dass der Beitrag Brandenburgs zur
Senkung der CO.-Emissionen bzw. der notwendige Anteil er-
neuerbarer Energien auf der Grundlage der neuen Berechnungs-
basis nicht erreicht werden wird, wäre heute ein anderer Bilanz-
bericht der Landesregierung notwendig gewesen.

Dabei ist sicher unstritti g. dass nach der Verabschiedung des
Brandenburger Energiekonzepts im Jahre 1996 einiges im Land
in dieser Beziehung in Bewegung gekommen ist - sowohl im
politischen Raum, vor allem aber dank risikobereiter Unterneh-
mer in den Regionen.

Auch im Bewusstsein einer wachsenden Zahl von Menschen in
ihrer Eigenschaft als Konsumenten bzw. Verbraucher von Ener-
gie zeichnen sich mehr und mehr Veränderungen ab.

Meine Damen und Herren. damit es aber in den entsprechenden
Zeiträumen zu praktischen Durchbrüchen in den erforderlichen
Größenordnungen kommen kann, darf man sich mit dem bisher
Geleisteten bei der Ausarbeitung und Anpassung politischer
Ralunensetzune nicht zufrieden geben. Zögerliches Handeln sei-
tens der Regierungspolitik besonders in diesem Fall würde Ent-
wicklungschancen gefährden.
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Dies wurde auch während eines parlamentarischen Nachmittags
in der vergangenen Woche hier im Landtag auf Anregung der
BEA mit mehr als 20 Unternehmern der Branche Erneuerbare
Energien aus Brandenburg massiv eingefordert und - in einem
8-Punkte-Programm formuliert - der Landesregierung überge-
ben. Liest man jedoch Ihren Bericht. meine Damen und Herren
der Landesregierung. dann kommen eventuell Zweifel auf. ob
tatsächlich der Zweck und die Zielstellung des Gesetzes fier den
Vorrang erneuerbarer Energien in vollem Umfange erfasst wur-
den. Davon zeugen vor allem auch die von Ihnen am Ende des
Berichts gezogenen Schlussfolgeningen. Ich gebe Ihnen natür-
lich Recht. dass das zunächst einmal vage Schlussfolgerungen
sein können.

Wenn Sie aber zum Beispiel feststellen, dass die erneuerbaren
Energien in der Klimaschutzpolitik des Landes eine wesentliche
Stelle einnehmen. dann kollidiert das bereits mit dem Titel des
neuen Gesetzes. denn dort wird ausdrücklich die Vorrangrolle
für die regenerativen Energien eingefordert. was sich natürlich
auch im politischen Handeln niederschlagen muss.

Oder: Dass die Landesregierung ihrer Verantwortung gerecht
werden will. setze ich im Allgemeinen voraus. Vollkommenes
Unverständnis. um es gelinde auszudrücken, vor allem hei den
Akteuren vor Ort - um jene geht es ja - ist zu erwarten. wenn sie
zur Kennmis nehmen müssen. dass die Re g ierung beabsichtigt -
ich sage: beabsichtigt. das kann man natürlich jetzt anders aus-
legen - . die bisherigen Förderprogramme zu optimieren. Ich
kann mich an den Ausspruch eines Unternehmers auf dieser
Beratung erinnern. der gesagt hat: Wir brauchen eine Förderung.
in deren Rahmen wir entsprechend planen können.

Oder: Die Regierung wartet zunächst ab - das steht im Wider-
spruch zu Ihren Aussagen -. ob und gegebenenfalls welcher
Handlungsbedarf sich als Ergebnis des zweiten Teils der Fort-
schreibung des Energiekonzepts sowie der Bewertung der anste-
henden energiepolitischen Maßnahmen auf Bundesebene ergibt.

Werte Kolleginnen und Kolle gen. wenn es nicht gelingt. neben
Energieeinsparung und rationeller Energieanwendung einen
deutlich größeren Teil des Energiebedarfs unseres Landes durch
erneuerbare Energien zu decken. dann wird es nicht nur immer
schwerer. die Umwelt- und Klimaschutzverpflichtungen zu er-
füllen. sondern es werden auch bedeutende ökonomische und
arbeitsmarktpolitische Entwicklungschancen in Brandenburg
versäumt.

Erneuerbare Energien sind außerdem heimische Energiequellen,
die dazu beitragen können, die Abhängigkeit von Ener gieein-
fuhren zu verringern und in entsprechenden Kombinationen die
Verfügbarkeit und Versorgungssicherheit mit Strom und Wärme
zu gewährleisten.

Der Ausbau erneuerbarer Energieträger. meine Damen und Her-
ren. schafft zukunftsfähige Arbeitsplätze. besonders im Bereich
kleiner und mittlerer Unternehmen. die für das Wirtschaftsgefüge
Brandenburgs von entscheidender Bedeutung sind. Durch die mit
diesem Gesetz verbundene Stimuliening der energetischen Bio-
massenutzung erfolgt ein wesentlicher Impuls zur wirtschaftli-
chen Belebung der Landwirtschaft in Brandenburg.

Die Produktion und Nutzung erneuerbarer Energieträger fördert
zudem nachhaltig die regionale Entwicklung. Ich bin der festen

Überzeugung. dass zum Beispiel die Lausitz mit ihren vorhan-
denen Potenzialen zu einem Kompetenzzentrtim und zu einer
Modellregion ftir die Nutzung erneuerbarer Energien werden
kann. Man muss es nur wollen.

Meine Damen und Herren. das EEG enthält als zentrales Rege-
lungselement eine Kaufpflicht für Strom aus erneuerbaren Ener-
gien. Eine solche Pflicht ist üblich. wenn Gefahr im Verzug ist
und eine freiwillige Gefahrenvorsorge durch die Verursacher
nicht oder nicht hinreichend zu erwarten ist.

Vizepräsident Habermann:

Herr Abgeordneter Thiel. es ist gleich Gefahr im Verzug. Ich
bitte Sie. Ihre Rede zu beenden.

Thiel (PDS):

Mein letztes Wort. Herr Präsident. an dieser Stelle: Ich fordere
die Landesregierung auf, bei der Überarbeitung des Energie-
konzepts mehr strategisches Denken und einen größeren Hand-
lungswillen in Richtung der notwendigen Energiewende im
Land Brandenburg als bei der Abfassun g_ des uns vorliegenden
Berichtes an den Tag zu le gen. - Ich danke für die Aufmerksam-
keit.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke dem Abgeordneten Thiel. - Das Wort geht an die
Fraktion der SPD. Herrn Ab geordneten Gemmel.

Gemme! (SPD):

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Die Energiepolitik benötigt einen breiten gesellschaftli-
chen Konsens. Deshalb gibt und gab es auch bisher weitest-
gehend parteiunabhängige Übereinstimmung. Auch dieser Be-
richt geht auf Anträge der PDS und der Koalition zurück.

Zum Inhalt des Berichts, der den Teil Energiemix, nämlich die
regenerativen Energien. betrifft: Das Wirtschaftsministerium hat
die Firma Proenos beauftragt. ein Gutachten über die Potenziale
und die Handlungsfelder zu erstellen. Das Ergebnis - Herr Mi-
nister. Sie haben es gesagt - ist eine Momentaufnahme der Po-
tenziale. Zu Konzepten und geplanten Maßnahmen gibt es leider
bisher wenig Konkretes. Das bedauere ich, weil uns die Zeit
davonläuft.

Im Wesentlichen wird auf die Fortschreibung des Energiekon-
zeptes verwiesen. Die neuen Vorstellungen zum Energiekonzept
sollen laut Bericht im Frühjahr 2001 im Kontext mit der Wirt-
schaft diskutiert werden. Mir ist allerdings noch kein Referen-
tenentwurf bekannt. Wir hatten damals die frühzeitige Beteili-
gung der Parlamentarier eingefordert. Das möchte ich heute
noch einmal erneuern. weil. wie gesagt. der Konsens hierbei
sehr wichtig ist. Wir sollten sehr viel Energie einsetzen. um
hierbei voranzukommen.

Ein wesentlicher Punkt des geltenden Brandenburger Energie-
konzepts ist die Zielstellung. den Anteil der erneuerbaren Ener-
gien am Primärenergieverbrauch auf 5 ', ih zu steigern. Wie eben
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gesagt und wie auch dem Bericht zu entnehmen ist. wurde nun-
mehr die statistische Basis der Berechnun g umgestellt. Es wird
nicht mehr nach den vermiedenen fossilen Energieträgern er-
mittelt. Somit landen wir jetzt nach der neuen Berechnungs-
methode prozentual hei 2,7 ün hei gleich bleibender Anstren-
gung. Somit ist das Ziel scheinbar verfehlt. Wenn wir nach der
alten Methode rechneten. dann kämen wir auf 5.1 11,, und könn-
ten uns alle an die Brust klopfen und sagen: Ganz toll!

Meine Damen und Herren. es ist aber notwendig, mehr zu tun.
Darüber sollten wir uns alle im Klaren sein.

Die Fraktion der SPD hat sich darauf verständigt - das soll Ein-
gang in das neue Energiekonzept finden. wir werden entspre-
chende Anträge dazu vorbereiten -. das 5%-Ziel auch nach der
neuen Methode zu erreichen. Das bedeutet eine Verdoppelung
der Anstrengungen. Dies wird von uns, wie gesagt. noch in den
parlamentarischen Raum eingebracht. Verständigt haben wir
uns darauf. Über die Notwendigkeit brauchen wir hier wohl
nicht weiter zu diskutieren.

Dies geschieht in Verantwortung gegenüber der zukünftigen
Generation. Dafür sind ehrgeizige Ziele unerlässlich. Die Ziele
senken wir auch nicht für die Opposition. um nicht Gefahr zu
laufen, sie möglicherweise nicht zu erreichen. Die Ziele müssen
so ehrgeizig sein. dass immer noch ein Anreiz besteht. neue
Technologien zu entu ickeln und immer noch ein Stückchen
mehr zu tun als andere. um an der Spitze dabei zu sein.

Insbesondere gilt das auch für die Technologieförderung. damit
wir hier nicht an Boden verlieren. Dennoch muss man feststel-
len: Brandenburg steht bei der Entwicklung regenerativer Ener-
giepotenziale nicht so schlecht da, wenn man berücksichtigt.
dass wir 1990 hei Null an gefangen haben. anders als zum Bei-
spiel Bayern, die hei 9 % sind, da sie auf Wasserkraftpotenziale
zurück greifen können.

Nur eine Anmerkung zum REN-Programm: Hier war ja an ge-
kündigt. dass das überarbeitet wird. Da es drei Geldquellen gibt.
nämlich Landesmittel. IFG und EFRE. bedeutet das natürlich.
dass die Zustimmung aller Betroffenen notwendig ist. Änderun-
gen sind im Nachhinein dann sehr mühsam und deshalb muss
eine möglichst verbindliche Abstimmung zwingend eingefordert
werden. Dennoch, einzelne Fürdertatbestände können sich in
den nächsten vier Jahren verändern. Auch die Schwerpunktset-
zung in bestimmten Bereichen kann sich verändern. Deshalb ist
dieser Abstimmungsprozess sehr schwierig, aber er muss wirk-
lich dringlich passieren. auch um den frischen Wind. den die
Bundesregierung durch ihre Gesetzgebung erreicht hat, mit-
zunehmen.

Wenn sich Potenziale und auch Zielsetzungen verändern wie zum
Beispiel bei der Windkraft - hier hat ja der Förderausschuss ent-
schieden. Investitionszuschüsse sind nicht mehr erforderlich -.
dann muss man darauf reagieren. Brandenburg wird - und das
sagt der Bericht ganz deutlich - auf Biomasse setzen müssen
und auch auf Solarenerg ie. Da haben wir Potenziale. Sie haben
zu Recht gesagt. die Ressourcen sind nicht be grenzt. Also pa-
cken wir es einfach an. Wir haben ein Jahr von der neuen För-
derperiode echt verloren und ich sage deutlich: Hier besteht
dringender Handlungsbedarf.

Herr Präsident. eine ganz wichtige Sache möchte ich einfach

noch loswerden. Mir liegt das Protokoll einer Veranstaltung der
so genannten e.dis-Geschädigten vor. Dem Wirtschaftsminister
sind offensichtlich die zu Recht gemachten Vorwürfe bekannt.
Es geht doch hauptsächlich um die Verweigerung von Eins-pci-
sungen. Herr Minister, helfen Sie bitte den Investoren im Rah-
men Ihrer Möglichkeiten! Unsere Gesetze machen überhaupt
keinen Sinn. wenn die Energieversorgungsunternehmen mauern.
- Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall hei SPD und PDS)

Vizepräsident Hahermann:

Ich danke Ihnen. Herr Abgeordneter Ciemmel. - Das Wort geht
an die Fraktion der DVU. an Herrn Abgeordneten Claus.

Claus (DVU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sicherlich haben alle
Kolleginnen und Kollegen diesen ausführlichen Bericht mit
Interesse gelesen. Erfreulich ist die Tatsache. dass die Landes-
regierung es geschafft hat, diesen Bericht nach einem Drei-
vierteljahr zusammenzustellen. Dagegen haben es andere In-
stitutionen in der Landesregierung nach über eineinhalb Jahren
noch nicht geschafft, einen Bericht fertig zu stellen. nämlich die
Damen und Herren vom Finanzressort für den Ausschuss der
Haushaltskontrolle. Aber zurück zum Thema.

Meine Damen und Herren! Wirklich beeindnickend in diesem
Bericht sind die Zahlen mit so vielen Stellen. Die liest man
sonst nur in Berichten über Staatsverschuldungen oder in Bilan-
zen internationaler Großkonzerne. Herr Minister. ich frage Sie:
Gibt es eigentlich einen zwingenden methodischen Grund. wa-
rum Sie im Text so oft zwischen Megawatt. Terajoule und Peta-
joule wechseln. oder dient das nur der Verwirrung !! Sicherlich
muss es für Energieleistungen und Prunärenergiebeiträ ge unter-
schiedliche Maßeinheiten geben. aber die innere Lo gik mancher
Absätze in diesem Bericht erschließt sich nicht auf den ersten
Blick.

Vielleicht können wir es eines Tages erreichen. dass Berichte
der Landesregierung nicht nur von Experten. sondern auch von
normalen Bürgern verstanden werden. Das sollte recht und
billig sein, denn immerhin müssen die Bürger als Steuerzahler
solche Werke finanzieren.

Als Fraktion der DVU nehmen wir erfreut zur Kenntnis. dass
Brandenburg natürlich pünktlich zur Klimakonferenz in Den
Haag mitteilen kann, allein durch den Einsatz erneuerbarer
Energien eine Million Tonnen an Kohlendioxidemissionen
vermieden zu haben. Allerdings erscheint uns diese prognosti-
zierte Verdreifachung der Menge in elf Jahren an gesichts der
bereits heute erkennbaren Klimaveränderungen als zu genug.
Gerade im Bereich des Klimaschutzes muss entschieden mehr
getan. mehr investiert werden. Gerade in diesem Bereich wer-
den die Arbeitsplätze der Zukunft entstehen. ja entstehen müs-
sen. Auch in diesem Bereich tritt die DVU für einen branden-
burgischem einen deutschen Sonderwe g ein. für eine Vorreiter-
rolle.

Im Bericht wird auch das Thema Biodiesel an gesprochen. an-
gesichts der brutal gestie genen Kraftstoffpreise ein überaus
aktuelles Thema. Hier fehlen uns Informationen darüber. inwie-
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weit Fahrzeu ge des ÖPNV auf diesen vergleichsweise umwelt-
verträglichen und preiswerten Treibstoff umgestellt werden
können. Vielleicht hätte die Landesregierung mit geringen In-
vestitionen die Auswirkungen des Euro damit zumindest min-
dern können. von den Vorteilen für die Infrastruktur ganz zu
SC hweigen.

Beim Thema Windkraft nehmen wir als Fraktion der DVU
erstaunt zur Kenntnis, dass es in Brandenburg keinerlei Proble-
me mit der Umweltzerstörung durch Windkraftanlagen zu geben
scheint. zumindest nimmt dieser Bericht dazu mit keinem Wort
Stellung. In der Realität sieht es bekanntlich anders aus.

Aber vielleicht darf man bei dem Bericht unserer Landesregie-
rung nicht so viel Wert auf Realitätsbezug legen. Hoffen wir
gemeinsam. dass die im Bericht genannte Planübererfüllung
bzw. das Übertreffen der für das Jahr 2000 prognostizierten
Werte Wirklichkeit werden und sich nicht als zu niedrig er-
weisen. - Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der DVU)

Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort geht an die CDU-Fraktion. Herr Abgeordneter Haher-
mann. bitte?

Hahermann (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich habe gestern
Abend einen Bericht im ORB gesehen. Darin ging es auch um
die Windkraftnutzung. Die Moderatorin begann damit, zu fra-
gen: _Was ist der Unterschied zwischen einem Politiker und
einer Windkraftanlage?" Die Antwort ist ganz einfach: Ein
Politiker macht Wind und eine Windkraftanlage braucht Wind.
Ich deute das positiv. Durch das Windmachen sind wir in die
Lage versetzt, einen Bericht der Landesregierung zu haben. der
uns zumindest mit einem Teil. einem wichtigen Teil des Ener-
giekonzeptes. das wir dann im Jahre 2001 zu beraten haben.
schon bekannt macht.

Die Stellungnahme der CDU zu diesem Bericht möchte ich in
einige Feststellungen kleiden. Die erste Feststellung: Die Lan-
desregierung hat die Auflage des Landtages nach bestem Wis-
sen und Gewissen erfüllt.

Damit ist der zweite Punkt gleich aufgerufen: Alle Erwartungen
wurden nicht erfüllt. denn der Antrag. der aus dem Wirtschafts-
ausschuss kam. war eigentlich umfassender. Er ging bis zum
Ausweis der Schaffung von Arbeitsplätzen. zur Erschließung
von Exportchancen und Ähnlichem mehr. Das muss man hier
einmal sagen. Aber die Erläuterung des Wirtschaftsministers ist
für mich durchaus einleuchtend, dass es in der kurzen Zeit und
beim gegenwärtigen Stand im Moment nicht mö g lich ist. kon-
kretere Aussagen zu machen.

Drittens: Es ist ohnehin, wenn man über regenerative Energien
spricht und sich hier nur auf das Erneuerbare-Energien-Gesetz
bezieht. zu kurz gesprungen worden. Das Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz fördert ja eigentlich nur regenerative Energien im
Zusammenhang mit der Elektroenergieerzeugung. Der Einsatz
von regenerativen Energien auf dem Wärmemarkt oder im Ver-
kehrsbereich wird hier überhaupt nicht angesprochen. Deshalb

ist auch die Antragsformulierung nicht umfassend genug. Man
hätte sie komplexer machen müssen.

Viertens: Einbezo gen werden muss - das sagte ich gerade -
unbedingt die Nutzung regenerativer Energien im Wärmemarkt
und im Verkehrsbereich. Ich sagte kürzlich bereits im Rahmen
einer Aktuellen Stunde. dass 50 % des Primärenergieverbrauchs
in Deutschland nur auf den Wärmemarkt entfallen. Wir konzen-
trieren uns immer so sehr auf den Elektrobereich. dabei ist der
Wärmemarkt durchaus zu berücksichtigen.

Fünftens: Der derzeitig erreichte Stand der Nutzung regenerativer
Energien im Land Brandenburg kann nicht befriedigen. Die Ta-
bellen in dem Bericht weisen das aus. Wenn man hier das Wir-
kungsgradprinzip mit dem Stand von 1999 zugrunde legt - die
Zahlen wurden schon genannt -. dann sind 1.1 9-tt vom Gesamt-
bereich des Primärenergieverbrauchs natürlich relativ wenig.

Aber man muss hinzufügen, dass im Primärenergiebereich alle
Energiebereiche integriert sind. also der Verkehrsbereich. die
Elektroenergieerzeu g ung und der Wärmemarkt. Es ist schon
eine respektable Zahl. Das. was hier im Land Brandenburg in
den letzten Jahren geleistet wurde, ist durchaus jeder Anerken-
nung wen.

Wir haben aber unter Berücksichtigun g der topographischen
Verhälmisse erhebliche Stei gerungspotenziale. Das ist auch in
einer Tabelle ausgewiesen. Diese bewegen sich vor allen Din-
gen - das wurde schon erwähnt - rin Bereich der Biomasse.
Darauf sollte man sich durchaus konzentrieren, denn wie sagte
einmal ein alter Hochschullehrer zu mir: Das, was man kann.
soll man tun: das. was man nicht kann. soll man lehren. - Aher
das bezieht sich jetzt nicht unbedingt auf diesen Energiebereich.
Ich zweifle allerdings die Zahl von 33 % im Hinblick auf die
Potenzialausschöpfung für 1999 im Bereich von Holz an. Dieser
Wert ist meiner Meinung nach zu hoch gegriffen.

Ich komme zu folgenden Schlussfolgerungen: Die im Energie-
konzept enthaltene Zielstellung wird sicherlich so fortgeschrie-
ben werden: da gibt es keine Abstriche. Eine Reihe von Anwen-
dungen erneuerbarer Energien. die derzeit noch nicht wettbe-
werbsfähig sind, müssen ergänzend zur Bundesförderung ge-
fördert werden. Darauf wurde schon hingewiesen. Anreize zur
Energieeinsparung und zur Verwendun g erneuerbarer Energien
sind ressortübergreifend zu schaffen. In diesem Zusammenhang
verweise ich auf die Gebäudesanierung.

Die politische Unterstützung neuer Energietechniken darf sieh
nicht in einem Förderprogramm erschöpfen. sondern muss alle
Maßnahmen zu einer sicheren Markteinführung solcher Techno-
logien beinhalten. Bedauerlicherweise ist das REN-Programm
noch nicht einmal genehmigt: es befindet sich somit noch nicht
in Anwendung. Der Wirtschaftsminister verwies vorhin schon
beispielhaft auf Demonstrationsprojekte. die Weiterbildung an
Schulen und Hochschulen. auf die Berufsverbände. die Netz-
werke der Unternehmen. die sich mit dieser Technik beschäfti-
gen, und Ähnliches. - Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt hei der SPD)

Präsident Dr. Knoblich:

Wir sind am Ende der Rednerliste. Ich beende die Aussprache.
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Damit ist der Bericht der Landesregiening. zur Kenntnis genom-
men worden. Ich schließe den Ta gesordnungspunkt 7.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 8 auf:

Vorläufiger Sachstand der Evaluierung
bestehender Marktzugangshilfen

Unterrichtung
durch die Landesregierung

Drucksache 371973

Da zwischen den Fraktionen vereinbart wurde. auf eine Debatte
zu verzichten. sind wir am Ende dieses Tagesordnungspunktes
angekommen. Die Sachstandsunterrichtung ist zur Kenntnis ge-
nommen worden. Herzlichen Dank.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 9:

Sonderausschuss zur Cenneinde).;elnetsreforrn

Antrag
der Fraktion der PDS

Drucksache 3/1964

Wie üblich spricht zuerst ein Vertreter der beantragenden Frak-
tion. Herr Abgeordneter Sarrach. Sie haben das Wort.

Sarrach (PDS):

Herr Präsident? Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Ge-
schäftsordnung. des Landtages weist in 74 Abs. 2 auf die Mög-
lichkeit der Bildung von Sonderausschüssen des Landtages hin.
Von dieser Möglichkeit ist sicher nur bei gewichtigen politi-
schen Themen Gebrauch zu machen. Ein solch gewichtiges
Thema sieht gegenwärti g mit der Gemeinde g,ebietsreforin an.
die nach den Vorstellungen der Landesregierung bis zu den
Kommunalwahlen 2003 ab geschlossen sein soll.

Wir teilen diese Vorstellungen nicht. Vielmehr kritisieren wir
das bisherige Vorgehen der Landesregierung. die eine Reform
in Gang gesetzt hat. bei der die Gemeinden regelrecht überrollt
werden. In dieser Kritik sind wir uns einig mit vielen ehren-
amtlichen und hauptamtlichen Kommunalpolitikerinnen und
Kommunalpolitikem nicht nur meiner Partei, wie mir Diskus-
sionen und Gespräche in vielen Landesteilen gezeigt haben.

Grundlage der Gemeindegebiets- bzw. -strukturreform sind bis-
her die Leitlinien der Landesregierung, also ein Kabinettsbe-
schluss. der vom Landta g lediglich zur Kenntnis genommen
worden ist. Zu diesen Leitlinien ist in diesem Haus noch nicht
das letzte Wort gesprochen worden.

Die Hauptkritik der PDS richtet sich auf die Festlegung einer so
genannten Freiwilligkeitsphase, während der den Gemeinden
die Möglichkeit eingeräumt wird. sich freiwillig so zu verhalten,
wie es das Leitbild der Landesregierung vorsieht.

Mittlerweile gibt es zahlreiche Beispiele dafür, was darunter
konkret zu verstehen ist. Das Schreiben der Gemeinde Birken-
werder im Landkreis Oberhavel an den Petitionsausschuss zeigt,

dass den Vertretern der Gemeinden und Ämter ziemlich un-
verhohlen deutlich gemacht wird. dass sie kaum Chancen ha-
ben. wenn sie sich nicht leitbildgerecht verhalten. Leitbildge-
recht ist aber nur, was einseitig das Wohlwollen des Innenmi-
nisteriums findet.

So trat ein Vertreter des Innenministeriums Anfang November
in Zehdenick auf und sa gte. er schlage für Zehdenick und Uni-
gebung die Bildung einer amtsfreien Gemeinde vor - ohne Al-
ternative. Sie seien gut beraten. führte er weiter aus, wenn sie
das Angebot des Innenministeriums annähmen. Auf die Frage.
ob man durch Zusammenschluss von mehreren Gemeinden im
Amt auch Icitbildgerecht als Amt fortbestehen könne, sa gte der
Vertreter des Innenministeriums - im Übrigen ein Ministerialrat
man könne nicht zwei Hasen zugleich jagen. Der Vorschlag zur
Bildung einer amtsfreien Gemeinde könne angenommen werden
oder es könne ein besserer Vorschlag unterbreitet werden. Gäbe
es aber einen besseren Vorschlag. so hätte ihn das innenministe-
rium unterbreitet.

Die Vorzugsvariante der Vertreter des Innenministeriums also,
die weniger beratend als vielmehr instruierend und sanft dro-
hend in den Gemeinden auftreten. ist der Zusammenschluss zu
amtsfreien Gemeinden. also zu Einheitsgemeinden. Der Druck
geht in diese Richtung.

Nur ausnahmsweise soll es nach den Leitlinien möglich sein,
dass Ämter bestehen bleiben. Hierbei gibt es eine große Über-
einstimmung zwischen den Landräten und dem Innenministeri-
um. wobei die Landräte erklärtemaßen mit den Leitlinien nicht
voll zufrieden sind. weil ihnen diese viel zu viele Öffnun g s-
klauseln enthalten. Aber mir sind kaum Vorschläge bekannt.
nach denen das Innenministerium Ämter in den Planungen
bestehen lässt.

Freilich gibt es Ausnahmen: das Amt Unterspreewald und das
Amt Schenkenländchen im Landkreis Dahme-Spreewald. Im
zuerst genannten Amt war ein Mitarbeiter des Innenministeri-
ums einmal Amtsdirektor. in dem anderen Amt ist mit Bürger-
meister Kuhl der Widerstand gegen die Reform besonders groß
- ich überlasse Ihnen. sich Ihren Teil zu denken.

Was wir gegenwärtig erleben. ist nicht das Prinzip der Freiwil-
ligkeit. sondern es ist eine Reform allein der Regierung. die von
oben. zentralistisch-bürokratisch und konzentriert auf die Her-
stellung von mehr Verwaltungseffizienz auf Kosten der Mit-
wirkung der Bürgerinnen und Bürger durchgesetzt werden soll.

Dem entspricht auch die Zielstellung. eine Mindestgröße für
amtsangehörige Gemeinden festzulegen. Von der geplanten
Vorgabe von 500 Einwohnern sind letztlich 861 Gemeinden in
Brandenburg betroffen. die unter dieser Grenze liegen und da-
mit in keiner Weise mehr in der Entscheidung für ihre perspek-
tivische Entwicklun g frei wären.

(Schippe) [SPD]: Umso notwendiger ist es!)

Ich will ganz deutlich in Richtun g SPD sagen: Das ist ein
flächendeckender zwangsweiser Zusammenschluss. von dem
mehr als die Hälfte der brandenburgischen Gemeinden betrof-
fen sein wird. Genau ein solcher flächendeckender zwangs-
weiser Zusammenschluss sollte nach den Empfehlungen der
Enquetekommission „Gerneindegebietsreform - vermieden
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werden. Wie stehen Sie heute zu den Empfehlungen der En-
quetekommission, liebe Kolleginnen und Kollegen von der
SPD? Sind Sie damit einverstanden. dass der Innenminister
und die Landesregierung den Auftrag des Landtages ignoriert
haben, in das Konzept zur Gemeindegebieisreforin auch die
Ergebnisse der Enquetekommission einfließen zu lassen? So
lautete zumindest der Beschluss dieses Landtages vom No-
vember vergan genen Jahres.

(Schippe) [SPD]: Das st nicht wahr!)

- Das ist wahr! - Noch ist nicht das letzte Wort gesprochen,
denn eine solche Veränderung. wie sie die Landesregierung mit
der Festle g ung einer Mindesteinwohnerzahl sowie einer Be-
grenzung der Zahlen der Gemeinden eines Amtes auf maximal
sechs Gemeinden anstrebt. bedarf einer gesetzlichen Regelung.
Der Landta g g ird also darüber zu entscheiden haben. ob ein
solch weit reichender Eingriff in die gemeindliche Selbstver-
waltung vorgenommen werden soll.

Noch hat der Landtag auch die Möglichkeit. sich für eine wirkli-
che Weiterentwicklun g des Amtsmodells hin zu einem zweistu-
figen Gemeindemodell einzusetzen und ein solches von der
Enquetekommission als „brandenburgische Amtsgemeinde-
bezeichnetes Modell zu schaffen. Ich darf Sie daran erinnern.
dass sich die Enquete-Kommission sehr gründlich mit dieser
Frage befasst hat und mit großer Mehrheit zu dem Schluss ge-
kommen ist. die brandenburgische Amts gemeinde als für die
spezifischen Bedingungen des Landes Brandenburg geeignetes
Modell zu empfehlen.

Es ist in keiner Weise hmndnbar, dass Innenminister Schön-
bohrt-1. der mit der CDU im Landtagswahlkampf des vergange-
nen Jahres gellen dieses Modell vorgegan gen ist, weil es die
Rechte der kleinen Gemeinden beschränke und nur Durch gangs-
station zur Großgemeinde sein solle. jetzt unter völlig anderen
Voraussetzungen Gesichtswahrung betreiben kann. Heute
spricht er sich gegen das zweistufige Gemeindemodell aus. weil
damit echte Chancen für den Weiterbestand auch von kleinen
Gemeinden gegeben sind, die er mit seinen Leitlinien aus-
schließt.

Die PDS bekennt sich eindeutig zur Weiterentwicklung des Am-
tes, indem für die Gemeinden das Angebot eines zweistufigen
Gemeindemodells in der Gemeindeordnung geschaffen wird.

Die Leitlinien der Landesregierung stellen mit kräftigen Worten
eine Stärkung. der Ortschaftsverfasssung in Aussicht. um den
Gemeinden ein Trostpflaster für ihre verloren gegan gene Selbst-
ständigkeit zu geben. Hier werden Erwartungen geweckt. denen
bald die große Ernüchterung folgen kann - davon bin ich über-
zeugt -, denn ein Ortsbürgermeister und ein Ortschaftsrat sind
qualitativ und juristisch etwas völlig anderes. nämlich ein recht-
liches Minus im Vergleich zu einem ehrenamtlichen Bürger-
meister und einer Gemeindevertretung heute. Es zeichnet sich
ah, dass die Umwandlung von Gemeinden in Ortschaften in-
nerhalb von Ämtern nur wenig Sinn macht. Wie soll auch ein
ehrenanu licher Bürgermeister einer zusammengeschlossenen
anisangehörigen Gemeinde in der Lage sein. mit mehreren
Ortsbürgermeistem zu arbeiten. die ihm gegenüber und in der
Gemeindevertretung in einer stärkeren Position sind als gegen-
über dem Amtsdirektor und dem Amtsausschuss? Das wird mit
hoher Wahrscheinlichkeit nicht funktionieren.

Chancen hat die Ortschaftsverfassung dagegen innerhalb von
Einheitsgemeinden. Dort wird allerdin gs das Problem darin
bestehen. dass sich die Ortschaftsvertretungen gegen die Ge-
meindevertretungen und den hauptamtlichen Bürgermeister
durchsetzen müssen. Ihnen werden also keine gebratenen Tau-
ben ins Maul fliegen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Eine Gemeindereform muss
darauf gerichtet sein. Strukturen zu schaffen, die langfristig eine
gemeindliche Selbstverwaltung sichern, die einen hohen Grad
sowohl an Bürgemähe als auch an Verwaltungseffizienz ge-
währleisten. die eine aktive Mitwirkung der Bürgerinnen und
Bürger ermöglichen und fördern, die den Verwaltungsaufbau
und die Verwaltungsabläufe vereinfachen und die die Finanz-
ausstattung der Gemeinden verbessern - und das nicht erst nach
2003/2004.

Eine solche Reform muss zweifellos von oben angeregt. aber sie
muss auch von unten gewollt und vor allem von unten durch-
gesetzt werden. Diesen Ansprüchen genügen die Leitlinien der
Landesregierung und die gegenwärtige Praxis der Umsetzung
der Leitlinien nicht. Die PDS setzt sich dafür ein. dass in der
jetzi gen Wahlperiode des Landtages bis 2004 keine zwangs-
weisen Gemeindezusammenschlüsse durch Gesetz vorgenom-
men werden. dass also das Prinzip der Freiwilli gkeit ernst ge-
nommen wird.

(Schippel [SPD]: Schaut euch doch die Beschlüsse an. die
die PDS mitgetragen hat!)

- Wir haben aber auch nach den Empfehlungen der Enquete-
kommission anderthalb Jahre verloren. Herr Schippe), und die-
se Konsensiösung zugunsten völlig neuer Überlegungen aufge-
geben.

Wir fordern, dass schon jetzt Einheitsgemeinde und Amt als
gleichberechtigte Modelle betrachtet werden, für die sich die
Gemeinden freiwillig entscheiden können. Dabei müssen die
Entscheidungen von Gemeindevertreterbeschlüssen und Bürger-
entscheiden weitestgehend 13estandssehutz vor staatlichen Ein-
griffen genießen.

Wir fordern, dass notwendige gesetzliche Regelungen insbeson-
dere zum Ausbau der Ortschaftsverfassungen sowie zu einem
zweistufigen Gemeindemodell. das wir für eine Weiterentwick-
lung des Amtsmodells für geeignet halten. zügig vorbereitet und
bis März 2001 im Landtag vorgelegt werden.

Wir halten es für erforderlich, dass zur Behandlung dieser und
anderer Fragen ein Sonderausschuss des Landta ges gebildet
wird. der sich kontinuierlich mit dem zentralen Thema der Ge-
meindegebietsreform befasst und auf diese Weise die Verant-
wortung des Parlaments für die weitere Entwicklung unserer
Kommunen wahrnimmt.

Das Parlament darf diese Verantwortung nicht der Landesregie-
rung überlassen. Denn zum Schluss des Prozesses der Gemein-
degebietsreform bleibt nach den Vorstellun gen der Landes-
reg ierun g die unangenehme Aufgabe der Erarbeitung der Ge-
setze zu den Zwangszusammenschlüssen am Landtag hängen.
Uni darauf Einfluss nehmen zu können, dass diese Zwan gs-
zusanrin enschlüsse auf ein Minimum be grenzt oder gänzlich
%ermieden werden, muss sich der Landtag jetzt intensiv in den
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Reformprozess einbrin gen. Ich bitte Sie daher uni Zustimmung
zu unserem Antrag.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsident Hahermann:

Ich danke dem Abgeordneten Sarrach und gebe das Wort an die
Fraktion der SPD. Herrn Ab geordneten Bochovv

Bochim SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Sarrach. die
Gemeindegebietsreform ist eine der wichtigsten Aufgaben die-
ser Legislaturperiode. Ich denke. wenigstens darüber besteht
weitgehend Einigkeit.

Unsere Gemeinden im kreisangehörigen Raum sind oftmals
nicht mehr in der Lage. ihre Selbstverwaltungsrechte wahr-
zunehmen. Eine lebendige Selbstverwaltung setzt aber leis-
tungsfilhi ge Gemeinden voraus. Fehlt der notwendige Entschei-
dungsspielraum. so rührt das zu Akzeptanzproblemen bei den
Bürgerinnen und Bürgern.

1992 wurde die Amterbildung abgeschlossen und unmittelbar
danach die Krelsgebietsreforni durch geführt. Ich denke, durch
diese Reform ist es uns gelungen. leistungsfähige Landkreise zu
bilden. Diese sind mittlerweile auch auf eine breite Akzeptanz
in der Bevölkerung gestoßen: das ist wohl unstrittig.

Jetzt stehen wir vor der Aufgabe. die organisationsstrukturellen
Voraussetzungen im kreisangehörigen Raum zu schaffen, um
mehr Aufgaben und natürlich auch mehr Verantwortung auf die
Gemeinden zu übertra gen. Wenn möglich, muss die politische
und materielle Verantwortung dorthin delegiert werden, wo sich
ein konkreter Bezug zum Bürger ergibt.

Die Aufgabeuni ahniehniung in unserem Land muss sich strikt
am Grundsatz der Subsidiarität orientieren. Die vermeintlichen
Schwierigkeiten. vor denen wir stehen. lassen sich mit den
Schlagworten Bürgernähe bzw. Wahrung der lokalen Identität
auf der einen Seite und Steigerung der Verwaltungskraft durch
größere Gemeindeeinheiten auf der anderen Seite hervorheben.
Meines Erachtens sind aber Effizienz und Bürgemähe zwei
Seiten derselben Medaille.

Gemeindliche Selbstverwaltung muss Substanz haben. Sie muss
in der Lage sein. originäre Zuständigkeiten materiell und kom-
petent wahrzunehmen. Kann sie das nicht. droht ihr eine Erosi-
on des bürgerschaftliehen Engagements und damit auch eine
Delegitiniation des örtlichen Gemeinwesens. Und die Probleme
bei der Kommunalwahl 1998. gerade in den kleinen Gemeinden
Kandidaten für das Amt des ehrenamtlichen Bürgermeisters zu
finden. sind uns ja allen bekannt.

Gemeindliche Selbstverwaltung ist aber ohne die aus allgemei-
nen. unmittelbaren. freien. gleichen und geheimen Wahlen her-
vorgegangenen Gemeindevertretungen nicht denkbar. meine
Damen und Herren.

So finden bereits auf allen Ebenen seit geraumer Zeit Debatten
über die Gerneindegebietsreform statt. Herr Sarrach, wenn Sie

Beispiele anrühren. dann gestatten Sie auch mir, einige Bei-
spiele zu nennen. und zwar aus unserem Landkreis. dem Land-
kreis Teltow-Fläming.

Da ist die Diskussion relativ weit fort geschritten. Und ich würde
sagen. es ist eigentlich so etwas wie eine Vorreiterrolle zu er-
kennen. Die Erfahningen. die wir gemacht haben. Herr Sarrach.
sind durchweg positiv. Natürlich setzt man sich an verschiede-
nen Stellen auseinander.

Aber ich möchte hier einmal an die Gemeinde Nuthe-Urstromtal
erinnern. an die Stadt Ludwigsfelde. an den Zusammenschluss
der Gemeinden des Amtes am Mellensee. Am Wochenende
haben - Sie werden es vielleicht in der Zeitun g gelesen haben -
weitere sechs Dörfer durch Bürgerentscheid eine neue Gemein-
de gebildet - wohlgemerkt: durch Bür gerentscheid und freiwil-
lig -.

(Beifall bei SPD und CDU)

nämlich die Gemeinde Ihlou.

Und es gibt für uns keinen Grund. von diesem Weg abzuwei-
chen. Insofern besitzt die geplante Reform in Teltow-Fläming
nicht mehr die Brisanz. die sie vielleicht in anderen Landkreisen
hat.

Es ist keine Frage: Durch den freiwilligen Zusammenschluss der
Gemeinden wurde der Verwaltungsaufwand verringert. Wenn wir
mit den Gemeinden weiter sprechen. so wie wir es bei uns oder
auch anderswo getan haben. dann werden diese auch die Not-
wendigkeit erkennen.

In Zahlen ausgedrückt lässt sich beispielsweise für die Gemein-
de Nuthe-Urstromtal ein Einspareffekt von jährlich ca. 900 000
DM angeben. Sie konnten das nachlesen. Diese 900 000 DM
Einspareffekt sind entstanden durch den Zusammenschluss von
21 einzelnen Gemeinden. Herr Sarrach. 21 Gemeinden haben es
rgeschafft. Und fahren Sie einmal durch diese Gemeinden. dann

•

sehen Sie. wie es dort aussicht.

Wichtig scheint mir in der Diskussion auch ein anderer Punkt zu
sein. zumal ja - wie bereits erwähnt - die Effizienz von Einheits-
gemeinden ohnehin selten infrage gestellt wird. Unser Weg
lautet also: Freiwilli gkeit statt Zwan g. Argumente statt Vorteile
und - wichtigster Punkt - enger Kontakt zwischen allen Be-
teiligten.

Wenn es dann aber irgendwann einmal den Grad erreicht hat -
ich habe Ihre Bewegung gesehen -. dann muss man auch zu dem
Mittel greifen und sagen: Bis hierher - und jetzt müssen wir
einheitliche Strukturen schaffen!

(Beifall hei der SPD)

Vizepräsident Habermann:

Gestatten Sie eine Zwischenfrage, Herr Abgeordneter?

Bochon (SPD):

Ja. Wir wissen ja. wovon wir reden.
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Vizepräsident Haherma nn:

Bitte schön. Frau Abgeordnete Wehlan!

Frau Wehlan (PDS):

Hoch geschätzter Kollege Kreistagspräsident des Teltow-Fläm ing-
Kreises! Würden Sie mir zustimmen. dass es sehr unterschiedli-
che und auch kontroverse Diskussionen von handelnden Akteu-
ren im Teltow-Flärning-Kreis gibt.

(Klein [SPD]: Es wäre schlecht, wenn es nicht so wäre!)

die gegenwärti g eine gedeihliche Entwicklung. wie Sie es for-
muliert haben, der Gemeindestrukturen im Teltow-Fläming-
Kreis eben nicht vermuten lassen. weil zum Beispiel die Ämter
Mahlow und Blankenfelde und auch das Amt Rangsdorf sehr
unterschiedliche Auffassungen über zukünftige Gemeindestruk-
turen haben. die es eigentlich notwendig machen würden, einen
Ausschuss zu installieren. der sich insbesondere mit diesem
Problemfeld befasst?

Bochow (SPD):

Also. Frau Kollegin. Sie haben gerade in der jüngsten Kreistags-
sitzung. wenn ich einmal so antworten darf. mit Ihrer Fraktion
beantragt, dass Sie ständig informiert werden wollen. Ich stim-
me Ihnen im Übrigen nicht zu. Dass es unterschiedliche Mei-
nungen gibt. gerade von den relativ starken Gemeinden am Ran-
de von Berlin, ist eine völlig normale Sache. Wir werden uns
mit denen weiter unterhalten.

{Klein [SPD]: Genau!)

Es wäre doch schlimm, wenn wir eine Einheitsmeinung härten.
Über die Jahre sind wir ja wohl hinaus.

(Zustimmendes Klopfen des Abgeordneten von Arnim
[CDU])

Was dazu notwendig ist. habe ich Ihnen aus meinen Erfahrun-
gen erläutert. Ich darf Ihnen versichern, dass wir das bisher
ohne Sonderausschuss bei uns geschafft haben. Wir werden es
auch weiterhin ohne Sonderausschuss schaffen.

Deshalb sehe ich. meine Damen und Herren. keine Notwendig-
keit. einen Sonderausschuss zu installieren. Wir als Abgeordnete
der SPD-Fraktion halten engen Kontakt zu den Gemeinden. Äm-
tern und Kreisen. Wir gehen hin und diskutieren, wir benötigen
keinen Sonderausschuss. Wir werden die Fragen. die zu diskutie-
ren sind. im zuständigen Fachausschuss, dem Ausschuss für Inne-
res. behandeln. Deshalb werden wir Ihren Antrag ablehnen.

(Beifall bei SPD und CDU)

Vizepräsident Hahermann:

Ich danke dem Abgeordneten Bochow. - Das Wort geht an die
Fraktion der DVU, Herrn Ab geordneten Firneburg.

Firneburg (DVU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das Thema Gemein-

degebietsreform beschäftigt uns seit geraumer Zeit. Wie bei al-
len wirklich wichtigen Lebensentscheidungen soll auch hier die
Volksmeinung übergangen werden. Daher ist es richtig. einen
Sonderausschuss zu bilden als Begleitung und zur Kontrolle der
Aktivitäten hin zu einer Gemeindegebietsstruktur. in der sich
die in den Gemeinden wohnenden Bürger noch wieder erkennen
können. Daher stimmen wir dem Antrat der PDS zu.

So können wirauch Hilfestellung geben. da die beiden Regierun gs-
parteien offensichtl ich in dieser wichtigen Frage überfordert sind:
denn vor der Landtagswahl versprach der jetzi ge Innenminister
selbst den eigenen Paneibürgermeistern den Erhalt ihrer unabhängi-
gen Gemeinden, Nach der Wahl ist davon keine Rede mehr. Was
man von den eigenen Parteifreunden an der Basis wirklich hält,
kommentierte der Landtagsabgeordnete Petke zutreffend mit dem
berühmten Flaschenzug. der aus drei Leuten der CDU gebildet
werden könne. wenn sie sich an den Händen fassten.

Wenn die Regierung so weit von der Realität der Bürger ent-
fernt ist. verwundert es nicht. dass sich die Vertreter der kleine-
ren Gemeinden und Städte auch nicht mehr in kurz an der Leine
liegenden Städte- und Gemeindebünden ausreichend vertreten
sehen und laut über Alternativen nachdenken.

(Unruhe im Saal - Glocke des Präsidenten)

Doch so. wie die Neu gründungen von Interessenvereinigungen
allein zum Scheitern verurteilt sind. ist dies auch der Sonderaus-
schuss. wenn die politischen und wirtschaftlichen Rahmenbe-
din gungen nicht grundlegend verändert werden.

Das Grundproblem ist die immer schwächer werdende Wirt-
schaftskraft der Gemeinden und das stetige Absinken der zur Ver-
fügung stehenden Finanzmittel - und dies trotz der gerade wieder
in der neuesten Steuerschätzung festgestellten Rekordsteuerein-
nahmen. Daher sollten wir uns weniger um die Bildung des x-ten
Ausschusses mühen als vielmehr nach den Löchern im Steuersack
suchen. welche diesen zu einem Fass ohne Boden werden lassen.

Wo die deutschen Steuermilliarden bleiben, ist zum großen Teil
bekannt. Wir als Fraktion weisen darauf hin. Fordern wir bei-
spielsweise: Deutsches Geld für deutsche Arbeitsplätze!,

(Unmutsäußerungen bei PDS und SPD)

dann erhebt sich parteiübergreifendes Gezeter so sicher wie der
pawlowsche Hundereflex. Auch auf die Gefahr hin. mich stän-
dig wiederholen zu müssen. sage ich: Jede Gemeinde könnte in
ihrer jetzigen Struktur erhalten bleiben. wenn eine verantwor-
tungsbewusste Wirtschafts- und Finanzpolitik für das eigene
Volk betrieben würde.

Zum Schluss meiner Rede möchte ich noch einmal bekräftigen.
dass wir als Fraktion der Deutschen Volksunion weiterhin die
geplante Gemeindegebietsreform ablehnen. - Ich danke für Ihre
Aufmerksamkeit.

(Beifall hei der DVU)

Vizepräsident Hahermann:

ich danke Ihnen. Herr Abgeordneter Firneburg. - Das Wort geht
an die Fraktion der CDU. Herrn Abgeordneten Petke.



L.andtag Brandenburg - 3. Wahlperuxle - N.enarprninkoll 3 25 - 15. Nos ember 2000
	 1485

Petke (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die
Genieindegebietsreform befindet sieh im vorgegebenen Zeitrah-
men - im Gegensatz zu Ihnen. meine Damen und Herren von der
PDS: denn Ihr Abstand zu Aktualität und Realität war noch nie
größer als bei diesem Thema.

Herr Sarrach. Sie müssen sich schon entscheiden_ was Sie in
Ihrer Fraktion denn nun eigentlich wollen. Wollen Sie einen
Sonderausschuss, um hier im Landtag zu entscheiden. was vor
Ort entschieden werden muss? Ich glaube. in den Koalitions-
fraktionen gibt es eine große Einigkeit darüber, dass im Rahmen
der Phase der Freiwilligkeit vor Ort entschieden werden muss
und nicht im Landtag Brandenburg.

(Beifall des Abgeordneten Schippel [SPD] und vereinzelt
bei der CDU)

Was die Informationspolitik betrifft. möchte ich die Gelegenheit
nutzen. uni auch einmal dem Innenminister und den Mitarbei-
tern des Innenministeriums Dank zu sagen.

Ich möchte Ihnen noch einmal - offensichtlich beschäftigen Sie
sich noch nicht so lange mit dem Thema - deutlich machen. was
wir. was die Landesregierun g. aber auch die Koalitionsfraktio-
nen alles getan haben um das Thema im Land bekannt zu ma-
chen: Insgesamt gab es 19 Regionalkonferenzen: Informations-
materialien - das blaue, das grüne Heft - erschienen, ein aktives
Intenietan gebot - Sie können darin nicht nur etwas lesen, son-
dern auch Fragen mailen. die beantwortet werden - wurde be-
reitgestellt.

Der Minister hat - das ist ja noch nicht so selbstverständlich im
Landtag Brandenburg - gerade zu diesem Thema auch Ihre
Fraktion besucht. Rede und Antwort gestanden und Sie fanden
Gehör für Ihre Anliegen. Es gab - ich glaube. sie lassen sich
kaum noch zählen - zahlreiche Beratungstermine durch die Mit-
arbeiter des Innenministeriums vor Ort. Herr Sarrach, Sie haben
es selbst angesprochen. Ich glaube, angesichts all dieser Infor-
mationsangebote und zahlreichen Veranstaltungen wird deut-
lich, dass der Sonderausschuss weder notwendig noch gerecht-
fertigt ist.

Was die Frage: Wie gehen wir in Zukunft in der Phase der Frei-
willigkeit mit der amtsfreien Gemeinde um?. betrifft, empfehle
ich einfach: Lesen Sie einmal die Leitlinien! Sie finden in den
Leitlinien eine gleich gelagerte Situation fair die Weiterentwick-
lung des Amtsmodells und die Einführung der amtsfreien Ge-
meinde - bis auf vier Bereiche.

Was das Beispiel, das Sie im Zusammenhang mit der Bildung
amtsfreier Gemeinden angesprochen haben. angeht: Das liegt
eben im engeren Verflechtungsraum und im engeren Verflech-
tungsraum ist nun einmal regelmäßig die amtsfreie Gemeinde
vorgesehen. Das finden Sie dort.

Was die anderen Ämter. die Sie angesprochen haben. betrifft,
muss ich ganz einfach den Vorwurf zurückweisen. dass es dar-
um gehe. dass dort jemand Gegner der Gemeindereform sei oder
jemand im Innenministerium arbeite. der dort einmal Verant-
wortung getragen hat. Diese Ämter liegen außerhalb des enge-
ren Verflechtungsraumes. Don trifft keiner der Punkte für die

amtsfreie Gemeinde zu und deswegen wird es da auch von
unserer Seite, aus Sicht der Landesregierung, aber auch aus
Sicht der Koalitionsfraktionen keinen Dnick geben. die amts-
freie Gemeinde einzuführen.

Einen wichtigen Punkt möchte ich ansprechen: Sie haben Recht.
wenn Sie sagen, dass die Vorstellungen in den Leitlinien. die
die Ortschaftsverfassung betreffen. die den Ortsbürgenneister
betreffen. gesetzlich, und zwar schnell. umgesetzt werden müs-
sen. Wir haben im Landtag dazu einen Beschluss gefasst. der
die Landesregierung verpflichtet. einen entsprechenden Gesetz-
entwurf vorzulegen. Ich verrate kein Geheimnis, wenn ich sage,
dass wir in der Koalition gerade hei der Erarbeitung dieses
Gesetzentwurfes sind. ich kann nur sagen. er wird Ihnen auch
vorliegen. Der Geschäftsführer des Städte- und Gemeindebun-
des hat ihn im Land verteilt. Also hier so zu tun. als ob wir auf
diesem Feld passiv wären, ist einfach nicht korrekt.

Zum Sonderausschuss: Ich habe in Ihrem Antra g gelesen „zur
Vorbereitung und Begleitung der Gemeindereform". Zur Vor-
bereitung. denke ich, brauchen wir diesen Sonderausschuss
nicht. Wir haben den Landta g. das Plenum selbst. Wir haben
den Innenausschuss. Wir haben uns im Innenausschuss bereits
mehrmals mit diesem Thema beschäftigt. Sie hätten an der
einen oder anderen Stelle sicher noch eine Frage mehr stellen
können. die Ihnen auch beantwortet worden wäre. Aus unserer
Sicht ist dieser Ausschuss nicht notwendig und wir werden
deshalb den Antrag ablehnen.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Haherniann:

Schönen Dank. Herr Ab geordneter Petke. Es wurde während
Ihres letzten Satzes noch eine Frage angemeldet. - Herr Abge-
ordneter Sarrach. bitte schön!

Sarrach (PDS):

Haben Sie im Innenausschuss zur Kenntnis genommen. dass
ich jetzt schon seit zwei Sitzun gen versuche_ die Vorstellun-
gen des Innenministeriums in Abstimmun g mit den Landräten
für jeden Landkreis in Erfahrung zu bringen? Haben Sie das
Schreiben der Gemeinde Birkenwerder zur Kenntnis genom-
men. das dem Petitionsausschuss und dem Innenausschuss
zugestellt wurde?

(Schippe] [SPD]: Sie können nicht verlangen. was es gar
nicht gibt!)

Petke (CDU):

Herr Sarrach. es ist ja legitim. besonders trickreich zu sein. aber
wer die Phase der Freiwilligkeit ernst nimmt - und wir nehmen
die Phase der Freiwilli gkeit als solche ernst

(Vietze [PDS]: Das ist ja nun wohl ein Witz!)

der kann nun einfach nicht verlangen, dass das Innenministeri-
uni dann hergeht und entsprechende Vorstellungen fertig in der
Schublade hat.

(Zuruf des Abgeordneten Vietze [PDS])
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Wenn wir das hätten. brauchten wir die Phase der Freiwilligkeit
nicht. Mein Kollege Bochow hat es vorhin schon gesagt: Es gibt
bereits Bürgerentscheide, beispielsweise in der Pri gnitz. Das ist
nicht immer unumstritten. Dort bildet sich die amtsfreie Ge-
meinde. Das ist von den Leitlinien her nicht als Regelfall vor-
gesehen. Es gibt vor Ort Bewegung und ich glaube. wir tun gut
daran. zunächst einmal den kommunalen Mandatsträgem vor
Ort die Suche nach einer Entscheidung zu überlassen. Die Leit-
linien beschreiben einen ganz klaren Weg. wie mit diesem Vo-
tum umgegangen wird. Zunächst einmal werden diese Entschei-
dungen dem Landrat zur Kenntnis gebracht. Er bewertet sie -
nicht mehr und nicht weniger -. erteilt eine Stellungnahme dazu
und gibt sie an das Innenministerium weiter. Ich wüsste nicht.
was an diesem Weg undemokratisch oder in irgendeiner Art
und Weise fragwürdig wäre.

(Beifall bei CDU und SPD)

möchte. Sie haben, g laube ich. auch in Ihrer Partei einen sol-
chen Prozess.

(Zuruf von der PDS}

Das habe ich irgendwo gelesen. Es beginnt ein gruppendyna-
mischer Prozess auf der Ebene der Ämter und der Gemeinden
mit der Frage: Wie wollen wir uns zusammenschließen? Ich
sage: Gut Ding will Weile haben. Es wird denen nicht überge-
stülpt. sondern es werden im Ergebnis dieser Diskussion Vor-
schläge gemacht. Dabei sind wir zurzeit. Sie sagen. Sie wollen
eine Entscheidung der Basis vor Ort. Gleichzeitig verlangen Sie,
dass der Innenminister sagen soll. welche Re gelun gen er haben
will. Was wollen Sie nun? Wollen Sie. dass ich sage, wie es
gemacht wird? Dann bin ich wieder der Panzerkreuzer oder so
etwas.

(Heiterkeit und Beifall bei der PDS)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke dem Abgeordneten Petke. - Das Wort geht an die
Landesregierung. Herr Minister Schönhohm. bitte!

Minister des Innern Schönholbin:

Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Es war
eine interessante Diskussion. Wenn man sich ansieht. was Sie
vorgetragen haben. Herr Sarrach. meint man. dass Sie mögli-
chenveise den eigenen Antrag nicht gelesen haben.

(Heiterkeit bei der C'DU)

in dem Antrag steht:

„Der Ausschuss hat die Aufgabe, auf die Vorbereitung
und Umsetzung der Gemeindegebietsreform kontinuierlich
parlamentarisch Einfluss zu nehmen und vor allem einen
engen Kontakt zu den Gemeinden. Ämtern und Kreisen zu
sichern.-

Sie haben vorgetragen, dass Sie in dieser Legislaturperiode
keine Veränderung wollen und gewillt sind, alles auf das Jahr
2004 und später zu verschieben. Das ist der Kern Ihrer Aussage.
Also müssen Sie sich entscheiden, Jetzt wollen Sie einen Aus-
schuss für eine Sache haben, die Sie nicht haben wollen. Mit
anderen Worten: Sie plädieren für einen Sonderausschuss zur
Verhinderung der Gerneinde gebietsrefonn. Dann nennen Sie ihn
doch auch so! Und dann diskutieren wir darüber.

(Beifall bei der CDU)

Frau Enkelmann. Sie schütteln den Kopf. - Vielleicht könnten
wir am 20. Januar - da führen Sie Ihre kommunalpolitische
Konferenz zu dem Thema durch - darüber sprechen. Sie hätten
das auch schon im September oder im Oktober machen können.

Herr Sarrach. ich komme zu einem anderen Punkt. den Sie an-
gesprochen haben. Sie haben nach den Vorstellungen des Innen-
ministeriums gefra gt. Unsere Fachleute haben Vorstellungen
entwickelt. Wir haben mit den Landräten gesprochen. Jetzt be-
ginnt das, was ich als gruppendynamischen Prozess bezeichnen

Prof. Schumann. ich gebe Ihnen ein Beispiel aus einer anderen
Welt. das einige auch kennen. Wenn Sie auf Fingerspitzenge-
fühl anspielen. dann können Sie auch sa gen. dass jemand das
Fingerspitzengefühl eines behandschuhten Baggerfahrers hat.
Das wäre auch denkbar.

(Minister Meyer: Nichts gegen Baggerfahrer!)

- Nichts gegen Ba ggerfahrer. aber die Handschuhe braucht man.
das rüttelt so.

{Vietze [PDS]: Dann nehmen wir die Mähdrescherfahrer!)

- Ja. Herr Vietze. Sie können auch mitfahren. aber bitte nicht
mir im Nacken. sondern hinter mir. auf der Bremse. wo Sie
immer stehen.

Es geht um die Frage, welche Möglichkeiten wir haben. diese
Gemeindegebietsreform voranzubringen. Dazu haben Herr
Petke und die anderen Kollegen gesagt. wie wir uns das vor-
stellen. In dem Prozess sind wir. Herr Sarrach. bei Ihrer Frage
ging es darum, wie wir das verhindern können. Darüber wird
seit 1997 diskutiert.

Ich möchte mit großem Ernst sagen: Die Landräte haben vor 14
Tagen in der Landrätekonferenz vorgetra gen. wie weit sie mit
den Diskussionen in den Landkreisen sind. Das ist in den Land-
kreisen sehr unterschiedlich. Das ist Punkt 1. Es gibt Land-
kreise, in denen man mög licherweise zu einem Grad der Frei-
willigkeit kommt und wo der Gesetzgeber nicht mehr eingreifen
muss. Es gibt aber auch Landkreise, in denen die Diskussion
erst richti g entbrannt ist. Es gibt Ortschaften. die ihren Nachbar-
ortschaften fast feindselig gegenüberstehen. Es gibt ein sehr
breites Spektrum. Für dieses Spektrum brauchen wir Zeit. Dazu
wollen wir eine Begleitung haben. Meine Bitte an alle im Land-
tag wäre: Begleiten Sie diesen Prozess!

Präsident Dr. Knublich:

Herr Minister, lassen Sie eine Zwischenfrage zu?

Minister Schönbohtn:

Gerne.
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Präsident Dr, Knoblich:

Bitte sehr. Herr Abgeordneter Kliesch!

Kliesch (SPD):

Herr Minister, kann ich Ihre Äußerungen und die Ihres Vorgän-
gers so verstehen. dass alle Initiativen und freiwilligen Zusam-
menschlüsse. die sich jetzt abzeichnen. genehmi gt werden. da
keine Karte existiert. wie zusammengeschlossen werden wird?
Werden Sie dann auch rechtzeitig diese Zusammenschlüsse
genehmigen. damit sich die Zielprämie. die sich manche vor-
stellen. nicht als Luftblase entpuppt. da es länger als bis zum
Jahre 2002 dauert?

{Beifall bei der PDS)

Minister Schönbohm:

Herr Abgeordneter. vor mir hat nicht mein Vorgänger gespro-
chen. sondern mein Vorredner. Mein Vorgänger sitzt dort
drüben. Auf dessen Vorarbeit kann ich aufsatteln. Nicht dass
es heißt. Herr Pctke ist mein Vor gänger. Er wird vielleicht
mein Nachfolger. Ich weiß es nicht. Das müssen andere ent-
scheiden.

I Zumlit. von der SPD: Das hat noch Zeit!)

- Das ist richtig. das nehme ich auch an.

Nun zu Ihrer Fra ge: Ich bin etwas überrascht, da Sie ja auch
Bürgermeister sind. Ich vermute. dass Sie sich mit dem Leitbild
befasst haben. In dem Leitbild sind Rahmenbedingungen mit
Variationsmöglichkeiten definiert. Wenn die Bedingungen des
Leitbildes erfüllt sind, wird das natürlich genehmigt werden.
Wenn es aber etwas anderes ist und wenn es zu Abwehrzusam-
menschlüssen kommt - im Augenblick gibt es diese Tendenzen
-, dann muss man sagen, welche Auswirkungen das auf die
Gesamtsituation hat. Von daher hängt es davon ab. inwieweit
das leitbildgerecht ist. Es hängt vorn Gesamtkontext ab und
davon. dass wir nicht mehr, sondern weni ger Gemeinden be-
kommen. Es hängt damit zusammen, welchen Einfluss die
Landräte nehmen und wie sie dazu stehen.

Über jeden Einzelfall wird entschieden. Wir haben keine Karte.
wie Sie es ausgedrückt haben_ in der festgehalten ist, was hin-
einpasst und was nicht hineinpasst. Der Maßstab ist das Leit-
bild. Deshalb haben wir für jeden Landkreis Moderatoren einge-
setzt. Diese Moderatoren sollen das begleiten und Rede und
Antwort stehen.

Präsident Dr. Kmndich:

Herr Minister. es gibt eine weitere Zwischenfrage. Herr Gem-
men. bitte!

Gernmel (SPD):

Herr Minister, die gruppendynamischen Prozesse in den Land-
kreisen sind sehr unterschiedlich. Hat Ihnen der Landrat aus der
Prignitz gesagt. dass es dort zurzeit ein Chaos gibt?

Präsident Dr. Knoblich:

Sie wollten eine Frage stellen.

Gernniel (SPD):

Wie soll die Moderation vonstatten gehen. wenn Gemeinden.
deren Vorstellungen nicht genehmigungsfähig sind. bestimmte
Aktivitäten entwickeln und die Bürger befra gen? Das war schon
die Umschreibung des Chaos. Was wollen Sie da gegen unter-
nehmen?

Minister Schönbohm:

Herr Abgeordneter Gemme], die Prignitz ist. wie Sie viel besser
wissen als ich. groß und weit. In der Prignitz gibt es kein Chaos.
sondern es gibt in bestimmten Bereichen unterschiedliche Auf-
fassungen. Es echt dabei um die Frage. inwieweit man beim
Gemeindezusammenschluss historische Dinge berücksichtigt
und wie man beim Gemeindezusammenschluss zu einem leit-
bildgerechten Ergebnis kommt. Dass dieses nicht einfach ist.
haben wir alle gewusst. Die Leistun gsfähigkeit ist im Au gen-
blick nicht beeinträchtigt. Wir denken. dass die Moderatoren_
die Koordinatoren. die wir ein gesetzt haben. gemeinsam mit
dem Landrat und im Gespräch mit den Bürgermeistern und
Amtsdirektoren zu einer Lösung kommen werden.

Vonseiten der Bürgermeister, der Amtsdirektoren und der Land-
räte gibt es die Sorge. dass sie sagen: Jetzt gibt es ein Leitbild
und wir versuchen. dieses zu erreichen. Später sagen sie dann:
April. April, wir wollen das gar nicht umsetzen. Deshalb sage
ich: Wir wollen dieses Leitbild umsetzen. Dazu brauchen wir
die Zustimmung des Parlamentes. Dazu wollen wir die Zustim-
mung im Land erreichen. Darum werben wir.

Was Sie von der DVU zu dem Thema gesagt haben - alles ge-
gen das Volk -, ist vollkommener Quark. Wir wollen das ge-

meinsam tun und nichts anderes.

Präsident Dr. Knoblieh:

Herr Ludwig. bitte!

Ludwig (PDS):

Herr Minister, gerade vor dem Hintergrund der beiden letzten
Aussagen habe ich ein Problem. Wie werden Sie in Fällen ent-
scheiden, in denen Beschlüsse über die Bildung einer amtsfreien
Gemeinde zwar dem bisher geltenden Kommunalrecht des Lan-
des Brandenburg. aber nicht den Leitlinien der Landesregierung
entsprechen?

ich habe ein solches Schreiben Ihres Hauses an den Amtsdirek-
tor Lange des jetzigen Amtes Plattenburg vorliegen. Wie wer-
den Sie in Fortführung Ihres Entscheidungsprozesses handeln.
wenn solche Fusionsbeschlüsse eines Annes mit einer amts-
freien Gemeinde zwar dem geltenden Recht. aber nicht den
Leitlinien Ihres Hauses entsprechen?

Minister Schönhohn-1:

Herr Abgeordneter. das Schreiben kenne ich nicht. Ich will dazu
Folgendes sagen: Das kleinste Ann hat weniger als 3 500 Ein-



1488	 Landtag Brandenburg - 3_ Wahlperiode - PIemirprotokoll 3 :5 - l5. November 2000

wollner. Nach der jetzigen Definition können sich diese Ämter mit
amtsfreien Gemeinden zusammenschließen, Es muss geprüft
werden. oh es eine bessere Lösung gibt. Darum geht es in der
Diskussion. Damit das klar ist: Sie können mir unter diesen Be-
dingungen keine Äußerung entlocken und ich lasse mich auch
nicht festnageln. damit Sie dann später nicht sagen können. mit
der Lösung A oder 13 hätte ich die Dinge festgemacht. Das kann
ich nicht machen. Das überblicke ich im Au genblick gar nicht.

(Ludwig [PDS]: Wollen Sie geltendes Recht einhalten
oder Leitlinien durchsetzen?)

- Ich will Leitlinien durchsetzen, Das geltende Recht hat im
Moment eine große Beliebigkeit. Führen Sie dazu im Innenaus-
schuss eine Sonderdiskussion! Dann können wir das im Ein-
zelnen aufarbeiten.

Schon jetzt ist es so. dass nicht alle Anträge genehmigt worden
sind. Das war auch beim Kollegen Ziel so. Ich habe eine Sache
übernommen, die außerordentlich schwierig war, weil sie nicht
genehmi gt werden konnte. Sie betrifft eine Situation, die es jetzt
noch gibt. Es ist doch nicht so. dass alles. was vorgeschlagen
und möglich ist. genehmi gt wird. Das war früher schon so und
das ist heute noch so. Mit den Leitlinien haben wir ein Lineal.
an dem man sich entlanghangeln kann. und eine Größenord-
nung . nach der man vorgehen kann.

Wenn Sie sa gen. dass Sie die Leitlinien ablehnen wollen. dann
brauchen wirnicht über zweckmäßige Lösungen zu diskutieren.
Wir wollen keinen Wildwuchs. sondern wir wollen vergleich-
bare Größen haben. die sich dazu ei gnen. Ich empfehle. der
Einsetzung dieses Sonderausschusses nicht zuzustimmen. -
Herzlichen Dank.

(Beifall bei CDU und SPD)

Präsident Dr. Knohlich:

Wir sind am Ende der Rednerliste und kommen zur Abstim-
mung des Antrages der PDS-Fraktion, der die Drucksachen-
nummer 3'1964 trägt. Wer diesem Antrag folgt - möge die Hand
aufheben. - Gibt es Ge g enstimmen? - Stimmenthaltungen? -
Damit ist der Antra g mehrheitlich abgelehnt worden.

Präsident Dr. Knoblich:

Ich schließe Tagesordnungspunkt 9, um Tagesordnungspunkt II)
aufzurufen:

Erwerb von Naturschutzflächen im Eigentum der BVVG
durch das Land Brandenburg

Antrag
der Fraktion der PDS

Drucksache 3'1968

Ich eröffne die Aussprache mit dem Beitrag der beantragenden
Fraktion. Frau Dr. Enkelmann, Sie haben das Wort.

Frau Dr. Enkelmann (PDS):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Ihnen vorliegen-

de Antrag zielt auf die Umsetzung eines Versprechens der rot-
grünen Bundesregierung. Hierbei geht es um die Möglichkeit
des Erwerbs von Flächen aus dem Bestand der BVVG seitens
der Länder. von Flächen. die wohlgemerkt schon heute den
Naturschutzstatus haben bzw. sich im Verfahren befinden.

Nun hat es zwei Jahre harter Verhandlung zwischen Bund und
Ländern bedurft. um sich auf einen Kompromiss zu einigen. Es
ist Ihnen sicher bekannt, 100 000 ha sollen an die Länder abge-
geben werden. davon 50 000 ha kostenlos und 50 000 ha davon
sollen entweder durch Kauf oder durch Tausch erworben wer-
den.

Ich verrate kein Geheimnis. wenn ich sage. dass die Forderun-
gen der PDS wesentlich weiter gingen. Wir wollten tatsächlich
100 000 ha und eigentlich noch mehr Flächen. die gesamten
BVVG-Flächen. an die Länder übertra gen. und zwar kostenfrei.
Damit sind wir nicht durchgekommen. Aber Politik lebt auch
von Kompromissen.

Nun lässt der Kompromiss darüber hinaus - das ist ein Problem
- nur einen sehr engen Zeitrahmen zur Umsetzung zu. Er beträgt
sechs Monate plus drei Monate. Ich weiß, Herr Birthler. Sie
haben sich in der Runde dafür eingesetzt. dass dieser Zeitrah-
men verlängert wird. Sie haben sich nicht durchsetzen können.
das ist bedauerlich. Aber es bringt eine ganze Reihe von Proble-
men in der Umsetzun g mit sich.

Es gibt bezüglich der kostenlosen Übertragung, soweit ich ge-
hört habe. eine weit gehende Einigung. Es ist eine Liste vor-
gegeben worden. Hierzu hat man sich verständigt. Das Problem
ist die andere Hälfte der Flächen. Auch hierzu sind erste Anmel-
dungen seitens der Landesregierung erfol gt. Es ist also auf ei-
nem guten Weg. Das Problem. das besteht. ist aber: Was pas-
siert mit diesen Flächen?

Es gibt durchaus die Bereitschaft von Umweltverbänden. Natur-
schutzverbänden oder Stiftungen im Land Brandenburg. solche
Flächen käuflich zu erwerben. Das Problem ist nur. dass der
Zeitrahmen einfach zu eng ist, um entsprechende Wirtschafts-
konzepte oder Finanzierungskonzepte vorzulegen, Es geht
wohlgemerkt um Flächen. die in Naturschutz gebieten liegen.
und ich denke. wir haben ein bestimmtes Maß an Verantwor-
tung für diese Flächen. und zwar im Sinne einer dauerhaften
Sicherung dieser Flüchen für den Naturschutz.

In den vergan genen Jahren ist es im Land Brandenburg immer-
hin gelungen ein beachtliches System von Schutzgebieten zu
installieren. das im Wesentlichen - bis auf wenige Ausnahmen.
über die wir sicherlich noch verhandeln werden - vor seiner
Vollendung steht. Ziel ist es. sowohl spezifische Belange des
Naturschutzes zu beachten als auch bestimmten gesellschaftli-
chen Anliegen gerecht zu werden, dem Tourismus. der Pflege
und dem Erhalt von Kulturgut. der ökologischen Nutzung sol-
cher Flächen oder auch der Forschung. also beides miteinander
zu verbinden,

Es gibt inzwischen - das ist, denke ich. unbestritten - ein be-
stimmtes Maß an Akzeptanz für die Großschutzgebiete. Dort.
wo das nicht der Fall ist. hat das sicherlich mit Missverständ-
nissen, mit fehlendem Verständnis der Problemlagen zu tun und
manchmal auch mit mangelnder Sensibilität der Naturschutzver-
waltung. Es ist ein breites Geflecht von Problemen. Aber ich
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denke, das alles ist lösbar und es ist vor allem in kooperativem
Miteinander lösbar.

Nun wissen wir auch uni den Strukturwandel im ländlichen
Raum. Flächendeckende landwirtschaftliche Bewirtschaftung
findet heute kaum noch statt. Subventionen, die noch geleistet
wurden und werden, insbesondere aus dem EU-Bereich. werden
im Jahr 2006 auslaufen. Daraus erwachsen neue Herausforde-
rungen für die landwirtschaftlichen Betriebe. Ich denke. wir
haben die Chance. diesen Strukturwandel zu begleiten.

Noch ist _nachhaltige Landwirtschaft" weitgehend ein Schlag-
wort, aber ich denke. hier ist auch ein Stück weit Zukunft für
den ländlichen Raum vorhanden. Gerade hier ergibt sich eine
Chance für das Thema. über das wir jetzt reden. weil die Flä-
chen. die zum Verkauf stehen werden. im Wesentlichen land-
wirtschaftliche Flächen sind. die auf Verkehrswertbasis bzw.
auf Tauschbasis zu erwerben sein werden.

Der Vorschla g. den wir jetzt unterbreiten, ist, dass das Land
diese Flächen vom Bund übernimmt - ich sage einfach. kauft.
wobei auch die Möglichkeit besteht, diese Flächen zu tauschen.
Die Finanzministerin ist leider nicht da. Mit ihr hätte ich mich
gern in einen Disput be geben. weil dann natürlich die Frage
steht. welche Summen eingesetzt werden müssen. Wenn man Pi
mal Daumen mal Fensterkreuz rechnet, kann man ein Horror-
szenarium aufmachen und kommt auf 60 Millionen DM. Das ist
aus meiner Sicht wirklich die obere Grenze. Das ist durchaus
auch noch herunter zu rechnen.

Aber es gibt keinen Grund zur Panik und schon gar nicht für
graue Haare der Finanzministerin. Denn erstens entsteht ein
Gegenwert in Form von Grund und Boden, der auch beleihbar
ist. Zweitens handelt es sich in den meisten Fällen um Flächen,
die heute schon verpachtet sind. Das heißt, es entstehen durch
Pachten auch wieder Einnahmen. Drittens besteht nach wie vor
die Möglichkeit des Fliichentauschs. Wir haben im Rahmen der
BBG auch Flächen. die nicht so produkti% sind und die man
möglicherweise tauschen könnte.

Wir verbinden das Ganze viertens mit einem Auftrag an die
Landesregierung zur Privatisierung. Ich hatte schon deutlich
gemacht, dass die Bereitschaft von Verbänden und von Stiftun-
gen besteht. tatsächlich Flächen zu kaufen. Das heißt. es geht
nicht darum. dass diese Flächen dauerhaft in den Besitz des
Landes gehen sollen, sondern es geht darum. die Frist zu verlän-
gern. die Chance zu wahren. dass diese Flächen durch Privati-
sierung an Stiftungen. Umweltverbände usw. übertra gen werden
können.

Es wäre also nur eine kurzfristige Übernahme seitens des Lan-
des, auch ein kurzfristiger Einsatz von öffentlichen Mitteln. Es
besteht durchaus die Chance. so gar mehr Erlöse zu erzielen.
wenn beispielsweise der Verkehrswert oder eine Wertsteigerung
für diese Flächen m den nächsten Jahren erzielt werden können.

Ein zusätzlicher Grund. weshalb ich Sie noch einmal bitten
möchte. Ihre Entscheidung zu einer Überweisung zu überden-
ken, ist. dass in der vergangenen Woche die Umwettminister der
Länder mit dem Bundesfinanzministerium zusammengesessen
haben und dass das Land Brandenburg die Federführung über
die Verhandlung der Modalitäten zu dieser Frage übertragen
bekommen hat. Ich denke. es wäre hilfreich, wenn sich der Aus-

schuss mit diesem Thema weiter beschäftigen würde, wenn wir
sozusagen der Landesregierung hilfreich in die Seite träten.

Dazu sind wir bereit und insofern bitte ich Sie. einer Überwei-
sung des Antrags in die beiden genannten Ausschüsse zuzustim-
men. - ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der PDS - Zuruf des Abgeordneten Helm
[CDU]1

Präsident Dr. knnblich:

Das Wort geht an die SPD-Fraktion. Herr Dellmann. bitte
schön!

Dellniarm (SPD):

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich
glaube, dass wir mit dem vorliegenden § 3 des Ausgleichsleis-
tungsgesetzes ein gutes Ergebnis für die bundesdeutsche Natur-
schutzpolitik erreicht haben. ein Ergebnis unserer rot-grünen
Bundesregierung. Es ist den Lindem damit ein Angebot gemacht
worden. ein Angebot, das vom Land Brandenburg im Rahmen
seiner Möglichkeiten angenommen wird.

In Brandenburg wird es sich uni etwa 20 000 ha handeln. die
wir vom Bund aus dem BVVG-Bestand übernehmen werden.
Sie wissen, das sind etwa 17 (10(1 ha Forstflächen und etwa
3 (100 ha landwirtschaftliche Flächen.

Mich freut es besonders. dass wir das machen können. weil ich
davon ausgehe. dass hiermit auch das eine oder andere lokale
oder regionale Problem in Großschutzgebieten gelöst werden
kann. Denn ich glaube. es ist immer gut und richtig. wenn sich
Eigentum auf derselben Seite befindet. auf der auch Groß-
schutzverwaltun gen an gesiedelt sind. Ich will drei Beispiele
nennen:

Beim Biosphärenreservat ..Schortheide-Chorin" wird es sich um
etwa 4 000 ha handeln. im Nationalpark „Unteres Odenan
durchaus mit Problemen belastet, sind es etwa 2 600 ha und im
Naturpark ..Westhavelland" werden es etwa 1 100 ha sein.

Diese kostenlosen Übertragungen sind eine Sache, bei der es
keinen Dissens mit der PDS gibt. Vielmehr geht es uni den
anderen Teil, uni die Frage: Kann das Land auch von dem zwei-
ten Angebot Gebrauch machen. Flächen zum Verkehrswert zu
übernehmen?

Ich sagte vorhin, dass das Land Brandenburg nur im Rahmen
seiner Möglichkeiten davon Gebrauch machen könne. Frau
Dr. Enkelmann. ich sehe leider im Moment keine Möglichkeit.
seitens des Landes Brandenburg mehr Gebrauch hiervon zu
machen: denn die Situation des Landes lässt das von ihnen
Gewünschte nicht zu. Sie sprechen in einem Szenario - Sie
sagten. oberer Wert - von 60 Millionen DM als Einmalinvesti-
tionen, die dafür maximal notwendig seien. Sie haben uns leider
keinen Vorschlag gemacht. aus welchem Kapitel des Landes-
haushalts das finanziert werden soll.

(Frau Dr. Enkelmann [PDS]: Darüber können wir im Aus-
schuss sprechen!)
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Selbst wenn es sich um eine Zwischenfinanzierung handelte.
müsste das auch im Haushaltsplan dargestellt werden. Solch ein
Vorschlag fehlt.

Sie sprachen auch davon. dass Flächen vielleicht beliehen wer-
den könnten. Das ist mir neu. Mir ist nicht bekannt. dass wir das
schon einmal gemacht hätten oder dass es zulässig wäre. Lan-
desflächen, die wir übernehmen würden. ^ iellcicht zu finanzie-
ren, indem wir hier einen Kredit bei der Bank aufnehmen und es
dort gnmdbuchlich absichern ließen. Ich g laube. das. was Sie
hierzu ausführen. geht deutlich an den Realitäten vorbei.

Ich glaube. ein weiterer Punkt, der ansteht - das muss man auch
so deutlich sagen -. eine kostenlose Übertragun g. die für uns
richtig und wichtig ist, zieht natürlich auch gewisse Folgekosten
nach sich: denn es ist ja nicht so. dass man aus einem Grund-
stück. gerade wenn es im Naturschutzgebiet liegt. große Erträge
herausziehen kann, sondern es ist mit Mehrkosten zu rechnen.

Frau Dr. Enkelmann - Folgendes scheint mir auch wichtig zu
sein -. Sie zitieren leider eine Sache nicht. Ich zitiere einmal aus
dem Gesetz:

„Die Privatisierungsstelle kann das Eigentum an den Flä-
chen auch unmittelbar auf einen vom Land benannten
Naturschutzverband oder eine vom Land benannte Natur-
schutzstiftung übertragen.-

Genau darin sehe ich auch die Aufgabe des Landes Branden-
burg. in Abstimmun g mit den in unseren Großschutzgebieten
verfolgten Zielen als Moderator aufzutreten. damit diese Chan-
ce, die im Gesetz vorhanden ist. dann auch tatsächlich mit ge-
nutzt wird. Es ist mir bekannt, dass die eine oder andere Stif-
tung wirklich Interesse hat. Wir sollten uns in dem Bereich
darauf konzentrieren. eine Moderatorenfunktion zu übernehmen.
damit ausreichend von diesen gesetzlichen Möglichkeiten Ge-
brauch gemacht werden kann. - Danke.

(Beifall bei SPD und CDU)

Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort geht an den Ab geordneten Claus. der für die DVU-
Fraktion spricht.

Claus (DVU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren'. Brandenburg darf
sich rühmen. nicht gerade Schlusslicht in Deutschland zu sein,
was die Belange des Naturschutzes angeht, zumindest nicht.
wenn man die Benennung von Schutzgebieten als Maßstab
nimmt. Bundesweit stehen erheblich welliger als 3 % der Flä-
chen unter Naturschutz. während es in unserem Land Branden-
burg fast 8 % sind. Auch bei den Landschaftsschutzgebieten
liegen wir mit fast 33 über dem Bundesdurchschnitt, der
un gefähr bei 27 9' -o liegt. Insgesamt stehen mit fast 60(1 einzelnen
Schutzgebieten mehr als 40 (1/1) der Fläche Brandenburgs unter
dem Schutz von Gesetzen und Verordnungen. die dem Natur-
schutz und dem Landschaftsschutz dienen sollen.

Wir als Fraktion der DVU gehen davon aus, dass diese Gesetze
und Verordnungen wirklich dem Zweck des Naturschutzes
dienen und dass dieses der Wille der Landesregierung ist. die

deshalb strikt auf die Einhaltung der gesetzlichen Regelungen
achtet.

Meine Damen. meine Herren von der PDS! Welche Verbesse-
rungen sollte es bringen. wenn das Land Brandenburg jetzt
weitere Schutzgebiete erwirbt, wenn die brandenburgische Lan-
desregierung die Richtlinien für den Naturschutz innerhalb der
Landesgrenzen nicht für alle unter Naturschutz stehenden Flä-
chen durchsetzen kann. was Sie als PDS der Landesregierung zu
unterstellen scheinen? Dann würde sie die für teures Geld er-
worbenen landeseigenen Flächen kaum besser verwalten kön-
neu.

Meine Damen und Herren, als Fraktion der DVU sind wir der
Ansicht. dass die Landesregierung die zur Verfügung stehenden
Mittel besser oder auch sinnvoller verwenden kann. Gerade im
Ministerium des Herrn Binhler gibt es mehr als genug Löcher.
die drin gend zu stopfen sind. Sie sprachen von 60 Millio-
nen DM. Aber vielleicht haben die Kollegen der PDS wieder
einen grandiosen Finanzierungsvorschlag an die Landesre g ie-
rung zu unterbreiten. Ich weiß ja nicht. vielleicht wollen Sie
diesmal den öffentlich Bediensteten das Weihnachtsgeld strei-
chen oder die Gehaltserhöhungen für die nächsten zwei Jahre
einfrieren. Aber. wie gesagt. wir dürfen gespannt sein, wie Sie
das regeln wollen.

Wir lehnen den Antrag der Fraktion der PDS ab. ebenso die
Ausschussüberweisung. - Ich danke Ihnen.

(Beifall hei der DVU)

Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort geht an den Abgeordneten Dornbrowski. Er spricht
für die CDU-Fraktion.

Dorn browski (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Änderung des
Artikels 3 des Entschädieungs- und Ausgleichsleistungsgesetzes
durch das neue Vennögensrecluserg,änzungsgesetz eröffnet den
neuen Bundesländern die Möglichkeit, Flächen in Naturschutz-
gebieten, Nationalparks und Biosphärenreservaten zu beanspru-
chen. In Brandenburg können die Flächen von der BVVG an
das Land oder an einen vorn Land benannten Naturschutzver-
band oder eine benannte Naturschutzstiftun g übertragen werden.

Bei den Flächen handelt es sich um zwei Tranchen zu jeweils
circa 15 000 ha. Die Flächen der ersten Tranche - diese sind
vorwiegend Waldflächen in Totalreservaten und Kernzonen von
Nationalparks und Biosphärenreservaten - können unentgeltlich
übertragen werden, während die Flächen der zweiten Tranche
zum Verkehrswert gekauft oder gegen gleichwertige Flächen
des Landes getauscht werden können.

Einem kostenneutralen Tausch von Naturschutzflächen der
BVVG gegen Flächen des Landes, der zur Arrondierung der
Eigentumsarten führt. stimmen wir zu. Mit dem Antrag der PDS
soll das Land jedoch verpflichtet werden. alle Flächen voll-
ständig zu erwerben, soweit sie nicht durch Träger von Natur-
schutzvorhaben übernommen werden. Diesem Begehren können
wir nicht zustimmen. da dadurch auf das Land einmalige und
laufende Kosten in Millionenhöhe zukommen würden.
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Ein paar Zahlen dazu: Neben einmaligen Kosten von circa
2 Millionen DM auf 1 000 ha für die Flächen. die zum Ver-
kehrswert von der BVVG gekauft werden können. also maximal
50 000 ha. fallen für alle Flächen. die vorn Land gegebenenfalls
übernommen würden. Übertra gungskosten für Gnmderwerbs-
steuer und Notarkosten ton etwa 5 0 des Verkehrswertes an.
was circa 100 000 DM auf 1000 ha entspricht. Zusätzlich ‘‘ (ir-
den noch nicht konkret bestimmbare einmalige Vermessungs-
kosten anfallen. da die Übertragungsmöglichkeit nach dem
Vermögensrechtsereänzungsgesetz nur für Flächen in Natur-
schutzgebieten gilt. diese Flächen aber nach naturschutzfach-
liehen Gegebenheiten und nicht nach Flurstücksgrenzen ausge-
wiesen werden. Je nach Schutzstatus. Bewirtschaftun gsmög lich-
keit und -Intensität müssten für die laufenden Kosten durch-
schnittlich 200 DM je ha und Jahr kalkuliert werden. Diese
setzen sich aus Be%\ inschafiungskosten sowie fixen Kosten wie
zum Beispiel Beiträgen zu Wasser- und Bodenverbänden zu-
sammen. Hier möchte ich anmerken: Auch für die so genannten
geschenkten Flächen fallen selbstverständlich die laufenden
Kosten in unserem Landeshaushalt an.

Meine Damen und Herren \ an der PDS. unserer Fraktion ist im
Moment nicht ersichtlich. woher das Geld hierfür aus unserem
Haushalt kommen soll. Mein Vorredner hat das auch schon
gesagt. Die von Ihnen vorgeschlagenen Lottomittel können auch
nur einmal ausgegeben werden.

(Beifall hei CDU und DVU)

Der Ausreichung eines - wie in Ihrem Antrag gefordert - Blan-
koschecks zum Erwerb der Naturschutzflächen können wir auch
aus haushaltsrechtlichen Gründen nicht zustimmen. Daher leh-
nen wir den Antrag der PDS ab.

(Beifall hei CDU und SPD)

Präsident Dr. Knoblich:

Wir sind bei der Landesregierung. Herr Minister. Sie haben das
Wort.

Minister für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumord-
nung Birthler:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Landesregierung
hat sich in den vergangenen Wochen in intensiver Zusammen-
arbeit mit den Vertretern der anderen betroffenen Bundesländer.
mit dem Bundesfinanzministerium und der BVVG über den
Flächenbedarf und die konkrete Flächenaufteilung der kosten-
frei zu übertragenden Flächen abgestimmt. Zu den einzelnen
Zahlen und Größenordnungen muss ich mich hier nicht äußern.
Das ist schon mehrfach getan worden. Das Potenzial der kosten-
frei übertragenen Flächen kann damit für Brandenburg voll
ausgeschöpft werden.

Zu diesen Flächen wird es in den nächsten Wochen eine Verein-
barun g. der Landesregierung mit der BVVG geben. uni eine
Grundsatzvereinbarung zu schließen. die dann als Grundlage für
die Erarbeitun g eines Mustervertrages zur Flächenübertragung
dienen soll.

Neben diesen kostenfrei zu übertragenden Flächen fallen in

Brandenburg etwa 11 000 ha BVVG-Flächen in Naturschutz-
gebieten in die Kategorie der zum Verkehrswert erwerbbaren
Flächen. Dabei handelt es sich ausschließlich uni landwin-
seligfliehe Flächen. die in der Regel extensiv bewirtschaftet
werden. Diese Flächen sind prinzipiell von der BVVG erwerb-
bar. aber nur dann. wenn die Pächter nicht von ihrem gesetzlich
verankerten Vorkaufsrecht Gebrauch machen. Auch das würde
einer vollständigen Übernahme entgegenstehen. Gegenwärtig
bedarf es noch einer umfan greichen Prüfung. welche landw in-
schafthchen BVVG-Flächen in Naturschutzgebieten von be-
sonders herausragenden naturschutzfachlichem Interesse sind
und ob die Pächter auf diesen Flächen nicht von ihrem Vor-
kaufsrecht Gebrauch machen. Ein Vorkaufsrecht des Landes
nach 69 des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes besteht
in diesen Fällen ohnehin nicht.

Selbstverständlich prüft die Landesre g ierung auch für diese
BVVG-Flächen in den Brandenburger Schutzgebieten verschie-
dene Möglichkeiten mit dem Ziel. eine langfristig tragfähige
Lösung zu finden. Es wurde schon darauf hingewiesen: Mehrere
Naturschutzstiftungen und -verbände haben bereits Interesse am
Kauf von naturschutzfachlich hochwertigen Flächen der BVVG
bekundet, die in den Flächenpool der per Kaufvertrag zu erwer-
benden Flächen fallen. Die Landesregierun g wird in den nächs-
ten Wochen mit den Vertretern der Naturschutzstiftungen und
-verbände intensiv die Möglichkeit des Flächenerwerbs durch
diese Einrichtungen prüfen.

Des Weiteren wird die Landesregierung unterstützend tätig
werden. uni den Flächenerwerb mithilfe von Projektgeldern.
zum Beispiel im Rahmen von Naturschutzgroßprojekten. oder
durch Mittel des Naturschutzfonds zu ennöglichen. Insbesonde-
re durch die Deutsche Bundesstiftung Umwelt. die kürzlich per
Satzungsänderung ihre Fördermöglichkeiten auf den Bereich
Naturschutz erweitert hat. wird eine finanzielle Unterstützung
erwartet.

Es ist für mich selbstverständlich. auch wenn der Antrag der
PDS keine Mehrheit zur Überweisun g findet. dass der Landtag
und der ‚Ausschuss weiter über dieses Verfahren unterrichtet
werden. Ich meine. damit hat Ihr Antrag auch seinen Zweck
erfüllt. - Vielen Dank.

(Beifall bei SPD und CDU)

Präsident Dr. Knohlich:

Wir sind an Ende der Rednerliste und ich schließe die Aus-
sprache.

Wir kommen zur Abstimmung. Die PDS-Fraktion beantragt die
Überweisung des .Antra ges. Drucksache 3/968. an den Aus-
schuss für Landwirtschaft. Umweltschutz und Raumordnung.
der federführend sein soll, sowie an den Ausschuss für Haushalt
und Finanzen. Wer diesem Überweisungsansinnen folgt. möge
die Hand aufheben. - Gibt es Gegenstimmen? - Stimmenthaltun-
gen? - Damit ist die Überweisung mehrheitlich abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung in der Sache. Wer dem Antrag in
der Sache fol gt. möge die Hand aufheben. -Gibt es Gegenstim-
men? - Stimmenthaltungen? - Damit ist der Antrag auch in der
Sache abgelehnt.
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Ich schließe den Ta gesordnungspunkt und mit ihm gleichzeiti g	Wir sehen uns morgen an gleicher Stelle um 10 Uhr zur 26. Sit-
die heutige Sitzung.	 zung. Ich wünsche Ihnen einen schönen Abend.

Ich erinnere Sie daran, dass uns die Jä ger und Angler heute in
die Kantine zum parlamentarischen Abend einladen. 	 Ende der Sitzung: 18.22 Uhr
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Anlage

Schriftliche Antworten der Landesregierung auf Mündli-
che Anfragen in der Fragestunde im Landtag am 15. Novem-
ber 20011

Frage 459
Fraktion der DVU
Abgeordnete Birgit Feetui e r
- Beschleunigung von Asylverfahren im Land Brandenhurg -

Der Innenminister des Landes Brandenburg Herr Schönbohm
sprach sich bei unterschiedlichsten Gelegenheiten für eine
Beschleuni gung der Asylverfahren aus.

Ich frage die Landesregierung: Welche konkreten Maßnahmen
hat sie bis jetzt unternommen bzw. will sie in Zukunft unterneh-
men. um die Dauer der Asylverfahren im Land Brandenburg zu
beschleunigen?

Antwort der Landesregierung

Minister des Innern Schönbohm

Bei den Verwaltungsgerichten des Landes sind rund 5 200 Asyl-
verfahren anhängig. Die durchschnittliche Verfahrensdauer beträgt,
derzeit 30.3 Monate in Klage- und 2 Monate in Eilverfahren.

Die Landesregierung hat mit Zustimmung des Landtages im
laufenden Jahr zehn neue Stellen für Verwaltun gsrichter ge-
schaffen. die bereits besetzt sind. Im kommenden Haushaltsjahr
werden weitere fünf neue Stellen geschaffen und besetzt. Damit
sind die Voraussetzungen dafür geschaffen worden, auch die
Verfahrensdauer bei den Asylverfahren zu verkürzen.

Frage 460
Fraktion der CDU
Abgeordneter Rainer Neumann
- Zukünftige Nutzung der Elbe -

Im Prienitzer Abschnitt der Elbe werden derzeit Buhnen instand
gesetzt. Der Abschnitt wurde deshalb aus gewählt, weil es hier
für die Binnenschifffahrt durch die schlechte Fahrrinne große
Probleme gibt.

Der BUND und die Biosphärenreservatsverwaltung fordern. auf die
Instandsetzun g zu verzichten, wohl wissend. dass sich dadurch die
Schifffahrtsbedingungen steti g verschlechtern werden, was über
kurz oder lang zur Aufgabe der Schifffahrt in diesem Elbeabschnitt
führen würde. Aus dem IS • aidenburger Umweltministerium hieß es
dazu in einer Pressemeldun g vom 26.10.2000. man sehe den Buh-
nenausbau mit _gewisser Sorge- und wolle deshalb Bundesver-
kehrsminister Klimmt um Unterstützung bitten.

Dem gegenüber stehen jedoch die Bemühungen der Wirtschafts-
region Prignitz. die derzeit darum ringt. einen ..Industriepark
Holz" in Wittenberge anzusiedeln. Für die Investoren ist die
Weiternutzung der Elbe als Binnenwasserstraße eine wesentli-
che Bedingung für ihre Ansiedlungsentscheidung.

ich die Landesreg ierung: Welchen Standpunkt vertritt bzw.
welche Ziele verfolgt sie im Hinblick auf die künfti ge Nutzung
der Elbe?

Antwort der Landesregierung

Minister für Stadtentwicklung. Wohnen und Verkehr Meyer

Nicht zum ersten Mal bestätige ich Ihre Ansicht von der Stelle.
dass eine wirtschaftliche Entwicklung des Raumes Wittenberge
ohne Erhalt der Elbe als Schifffahrtsweg nicht denkbar ist. Inso-
fern setzt sich die Landesregierung grundsätzlich für den Erhalt
und die Verbesserung der Schifffahrtsbedingungen auf der Elbe
ein. Ich bestreite nicht. dass es zur Art der dazu erforderlichen
Maßnahmen Meinungsunterschiede zwischen der Wasser- und
Schifffahrtsverwaltung der Bundes- und der Umweltverwaltung
sowie Umweltverbänden gibt. Der Buhnenausbau. notwendig
für die Erhaltung der Schifffahrtsrinne. bedingt durch mangeln-
de Unterhaltung in den zurückliegenden Jahrzehnten, wird von
der Umweltverwaltung aufmerksam begleitet.

Der aktuelle Bundesverkehrswegeplan von 1992 enthält die
Zielsetzung. Schwachstellen in der Rinne zu beseitigen. So
sollen die Fahrrinnentiefen - damit sind nicht die Abladetiefen
gemeint - auf der gesamten Elbe zwischen Geesthacht und der
tschechischen Grenze von 2.60 in zu 50 "al des Jahres und 1,611m
zu 95 '1, i) des Jahres gewährleistet werden.

Von besonderer Bedeutung für die Schifffahrtsverhältnisse auf
dem Elbe-Abschnitt bei Wittenberge ist die Aufarbeitung der so
genannten _Reststrecke- hei Dörritz. Für diesen 13 km langen
Abschnitt, für den ein solcher ehemaliger Ausbauzustand nicht
nachgewiesen werden kann, sind die Vorbereitungsuntersu-
chungen abgeschlossen.

Demnächst erfol gt durch die Wasser- und Schifffahrtsverwal-
tung des Bundes die Eröffnung eines Planfeststellungsverfah-
rens mit den dazu gehörenden Umweltverträglichkeitsuntersu-
chungen und landschaftspflegerischen Begleitplänen. Mit Reali-
sierung dieser Investition kann dann die Stabilisierung der
Schifffahrtsbedingungen auf dem unteren Teil der ..Mittleren
Elbe" abgeschlossen werden. Die Wirtschaftsregion Prignitz
wird davon profitieren.

Wie bereits gesa gt, sind Erhaltungs- und Neubaumaßnahmen
immer Anlass zu Überlegungen und Abstimmungen zwecks
naturfreundlicher Gestaltung des Stromes Elbe. Hierzu fanden
bereits Abstimmungen mit dem Bundesverkehrsministerium
statt. Weitere Abstimmungsgespräche zwischen der Wasser-
und Schifffahrtsverwaltung des Bundes und den Ländern Bran-
denburg. Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt wur-
den kürzlich (am 14.1 I .20001 bei einem Treffen in Potsdam
festgelegt.

Frage 461
Fraktion der PDS
Abgeordnete Dr. Esther Sehrüder
- Einsparungen im „Kurssystem contra Langzeitarbeitslo-
sigkeit" -

Das Problem der Langzeitarbeitslosigkeit ist in keinem anderen
der neuen Bundesländer so gravierend wie im Land Branden-Angesichts dieser beiden gegensätzlichen Auffassungen frage
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burg . Über 38 % der registrierten Arbeitslosen sind bereits län-
ger als ein Jahr ohne Job. Die Zahl der Langzeitarbeitslosen
steigt ungehremst um etwa 20 im Vergleich zum jeweiligen
Vorjahresmonat.

Vor diesem Hintergrund plant die Landesregierung Einsparun-
gen im ..Kurssystem contra Langzeitarbeitslosigkeit - . In der
Ausschreibung für das Jahr 2001 vom 25.10.2000 sind die
Kursorte Pritzwalk. Nauen. Oranienburg. Bad Freienwalde,
Beeskow. Ludwigsfelde und Königs Wusterhausen nicht mehr
enthalten.

Ich frage die Landesregierung: Nach welchen Auswahlkriterien
i regionale Arbeitslosenquote. Anteil der Frauenarbeitslosigkeit.
Anteil der Langzeitarbeitslosen, Auslastung des Kurssystems
vor Ort und Eingliederungseffekte) reduziert sie genau diese
genannten Kursorte?

Antwort der Landesregierung

Minister für Arbeit. Soziales. Gesundheit und Frauen Ziel

Ich habe schon öfter v an diesem Pult aus darauf hingewiesen. dass
es angesichts der schwierigen Hauhaltssituation unvermeidlich
war, auch heim _Kurssystem contra Langzeitarbeitslosigkeit- zu
reduzieren. Das ist uns nicht leicht gefallen. Wir wollten dennoch
möglichst viele Standorte mit ausreichendem und qualifiziertem
Personal erhalten. Allerdings mussten auch einige entfallen.

Die jetzt enthaltenen 24 Einrichtungen verteilen sich so übers
Land. dass in jedem Kreis und jeder kreisfreien Stadt das Kurs-
system nm mindestens einem Standort vertreten ist. So wird
auch künftig die Erreichbarkeit der Betroffenen gewährleistet.

Obwohl das Kurssystem zentral angelegt sein muss, um seine
volle Wirkung entfalten zu können, ermö g lichen wir es den
Kursträgern. dass sie ein bis zwei Kurse an den bisherigen
Standorten durchführen. So bleibt auch in den sieben Orten. wo
es nicht mehr in vollem Umfang durchgeführt werden kann. ein
Angebot erhalten.

Ich kann Ihnen versichern. dass wir unsere Entscheidungen sehr
sorgfältig abgewogen haben. Um zum Beispiel Standorte in
ländlichen Regionen zu erhalten - auch eine Forderung der
PDS-Fraktion -. haben wir uns entschlossen. hauptsächlich
berlinnahe Standorte nicht mehr zu fördern - wie Nanen. Lud-
wigsfelde. Königs Wusterhausen. Oranienburg. Bei Königs
Wusterhausen kamen Auslastun gsprobleme hinzu. Regionale
Bezüge und das Niveau der Arbeitslosigkeit waren weitere
Kritenen für unsere Entscheidungen.

Frage 462
Fraktion der CDU
Abgeordneter Wilfried Schrei
- Bau der Elbbrücke bei Müh'berg -

Bei einem Besuch in Herzberg (Elbe-Elster) im Mai 200(1 er-
klärte ein hochrangiger Vertreter aus dem Staatsministerium für
Wirtschaft und Arbeit des Landes Sachsen gegenüber Minister
Meyer. dass sich das Land Sachsen an den Kosten für den Bau
einer Brücke über die Elbe bei Mühlberg zur Hälfte beteiligen
würde.

Ich frage die Landesreg iening: Wie weit sind die Verhandlun-
gen zwischen der brandenburgischen und sächsischen Landes-
regierung hinsichtlich dieses Sachverhaltes fortgeschritten''

Antwort der Landesregierung

Minister für Stadtentwicklung. Wohnen und Verkehr Meyer

Das von Ihnen angesprochene Vorhaben ist Bestandteil des
Landesstraßenbedarfsplanes. Die Planung ist angelaufen, das
Raumordnungsverfahren wird vorbereitet (Antragskonferenz
noch in diesem Jahr).

Eine Vereinbarung zwischen beiden Ländern zum gemeinsamen
Bau einer Brücke über die Elbe hei Mühlberg ist in Vorberei-
tung. Einzelheiten werden in einem gemeinsamen Termin noch
im November zwischen den beiden zuständigen Landesministe-
rien besprochen.

Frage 463
Fraktion der PDS
Abgeordnete Gerlinde Stobrawa
- Erhöhung der Zuschüsse Brandenburgs für die entwick-
lungspolitische Zusammenarbeit -

In der Haushaltsdebatte für die Jahre 2000'2001 beantragte die
PDS-Fraktion eine Reduzierung der Mietausgaben für das
Verbindungsbüro Brüssel. Unsere damalige Argumentation
stützte sich darauf, dass für dieses Jahr 171 400 DM eingeplant
waren. jedoch Anfang Juni noch kein gültiger Mietvertrag vor-
lag. Unser damaliger Vorschlag war darauf gerichtet. die einge-
sparten Mietausgaben zu nutzen, um die Zuschüsse für entwick-
lungspolitische Projektförderung. die für die Jahre 2000 und
2001 insgesamt 245 000 DM betragen, zu erhöhen.

Nach neuesten Informationen ist das Verbindungsbüro nunmehr
im November 2(10(1 in ein neues Domizil um gezogen. Dem-
zufolge muss in diesem Jahr höchstens für 2 Monate Miete
gezahlt werden.

Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: Wie ge-
denkt sie die wegen des späteren Umzugs des Verbindungs-
büros eingesparten Mittel zu verwenden?

Antwort der Landesregierung

Minister der Justiz und für Europaangelegenheiten
Prof. Dr. Schelter

Im laufenden Haushaltsjahr sind für das Verbindungsbüro zur
Europäischen Union in Brüssel unter der Zweckbestimmung
_Mieten und Pachten für Grundstücke. Gebäude. Räume und
Maschinen- 171 400 DM veranschlagt. Davon entfallen
156 600 DM auf Mieten und Pachten für Grundstücke. Gebäude
und Räume. Bei diesem Betrag handelt es sich um die einge-
planten Mietmittel für die Zwischenanmietung des Verbin-
dunesbüros während der Dauer der Umbau- und Sanierungs-
maßnahmen am eigentlichen Dienstgebäude.

Anders als geplant konnte der Mietvertrag für die Zwischen-
anmietung des Verbindungsbüros erst im September abge-
schlossen werden. Die Suche nach einer geeigneten Liegen-
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schaft und die Vertra gsverhandlungen haben sich als ausgespro-
chen schwierig erwiesen. So wurden die Verhandlungen über
ein zunächst in Betracht gezogenes Objekt durch den Vermieter
überraschend abgebrochen, da er kurzfristig den Entschluss ge-
fasst hatte. das Objekt zu verkaufen. Beabsichtigt war ein Miet-
beginn zum I . Juli 2000. sodass die vorgesehenen Mietmittel
nahezu ausgeschöpft worden wären.

Zur Herstellung der Nutzbarkeit der neuen Liegenschaft für
den vorgesehenen Zweck sind kleinere Umbaumaßnahmen
erforderlich. Außerdem müssen zum Beispiel die IT-Verkabe-
lung und eine Telefonanlage eingebracht. die Kaution von drei
Monatsmieten hinterle g t und das Umzugsunternehmen bezahlt
werden.

Die eingesparten Mietmittel werden daher zur Deckung der mit
dem Umzug anfallenden Mehraus gaben benötigt.

Sofern Reste verbleiben. können diese zur Erwirtschaftung der
im Haushalt ausgebrachten globalen Minderausgabe herangezo-
gen werden. Auf mein Resson entfällt ein beträchtlicher Betrag
in Höhe von 10.9 Millionen DM.

Zur Erhöhung der Zuschüsse für entwicklungspolitische Pro-
jektförderungen können die eingesparten Mietmitte] im Rahmen
des Haushaltsvollzuges mangels Deckungsfähigkeit der Titel
nicht genutzt werden.

Frage 464
Fraktion der DVt
Abgeordneter Michael Claus
- Abwanderung von Lehrkräften des Landes Brandenburg
nach Berlin -

Laut Pressemeldungen wandern aufgrund lukrativerer Angebote
zunehmend Lehrkräfte aus Brandenburg nach Berlin ab. So
seien nach Angaben des Brandenbur ger Bildungsministeriums
seit Ferienende im Sommer 2000 bereits 80 Lehrer ab gewan-
den. Vieles deutet darauf hin. dass sie nach Berlin gegangen
seien, bestätigte Martin Gorholt. Pressesprecher im Potsdamer
Bildungsministerium. Zu Mangelfächern hätten sich vor allem
die Fremdsprachen entwickelt. aber genau dafür fehlen die
Lehrer auch in Berlin.

Ich frage die Landesregierun g : Welche Maßnahmen will sie
ergreifen. um die weitere Abwanderung von Lehrkräften aus
Brandenburg nach Berlin bzw. in andere Bundesländer zu ver-
hindern?

Antwort der Landesregierung

Minister für Bildung. Jugend und Sport Reiche

Die Landesregierung versucht im Rahmen der rechtlichen Mög-

lichkeiten alles, um Lehrkräfte im Land Brandenburg zu halten.
Das Land Berlin ist jedoch für die Lehrkräfte als Dienstherr
bzw. Arbeitgeber in der Lage. attraktive An gebote zu machen.
So werden in Berlin Lehrkräfte in vielen Fällen grundsätzlich
sofort unbefristet mit vollem Beschäftigungsumfang eingestellt.
Sie erhalten im gesamten Stadtgebiet Vergütun gen aufder Basis
des BAT und nicht nur die geringere Vergütung auf der Basis

des BAT-0 (57 u ni wie im Land Brandenburg und den übrigen
neuen Ländern.

Brandenburg kann wegen der in den nächsten Jahren weiter
durchwachsenden geburtenschwachen Jahrgänge auch nur in
sehr wenigen Fällen Lehrkräfte unbefristet mit voller Stelle
einstellen. Bei den übrigen Neueinstellungen sind volle Arbeits-
verträge nur befristet mö g lich. da der Schülerrückgang in den
nachfolgenden Jahren zu einer kontinuierlichen Verringerung
des Lehrerbedarfs führt. Darüber hinaus kann Berlin aufgrund
einer besonderen Re gelung des Bundesbesoldungsgesetzes -
anders als Brandenburg und andere Länder - Lehrkräfte mit 2
Wahlfächern, die nicht als Studienräte an Gymnasien ausge-
bildet sind. in die Besoldun gsg ruppe A I 3 bzw. die Vergütungs-
gruppe II a BAT einstufen bzw. eingruppieren. Damit ist ein
erheblicher Teil der Lehrkräfte im Land Berlin höher vergütet
bzw. besoldet als im Land Brandenburg.

Die Landesregierung ist zurzeit intensiv bemüht, fol gende Maß-
nahmen zu unternehmen:

Mit dem Land Berlin sind Gespräche mit dem Ziel geführt
worden. entsprechend den Vereinbarungen der Kultusminis-
terkonferenz bei einem Wechsel von Lehrkräften in das je-
weils andere Bundesland zumindest auf die Organisations-
zeiträume des Schuljahres Rücksicht zu nehmen. Die Verein-
barungen. die die Kultusministerkonferenz 1971.  1976 und
1988 beschlossen hat. sehen vor, dass sich die Dienststellen in
der Regel vier Monate vor der geplanten Übernahme einer
Lehrkraft informieren. Die Übernahme von in einem anderen
Land Beschäftigten soll zu Beginn eines Schuljahres oder des
Schulhalbjahres erfolgen.

Brandenburg wird sich in der Kultusministerkonferenz und in
der Finanzministerkonferenz dafür einsetzen, dass die bundes-
rechtlich festgelegten Einstufungen von Lehrern im Beamten-
verhältnis. die entsprechend auch für Angestellte gelten. ein-
heitlicher gestaltet werden.

Im Umfang von bis zu 250 VZE (Vollzeiteinheiten) werden
Lehrkräfte unbefristet eingestellt.

Stellenausschreibun gen werden durch die Staatlichen Schul-
ämter vorbereitet und beim MBJS so aufbereitet, dass auf sie
bundesweit über das Internet zugegriffen werden kann.

Unbefristet beschäftigte Lehrkräfte und unbefristet neu Einge-
stellte werden weiterhin ins Beamtenverhältnis übernommen.
Für diese Lehrkräfte besteht im Vergleich zum Ostteil Berlins
kein Unterschied hinsichtlich der Besoldungshöhe.

Die Kultusministerkonferenz wird bundesweit aufgrund des
mittel- und langfristig in den alten Ländern steigenden Lehrer-
bedarfs für den Lehrerberuf werben.

Die Landesregierung ist über die hohe Fluktuation zu Beginn
des Schuljahres außerordentlich beunruhigt. Durch die bevor-
stehenden Pensionierungswellen in Berlin und anderen alten
Bundesländern mit ihrem hohen Anteil älterer Lehrkräfte ist
auch für die nächsten Jahre eine erhebliche Fluktuation auf dem
Lehrerarbeitsmarkt zu erwarten. Die Landesregierung drängt
deshalb auf wirksame Absprachen. uni eine Benachteiligung
Brandenburgs auszuschließen.
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Frage 465
Fraktion der PDS
Abgeordneter Thomas Domres
- Finanzamt Perleberg -

Im Jahre 1996 wurde das Finanzamt Perleherg geschlossen.

Ich frage die Landesregierung: Welche Summe wurde durch die
Schließung des Finanzamtes in Perleberg eingespart?

Antwort der Landesregierung

Nlinisterin der Finanzen Ziegler

Sie fragen nach der Summe. die durch die Schließun g des Fi-
nanzamtes Perleberg eingepart wurde.

An Miet- und Bewirtschaftungskosten wurden ca. 130 000 DM
jährlich eingespart. Synergiceffelete wurden genutzt. Ich möchte
in diesem Zusammenhang aber ausdrücklich darauf hinweisen.
dass hei der Verle gung des Finanzamtes Perleberg der Nach-
vollzug der Kreisgcbietsrefomi im Vordergrund stand.

Mit der Kreisgebietsrcfonn wurden in Brandenburg 14 Land-
kreise und vier kreisfreie Städte gebildet. Im Interesse eines
klaren und einheitlichen Verwaltungsaufbaus ist die Einräu-
mi g keit der Verwaltung grundsätzlich auch für die Finanz-
ämter nachvollzogen worden. So wurde jedem neu zu bilden-
den Kreis ein Finanzamt zugeordnet. Die Standortauswahl für
die Finanzämter erfolgte grundsätzlich zugunsten der Kreis-
städte. die den Kreissitz verloren hatten. Damit verlor die
Kreisstadt Perleberg ihren Finanzamtsstandort. Im Jahr 1993
waren also vorrangig organisatorische Argumente für die
Neuordnung entscheidend (tatsächliche Umsetzung der Ent-
scheidung 1996).

In die Überlegungen zur Straffung der zu diesem Zeitpunkt
bestehenden Behördenlandschaft waren natürlich auch Wirt-
schaftlichkeitsbetrachtungen eingeflossen, aber nicht unter dem
Aspekt, fiktive Summen ermitteln zu müssen. Miet- bzw. Inves-
titionskosten in erheblichem Umfang haben sich in Perleberg er-
übrigt. weil das Finanzamt Pritzwalk über eine Anmietung ver-
fügte. in der alle Beschäftigten des Finanzamtes Perleber g mit
untergebracht werden konnten.

Ich möchte Ihre Frage aber auch zum Anlass nehmen. an die-
sem Beispiel auf einige Grundsätze der Organisation hinzu-
weisen:

Das Finanzamt Perleherg umfasste 98 Beschäftigte und das Fi-
nanzamt Pritzwalk 112 Beschäftigte. Eine so gerin ge Beschäf-
tigtenzahl ermöglicht keinen wirtschaftlichen Betrieb eines
Finanzamtes. In kleinen Verwaltungseinheiten ist die Anzahl
der Beschäftigten mit Querschnittsaufgaben. wie z. B. Organisa-
tion. Personal. Haushalt wahrzunehmen. im Verhältnis zu den
Beschäftigten, die für die Fachaufgaben zuständig sind. über-
proportional. Zudem wird in größeren Finanzämtern auch bei
den Fachaufgaben die Aufgabenerledigung effizienter. da die
notwendigen Spezialkenntnisse aufden verschiedenen Gebieten
des Steuerrechts auf mehr Beschäftigte verteilt werden können.
Fachliche Vertretungen z. B. im Krankheits- und Urlaubsfall
können in größeren Finanzämtern ebenfalls weit besser gewähr-
leistet werden.

Frage 466
Fraktion der PDS
Abgeordneter Thomas Domres
- Beabsichtigte Schließung des Finanzamtes Pritzwalk -

Medienberichten zufolge steht das Finanzamt in Pritzwalk vor
der Schließung. Mit der Schließung würde der Landkreis Prig-
nitz wieder eine Landeseinrichnin g verlieren.

Ich frage die Landesregierung: Welche Gründe hat sie für ihre
Entscheidung?

Antwort der Landesregierung

Ministerin der Finanzen Ziegler

Im Gegensatz zu den Vermutungen in den Medien ist eine
Entscheidung der Landesreg ierung zur Schließung des Finanz-
amtes Pritzwalk bisher nicht getroffen worden. Gründe für
eine Entscheidung der Landesregierung, die nicht getroffen
wurde. kann ich Ihnen daher nicht nennen. ich bin aber gcnie
bereit, einige grundsätzliche Aussagen zum Verfahrensstand
zu machen.

Aufgrund der Beschlüsse der Landesregierung vom 07.12.1999
zur strukturellen Entlastung des Landeshaushalts wurde die
Oberfinanzdirektion (OFD) gebeten, eine Verringerung der
Zahl der Finanzämter zu prüfen. In fünf Fällen wird eine Zu-
sammenlegung aus wirtschaftlichen und organisatorischen
Gründen für prüfungswürdig erachtet. Einer der Vorschläge
beinhaltet die Prüfung einer Zusammenführung der Finanz-
ämter Pritzwalk und Kyritz am Standort Kyritz. Dabei ver-
weist die OFD in ihrem Bericht insbesondere auf die unzurei-
chende Wirtschaftlichkeit der beiden kleinen Finanzämter und
zeigt Einsparungspotenziale bei einer gemeinsamen Unter-
bringung in Kyritz auf.

Der OFD-Bericht. der in meinem Haus noch nicht umfassend
ausgewertet wurde. stellt aber erst die Grundlage für eine
umfangreiche Untersuchun g dar. die alle Finanzämter des
Landes umfassen wird. Ich versichere Ihnen. dass alle Krite-
rien, die für und g e gen eine Zusammenführung sprechen.
gewissenhaft gegeneinander abgewogen werden. Dazu gehört
auch eine Prüfung im Zusammenhang mit sämtlichen anstehen-
den Standortentscheidungen der Landesregierung aus Sicht der
Landesplanung. Dabei werden und müssen entwicklungspoliti-
sehe Kriterien und auch regionale Besonderheiten eine wichti-
ge Rolle spielen.

Herr Domres. Ihre Sorge um den Erhalt des Finanzamtsstand-
ortes ist gerade für mich als Prignitzcrin nachvollziehbar. auch
weil ich weiß, was es für die betroffene Re g ion und für die
Beschäftigten bedeuten würde. den Finanzamtsstandort zu ver-
lieren.

Die nun beginnende Prüfung der Vorschläge der OFD erfolgt
unter Einbeziehun g der Arbeitsgruppe Verwaltungsoptimierung
des MdF. zu der auch Finanzamtsvorsteher und Vertreter der
Personalräte gehören. und wird allen Beteiligten viel abver-
langen. Bis zum Abschluss des Verfahrens werde ich den Haus-
halts- und Finanzausschuss regelmäßig über den Verfahrens-
stand informieren.
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Frage 467
Fraktion der PDS
Abgeordneter Thomas Domres
- Heimlies% ohnerschutzgesetz -

Bundesgesundheitsministerin Fischer und Bundesfamilienmi-
nisterin Bergmann haben vor wenigen Tagen ein Heimbewoh-
nerschutzeesetz und ein Qualitätssicherungsgesetz angekündigt.

Ich frage die Landesregienme: Hält sie die Gesetzentwürfe für
ausreichend. um die in Pflegeeinrichtungen immer wieder auf-
tretenden Probleme nachhaltig zu beseitigen?

Antwort der Landesregierung

Minister für -tim-Weit. Soziales. Gesundheit und Frauen Ziel

Gesetze allein reichen nie. uni auftretende Probleme zu behe-
ben. Aber sie nehmen die Verantwortlichen in die Pflicht. im
konkreten Fall etwas zu ändern. Das brandenburgische Sozial-
ministerium hat intensi% an den beiden Regierungsentwürfen
zur Heimgesetznovelle und zum Pflegequalitätssicherungsgesetz
mitgewirkt. Ich halte diese Gesetzesvorhaben des Bundes für
wichti ge Beiträge zur Verbesserun g der Lebensqualität pflege-
bedürfti ger Menschen in unserem Land.

Das Heim gesetz regelt die ordnungsrechtlichen Standards von
Wohnen und Betreuung. das Rechts%erhältnis zwischen Heim-
bewohnern und Heunträgem sowie die Befugnisse der %Maid.-
sieht. Mit seiner Novellierung wird beabsichti gt. die Heimer-
träge transparenter zu machen sowie die Kosten und Leistungen
klarer zuordnen zu können.

Des Weiteren erhält der Heimbeirat größere Mitspracherechte -
so können erstmals auch Angehöri ge der Bewohner hineinge-
wählt werden. Lind schließlich stärkt die Novelle die Kontroll-
befugnisse der Heimaufsicht: grundsätzlich soll einmal jährlich
g eprüft werden - angemeldet und unangemeldet und auch
nachts.

Wichtig hei allem ist uns, die Zusammenarbeit zwischen den
Prüfinstitutionen (und das sind auf der einen Seite der Medizi-
nische Dienst der Krankenkassen und auf der anderen die staat-
liche Heimaufsicht) zu verbessern. Daher re gelt die Novelle
auch ausdrücklich die Befugnis und die Verpflichtun g zum
gegenseitigen Daten- und Erkenntnisaustausch. Wir haben im
Landespflegeausschuss beschlossen. diese Zusammenarbeit
schon jetzt vorzubereiten.

Das Qualitätssicherungsgesetz präzisiert die vertraglichen
Pflichten zwischen Kostenträ gem - also Pflegekassen und So-
zialhilfeträgem - und den Einrichtungsträgem - also den Pfle ge-
diensten und Pflegeheimen. Künftig müssen die Pflegeeinrich-
tuneen Konzepte zur Qualitätssicherung vorlegen: die Verträge
werden in Zukunft nicht nur die Vergütung verbindlich regeln,
sondern auch die Leistungen und deren Qualität.

In der Bundesrepublik werden jährlich 30 Milliarden DM für die
Pflege aus gegeben, meine Damen und Herren. Ich halte es für
dringend notwendig. in diesem großen Bereich. der soziale Siche-
rung und Markt zugleich ist. Leistungen präzise zu beschreiben.
Erst das ermöglicht es, die Erfüllun g des vertraglich Vereinbarten
zu kontrollieren und eventuell Sanktionen zu ergreifen.

Solche Sanktionsmöglichkeiten sind unerlässlich für die Siche-
rung der Qualität. Lind Qualität in der Pflege sind wir ebenso
den pflegebedürftigen Menschen schuldig wie auch den Bei-
tragszahlern.

Frage 468
Fraktion der PDS
Abgeordneter Dr. Andreas Trunschke
- Zukunft von Sport- und Kulturgruppen beim Polizeisport-
verein Cottbus 90 e.

Die Landesregierung beabsichtigt das Polizeipräsidium Cottbus
aufzulösen. Betroffen wären davon möglicherweise auch z. B.
das bekannte Cottbuser Kindermusical und verschiedene Sport-
unippen. die beim Polizeisportverein Cottbus 90 e. V eine Heim-
statt gefunden haben.

Deshalb frage ich die Landesre g ierun g : In welcher Weise
wurden diese Bereiche in die Überlegungen der Landesregie-
rung zur zukünftigen Strukturierung der Polizeiarbeit ein-
bezoeen?

Antwort der Landesregierung

Minister des Innern Schönbohne

Beim Polizeisportverein Cottbus 90 e. V. handelt es sich um
einen eigenständigen und im Vereinsregister eingetragenen
Sportverein. Eine sehr wichtige Aufgabe des Vereins besteht in
der Betreuun g von 400 Kindern und Ju gendlichen. Der Verein
regelt seine Tätigkeit und geschäftliche Grundla ge nach dem
geltenden Vereinsrecht selbstständig. Es besteht keine wirt-
schaftliche Abhängi gkeit zum Polizeipräsidium Cottbus in dem
Sinne. dass das Polizeipräsidium Cottbus wirtschaftlicher Trä-
ger des Vereins durch Bereitstellung finanzieller oder materiel-
ler Mittel für die Vereinstätigkeit ist. Das Bestehen des Sport-
vereins ist nicht an die Existenz des Polizeipräsidiums in Cott-
bus gebunden. Die Auflösung des Polizeipräsidiums muss also
keinen Einfluss auf das Fortbestehen des Polizeisportvereins
Cottbus 90 e. V. haben.

lin Rahmen der Nachnutzung der Liegenschaft des Polizeipräsi-
diums Cottbus wird geprüft. zu welchen Konditionen dem Poli-
zeisportverein die Fortführung des Trainingsbetriebes in den
bisher genutzten Räumlichkeiten ermögliche werden kann.

Wir wollen alles tun, uni dem Polizeisportverein seine segens-
reiche Täti gkeit weiterhin zu ermöglichen.

Frage 469
Fraktion der PDS
Abgeordnete Kerstin Osten
- Verzögerung Baubeginn der Stadtbrücke in Frankfurt
(Oder) -

In Frankfurt (Oder) wird öffentlich das Problem der Verzöge-
rung des Baubeginns der Stadtbrücke zwischen Frankfurt (Oder)
und Slubice diskutiert. Diese Baumaßnahme hat internationale
Bedeutung.
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Ich frage deshalb die Landesregierung: Was wird sie dafür tun, 	 Brücke in Frankfurt (Oder) ist fiir den Zeitraum von September
dass diese Baumaßnahme planmäßig realisiert wird?	 2000 bis Ende 2002 geplant.

Antwort der Landesregierung

Minister für Stadtentwicklung, Wohnen und 1-erkehr Meyer

Die Realisierung der Baumaßnahme zur Erneuerung der Stadt-

Der Bauvertrag wurde am 6. September 2000 geschlossen. Die
vertraglich vereinbarte Bauzeit endet im Dezember 2002. Eine
Verzögerung des Baubeginns gegenüber dem geplanten Reali-
sierungszeitraum liegt nicht vor. Für den Bürger sichtbare Bau-
aktivitäten werden nach Abschluss der bamorbereitenden Ar-
beiten noch im November 2000 stattfinden.
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